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Regierungsbank: 

P e t e r  H a r r y  C a r s t e ns e n , Ministerpräsident 

Ut e  E r ds i e k- R a v e , Stellvertreterin des Minister-
präsidenten und Ministerin für Bildung und Frauen 

U we  D ö r i n g , Minister für Justiz, Arbeit und Euro-
pa 

D r .  R a l f  S t e g n e r , Innenminister 

R a i ne r  W i e ga r d , Finanzminister 

D i e t r i c h  A us t e r ma n n , Minister für Wissen-
schaft, Wirtschaft und Verkehr 

D r .  G i t t a  Tr a ue r n i c h t , Ministerin für Soziales, 
Gesundheit, Familie, Jugend und Senioren 

* * * * 

Beginn: 10:02 Uhr 

Vizepräsidentin Ingrid Franzen: 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich eröffne 
die 4. Tagung des Schleswig-Holsteinischen Landta-
ges. Das Haus ist ordnungsgemäß einberufen und 
beschlussfähig. Erkrankt sind die Herren Abgeordne-
ten Konrad Nabel und Thomas Stritzl. - Von dieser 
Stelle aus gute Genesungswünsche an die beiden! 

(Beifall) 

Beurlaubt sind Herr Minister Dr. von Boetticher. 
Ebenfalls für den heutigen Tag grundsätzlich beur-
laubt ist Herr Minister Austermann, der jedoch bis 
zum Ende des ersten Teils der Aktuellen Stunde an 
der Sitzung teilnehmen wird. Beurlaubt ist ferner für 
den heutigen Tag Landtagspräsident Kayenburg. 

Meine Damen und Herren, die Abgeordneten des 
SSW im Landtag haben einen Dringlichkeitsantrag 
eingereicht, den ich zunächst aufrufe: 

Bericht über die angekündigte Landesförderung 
für das Science Center in Kiel 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten des SSW 
Drucksache 16/134 

Wird das Wort zur Dringlichkeit gewünscht? - Ich 
erteile der Frau Abgeordneten Spoorendonk das 
Wort. 

Anke Spoorendonk [SSW]: 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Ich kann es ganz kurz machen, weil die Dringlichkeit 
aus der schriftlichen Begründung unseres Antrages 
hervorgeht. Wir bitten darum, dass dieser Antrag in 
dieser Tagung beraten wird. 

Vizepräsidentin Ingrid Franzen: 

Gibt es weitere Wortmeldungen zur Dringlichkeit? - 
Das sehe ich nicht. Dann lasse ich über die Dringlich-
keit des Antrages der Abgeordneten des SSW im 
Landtag abstimmen. Ich weise darauf hin, dass nach 
§ 51 Abs. 3 unserer Geschäftsordnung eine Zweidrit-
telmehrheit der abgegebenen Stimmen erforderlich 
ist. Wer die Dringlichkeit bejaht, den bitte ich um das 
Handzeichen. - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Dann 
ist die Dringlichkeit des Antrages mit der erforderli-
chen Mehrheit von zwei Dritteln bejaht worden. Ich 
schlage Ihnen vor, den Antrag als Tagesordnungs-
punkt 18 a in die Tagesordnung einzureihen und mit 
einer Redezeit von jeweils fünf Minuten am Donners-
tag nach Tagesordnungspunkt 23 zu behandeln. - Ich 
höre dazu keinen Widerspruch, dann werden wir so 
verfahren. 
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Es soll ein weiterer Dringlichkeitsantrag vorliegen - 
das kündige ich schon einmal an -, und zwar von der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Bericht zum 
Sachstand Husumer Hafen. Ich kündige das jetzt an; 
ich glaube, Ihnen liegt der Dringlichkeitsantrag noch 
nicht vor. Dann schauen wir einmal, ob wir den 
rechtzeitig bekommen. 

(Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Er ist zur Landtagsverwaltung 
hochgegeben worden! - Dr. Johann Wa-
dephul [CDU]: Wann denn? - Anne Lütkes 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Vor Beginn 
der Sitzung! - Weitere Zurufe) 

- Der Dringlichkeitsantrag wird gleich verteilt. Wir 
sollten das jetzt nicht davon abhängig machen, wie 
schnell die Verwaltung das kopiert bekommt. Ich 
habe ihn ordnungsgemäß bekommen und darauf hin-
gewiesen. 

Ich möchte Ihnen jetzt den weiteren Ablauf der Land-
tagstagung vorschlagen. Ich habe Ihnen eine Aufstel-
lung der im Ältestenrat vereinbarten Redezeiten ü-
bermittelt. Der Ältestenrat hat sich verständigt, die 
Tagesordnung in der ausgedruckten Reihenfolge mit 
folgenden Maßgaben zu behandeln: Zu den Tages-
ordnungspunkten 5, 7, 15, 16, 18 und 21 ist eine Aus-
sprache nicht geplant. Zur gemeinsamen Beratung 
vorgesehen sind die Tagesordnungspunkte 6 und 12, 
Anträge zum Ladenschluss sowie zur Bäder- und 
Fremdenverkehrsregelung. Von der Tagesordnung 
abgesetzt werden sollen die Punkte 3, 19 und 24. 
Punkt 20 soll ebenfalls von der Tagesordnung abge-
setzt werden, da die Ausschüsse ihre Beratungen noch 
nicht abgeschlossen haben. 

Der Innen- und Rechtsausschuss hat mit Druck-
sache 16/132 eine Beschlussempfehlung zum Thema 
„Grundsätze für die Behandlung von Immunitätsan-
gelegenheiten“ vorgelegt. Ich schlage Ihnen vor, die-
ses Thema als Punkt 21 a in die Tagesordnung einzu-
reihen und den Tagesordnungspunkten ohne Ausspra-
che hinzuzufügen. - Ich höre keinen Widerspruch, 
dann werden wir so verfahren. 

Wann die einzelnen Tagesordnungspunkte voraus-
sichtlich aufgerufen werden, ergibt sich aus der Ihnen 
vorliegenden Übersicht über die Reihenfolge der 
Beratung der 4. Tagung. Wir werden unter Einschluss 
einer jeweils zweistündigen Mittagspause bis längs-
tens 18 Uhr tagen. - Ich höre keinen Widerspruch, 
dann werden wir so verfahren. 

Meine Damen und Herren, auf der Besuchertribüne 
begrüße ich Schülerinnen und Schüler der Jörgensby 
Skolen aus Flensburg 

(Beifall) 

und Schülerinnen und Schüler der Toni-Jensen-
Gesamtschule aus Kiel. - Seien Sie uns herzlich will-
kommen! 

(Beifall) 

Ich rufe jetzt Tagesordnungspunkt 1 auf: 

Aktuelle Stunde 

Die Aktuelle Stunde wird dieses Mal zu zwei Gegens-
tänden durchgeführt, zunächst zum Thema „Stand der 
Ausschreibungen des Bahnteilnetzes Ost.“ 

Ich erteile für den Antragsteller, die Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Herrn Abgeordneten 
Klaus Müller das Wort. 

Klaus Müller [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Verehrte Damen und 
Herren! Das war ja schon ein Paukenschlag letzte 
Woche: die Ankündigung des Verkehrsministers 
Austermann, das Bahnteilnetz Ost eventuell nicht 
ausschreiben zu wollen. In der Presse und Öffentlich-
keit ist das ganz schlecht angekommen. Auch den 
Abgeordneten der großen Koalition war schon in der 
Ausschusssitzung alles andere als wohl und ange-
nehm bei den Ausführungen des Ministers. 

Jetzt hat gestern der Vorsitzende der SPD-Fraktion, 
Lothar Hay, eine klare und deutliche Sprache dazu 
gefunden. Lieber Lothar, das begrüße ich ausdrück-
lich. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und SSW) 

Aber die Aussage von Herrn Austermann, wenn die 
wirtschaftlichen Vorteile für das Land überwiegen, 
könne man auf eine Ausschreibung der bisher von der 
Regionaltochter der Deutschen Bahn AG betriebenen 
Strecke womöglich verzichten, ist eine Aussage, die 
so nicht stehen bleiben darf und wozu wir dem Ver-
kehrsminister jetzt gern die Chance geben möchten, 
diese zu korrigieren. Diese Aussage widerspricht 
nämlich der bisher sehr erfolgreichen Bahnpolitik der 
alten Landesregierung und eigentlich widerspricht sie 
auch dem Koalitionsvertrag von CDU und SPD. Dort 
heißt es kurz und knapp: „Der Wettbewerb im regio-
nalen Schienenverkehr hat sich bewährt.“ 

Jetzt haben sich in den vergangenen Wochen schon 
viele Akteure in der Bahnpolitik gefragt, ob hinter 
dieser Formulierung ein Unterschied zur rot-grünen 
Formulierung steckt, in der es hieß: „Die Wettbe-
werbspolitik wird konsequent fortgesetzt“. - Leider 
scheint dem wohl so zu sein. 

Verehrte Damen und Herren, damit wir uns nicht 
missverstehen: Ich habe keine Zweifel, dass der Ver-
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kehrsminister das Beste für unser Land möchte. Ich 
habe auch keine Zweifel, dass er nach Recht und 
Gesetz vorgehen wird; dafür wird schon sein Ministe-
rium sorgen. Ich würde mich auch freuen, wenn die 
Bahn AG das Teilnetz Ost bedienen würde. Ent-
scheidend ist aber, ob dies nach einem fairen Wett-
bewerb mit gleichen Chancen für alle geschieht oder 
ob hier zwischen alten Freunden Austermann und 
Mehdorn bei einem guten Glas Wein miteinander ein 
Deal ausgehandelt wird. Das ist ein elementarer Un-
terschied; das sollte so nicht sein. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und SSW) 

Verehrte Damen und Herren, auch ein Blick in die 
Zeitung von heute - ich empfehle das „Pinneberger 
Tageblatt“ - zeigt hier einiges an Diskussion. Man 
hätte ja meinen können, dass Herr Austermann viel-
leicht der einzige ist, der diese Linie verfolgt. Nein, 
leider weit gefehlt. Im Zusammenhang mit der ge-
planten Schließung von Reisezentren in den Bahnhö-
fen Pinneberg und Elmshorn lässt sich der Bundes-
tagsabgeordnete Dr. Ole Schröder (CDU) heute wie 
folgt zitieren: 

„Es kann nicht sein, dass die massiven Ein-
sparungen der Bahn den Service dermaßen 
verschlechtern und dies auf dem Rücken der 
Pinneberger Fahrgäste ausgetragen wird, a-
ber gleichzeitig die Bahn vom schleswig-
holsteinischen Verkehrsminister Dietrich 
Austermann als Partner für den Ostverkehr, 
und zwar ohne Ausschreibung, gewählt 
wird.“ 

Verehrte Damen und Herren, da hat der Bundestags-
abgeordnete Schröder Recht gehabt. Das kann so 
nicht sein. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, Schleswig-Holstein hat 
bisher die Nase vorn im Schienenpersonennahver-
kehr. Die schleswig-holsteinische Landesregierung 
hat bisher die Regionalisierung des Schienenver-
kehrs konsequent genutzt, um Einsparungen zu erzie-
len, die dann für qualitative und quantitative Verbes-
serungen im Sinne der Menschen genutzt worden 
sind. Dazu wurde der Schienenverkehr  schrittweise 
ausgeschrieben und das war leichter gesagt als getan.  

Verkehrsminister Rohwer hat damals harten Wider-
stand gehabt, weil natürlich eine Ausschreibung im-
mer dazu führen kann, dass der Beste gewinnt und 
nicht automatisch der bisherige Monopolist; der kann 
auch Strecken verlieren. 

Schleswig-Holstein ist Spitzenreiter bei der Aus-
schreibung von Strecken. Durch diese Ausschreibun-
gen haben wir in den vergangenen Jahren millionen-
schwere Einsparungen erzielt, aber gleichzeitig auch 
die Qualität verbessert. Das heißt, die Menschen 
haben konkret etwas von dieser Politik gehabt. Ich 
erinnere nur an neue Triebwagen, neues Fahrzeugma-
terial. Es macht Spaß, es ist wieder angenehm, in 
Schleswig-Holstein mit der Bahn zu fahren, auch 
dank dieser Politik. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Die Deutsche Bahn ist aber nicht immer automatisch 
Verlierer bei solchen Ausschreibungen. Nein, das ist 
nicht der Fall. Ich erinnere an die Strecke Hamburg-
Flensburg-Padborg, die jetzt neu vergeben worden 
ist. Da hat die Bahn zugeschlagen, weil sie gut war an 
der Stelle, weil die Bahn in der Lage war, hier ein 
gutes Angebot abzugeben, das besser gewesen ist. 
Diesen Weg in einem fairen Wettbewerb sollten wir 
an der Stelle weitergehen. 

Kurz und gut, die Chancen der Regionalisierung wur-
den bisher genutzt, wurden optimal genutzt. Wir 
wünschen uns, dass dieser Kurs beibehalten wird. 
Bahnnutzer in Schleswig-Holstein haben mehr Halte-
punkte, neue Schienenstrecken, mehr Angebote, neue 
Fahrzeuge, mehr Komfort. Darauf sollten wir alle 
stolz sein. 

Herr Verkehrsminister Austermann, Sie haben heute 
die Chance, sich dieser Gemeinsamkeit anzuschließen 
und nicht wie ein einsamer Napoleon von der Water-
kant einsam auf einem Feldherrenhügel zu stehen und 
einsame Entscheidungen zu treffen. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und SSW sowie des Abgeordneten Dr. Hei-
ner Garg [FDP]) 

Vizepräsidentin Ingrid Franzen: 

Vielen Dank, Herr Abgeordneter Müller. - Das Wort 
für die CDU-Fraktion hat der Herr Abgeordnete Arp. 

Hans-Jörn Arp [CDU]: 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Es war schon interessant, Herr Abgeordneter 
Müller, zu erfahren, wie Sie als Minister mit Ihren 
Partnern verhandelt haben. Ich glaube, das geht bei 
dieser Regierung etwas anders zu. 

Die Strecke des Bahnteilnetzes Ost ist ohne Zweifel 
die lukrativste Strecke in Schleswig-Holstein. Wie 
schon vor vier Jahren einstimmig auch mit unseren 
Stimmen beschlossen, wird das Vergabeverfahren 
grundsätzlich formal von uns eingehalten. Machen 
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Sie sich also keine Sorgen. Es geht dabei ausschließ-
lich um das Wohl und den Mehrwert für unser Land. 
Die Auswahl der Unternehmen, die sich an dem Ver-
fahren beteiligen, wird anhand von objektiven, trans-
parenten und nicht diskriminierenden Kriterien voll-
zogen. Das wichtigste Kriterium dabei muss aller-
dings die Wirtschaftlichkeit sein und damit verbun-
den der größte mögliche Vorteil für Schleswig-
Holstein. Wir bestehen dabei darauf, dass die opti-
malste Lösung erreicht wird. Herr Minister Auster-
mann hat uns im Wirtschaftsausschuss zugesichert, 
uns zeitnah über die Verhandlungen zu berichten, und 
daran haben wir überhaupt keinen Zweifel. 

Die CDU-Fraktion steht uneingeschränkt zum Wett-
bewerb, auch auf der Schiene, sonst hätten wir nicht 
schon jetzt zirka 50 % des Bahnbetriebes an Private 
beziehungsweise andere Betreiber als der Deutschen 
Bahn weitestgehend vergeben, und wir sind auch im 
Großen und Ganzen - wie man sagen muss - damit 
zufrieden. Es gibt hier und da ein paar Einschränkun-
gen, aber im Großen und Ganzen sind wir damit zu-
frieden. 

Wir sind in Schleswig-Holstein bundesweit Spitzen-
reiter bei der Privatisierung von Bahnstrecken und 
brauchen uns von niemandem ordnungspolitische 
Vorwürfe machen zu lassen. 

(Beifall bei der CDU sowie des Abgeordne-
ten Dr. Heiner Garg [FDP]) 

Die CDU-Fraktion unterstützt die Pläne der Landes-
regierung, wenn sie von einem vierstufigen Verfahren 
spricht. Wir sind uns völlig im Klaren darüber, dass 
es vorrangig darum geht, das Beste für unser Land 
herauszuholen. Wir haben auch überhaupt keinen 
Zweifel, dass das dem Minister gelingen wird. 

Ordnungspolitisch haben wir überhaupt kein Problem 
mit dem Vorgehen der Landesregierung. Gerade die 
lukrativen Bahnstrecken zwischen Lübeck und Ham-
burg und Kiel und Hamburg lassen hoffen, dass dem 
Land dadurch großer finanzieller Vorteil entsteht. 
Allerdings haben die Erfahrungen der letzten Jahre 
auch gezeigt, dass billig nicht gleich gut ist. Die Qua-
lität muss stimmen und ist dabei sehr entscheidend. 
Nicht nur Urlauber, die nach Schleswig-Holstein 
kommen, sondern auch Pendler, die das Bahn-
angebot täglich nutzen, müssen wir durch eine attrak-
tive Gestaltung des Netzes und der Fahrzeuge über-
zeugen. 

Wichtig ist, dass wir einen besseren Anschluss an 
den Hamburger Hauptbahnhof bekommen. Das ist 
für uns existenziell wichtig. Dies können wir aber nur 
in Verhandlungen mit Hamburg und der Deutschen 
Bahn gemeinsam erarbeiten und erreichen, indem wir 

darüber diskutieren. Wir hoffen auf konstruktive Un-
terstützung bei den Verhandlungen durch die Partner, 
dass die diesen Weg gemeinsam mit uns gehen. Wir 
brauchen die Bahn und wir brauchen Hamburg, sonst 
kommen wir nicht an den Hauptbahnhof heran. 

Außerdem müssen wir dafür sorgen, dass die Deut-
sche Bahn ein überregionales Angebot für unsere 
Touristen herstellt. Die Touristen kommen im We-
sentlichen aus Baden-Württemberg und Nordrhein-
Westfalen und haben sonst keine Möglichkeit, anders 
als in Mecklenburg-Vorpommern, wo sie direkt die 
Feriengebiete anfahren können, etwa nach Usedom 
oder Rügen. Solche direkten Verbindungen gibt es 
hier in Schleswig-Holstein außer nach Sylt und 
St. Peter-Ording nicht. Da bitten wir den Minister, 
intensiv mit der Bahn darüber zu verhandeln, denn 
die Touristen brauchen wir hier in Schleswig-Holstein 
als wichtigen Wirtschaftsfaktor. Herr Minister, Sie 
haben unsere volle Unterstützung im Ausschuss. Wir 
sind gespannt auf die weiteren Erörterungen und sa-
gen Ihnen Loyalität zu, wenn Sie umgekehrt uns zeit-
nah über alles, was Sie dort verhandeln, berichten. 

(Beifall bei CDU und SPD) 

Vizepräsidentin Ingrid Franzen: 

Vielen Dank, Herr Abgeordneter Arp. - Das Wort für 
die SPD-Fraktion hat der Herr Abgeordnete Schulze. 

Olaf Schulze [SPD]: 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die 
Ausschreibungs- und Vergabepraxis in Schleswig-
Holstein ist ein Erfolgsmodell. Das haben wir in den 
letzten Jahren immer wieder gerade von anderen 
Bundesländern gehört. Wir als Sozialdemokraten 
werden dieses Erfolgsmodell, das Bernd Rohwer auf 
den Weg gebracht hat und das anerkannt ist, auch 
weiter so unterstützen. 

(Beifall bei SPD und SSW) 

Es gab sicherlich den einen oder anderen Rückschlag, 
es lief nicht immer alles ganz rund, aber es ist dann 
doch immer alles in guten Bahnen gelaufen. Wir 
konnten einen besseren Service erreichen, wir konn-
ten eine bessere Taktfrequenz erreichen und wir 
haben ein wesentlich größeres Angebot geschaffen, 
was gerade für das Bahnangebot und den öffentli-
chen Personennahverkehr in Schleswig-Holstein 
wichtig ist. Wir haben 18 neue Stationen einrichten 
können, haben 30 Stationen modernisieren können. 
Wir haben in den letzten Jahren zwei Strecken reakti-
vieren können. Es gab eine einstimmige Unterstüt-
zung von allen Fraktionen, was die Vergabe anging. 
Zwar fand die Vergabe in einigen Fällen an sich nicht 
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immer volle Unterstützung, aber der Wettbewerb 
wurde von allen Fraktionen in diesem Hause unter-
stützt. Das wollen wir auch weiterführen. 

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW) 

Ich sagte: einheitliche Tarife. Wir haben das Schles-
wig-Holstein-Ticket, wir haben im Hamburger Um-
land wesentliche Verbesserungen. Man kann jetzt mit 
einer Fahrkarte bis nach Hamburg hinein alle Halte-
stellen in Schleswig-Holstein und Hamburg erreichen. 
Das ist eine erhebliche Verbesserung für das Ange-
bot. Es ist eine Verbesserung für die Nutzer des öf-
fentlichen Personennahverkehrs. Gerade in schlechten 
Haushaltslagen, wie wir sie im Moment haben, ist es 
wichtig, dass wir Kosten einsparen und gleichzeitig 
den öffentlichen Personennahverkehr optimal sicher-
stellen. Wir haben in den letzten Jahren über 
20 Millionen € eingespart. Dadurch haben wir die 
vorher genannten Verbesserungen sicherstellen kön-
nen. Auch dies wollen wir weiterführen 

Wir wollen weiterhin den Wettbewerb und wir 
möchten als SPD auch in Zukunft in Schleswig-Hol-
stein erreichen, dass der Wettbewerb fair und auch 
nachvollziehbar ausgeschrieben wird. Das werden wir 
auch bei der Ausschreibung des Bahnteilnetzes Ost 
im Auge behalten. Wir werden - der Kollege Arp hat 
das schon gesagt - auch weiterhin im Ausschuss mit 
dem Minister die Ausschreibungsmodalitäten abspre-
chen, klären und dann werden wir den Weg gehen. 
Ich glaube, wir werden zusammen einen guten Weg 
finden und dann eine vernünftige Ausschreibung und 
einen vernünftigen Wettbewerb hinbekommen. 

(Beifall bei SPD und CDU) 

Vizepräsidentin Ingrid Franzen: 

Vielen Dank, Herr Abgeordneter Schulze. - Für die 
FDP-Fraktion hat der Herr Abgeordnete Dr. Garg das 
Wort. 

Dr. Heiner Garg [FDP]: 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Wettbewerb auf der Schiene sorgt für ein besseres 
Angebot und hat zu niedrigeren Preisen und zur Ver-
besserung des Kundenservices geführt. Er hat für 
den Einsatz besseren Fahrzeugmaterials gesorgt und 
die Züge fahren in Schleswig-Holstein pünktlicher. 
Genau das ist die Zustandsbeschreibung dessen, was 
eingetreten ist, nachdem hier Strecken ausgeschrieben 
worden sind. Deshalb ist Wettbewerb richtig und 
deshalb wollen wir am Wettbewerb festhalten. Denn 
er bringt Vorteile für alle. 

(Beifall bei FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW) 

Exverkehrsminister Rohwer, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, hat vieles angekündigt und ist mit wenig 
durchgekommen. Anders sieht es im regionalen 
Schienenpersonennahverkehr aus. Hier hat er vieles 
erreicht. Sein Konzept, Strecken konsequent auszu-
schreiben und den Wettbewerb im schleswig-
holsteinischen Schienenverkehr zu starten, war sein 
größter Erfolg. Die Früchte dieses Wettbewerbs 
kommen den Kunden zugute. Ich habe es bereits ge-
sagt: Züge fahren häufiger, schneller, pünktlicher und 
sind besser ausgestattet. 

Der Verkehrsminister Austermann hat im Wirt-
schaftsausschuss bereits zweimal gesagt, er meine, 
die Deutsche Bahn sei in Schleswig-Holstein stief-
mütterlich behandelt oder sogar benachteiligt worden. 
Meine Damen und Herren, ich frage: Wo hat das dem 
Land geschadet, wenn es so gewesen sein sollte? - 
Jedenfalls nicht beim Schienenpersonennahverkehr. 
Hier ist die Bahn oft nicht benachteiligt worden, hier 
wurden die Ausschreibungen nicht gewonnen. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und SSW) 

- Außer bei der FLEX-Nachfolge, Herr Kollege Mül-
ler; da haben Sie Recht. 

Die Bahn hat ein gutes Angebot abgegeben, aber sie 
hat nicht das beste Angebot abgegeben. Denn sie 
hätte auch bei der FLEX-Nachfolge nicht gewonnen, 
durfte aber unter Ausschluss aller anderen Wettbe-
werber nachbieten und bekam dann den Zuschlag. Ich 
warne allerdings davor, die FLEX-Pleite als grund-
sätzliches Argument gegen den Wettbewerb im 
Schienenpersonennahverkehr heranzuziehen. Das 
Risiko, pleite zu gehen, war allen, die diesem Expe-
riment zugestimmt haben, bewusst. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und SSW) 

Es haben alle Fraktionen im Ausschuss und im Ple-
num zugestimmt. 

Wettbewerb um Strecken und Teilnetze ist gut für 
Schleswig-Holstein. Voraussetzung hierfür sind Aus-
schreibungen - Ausschreibungen mit klaren Krite-
rien, die von vornherein alles enthalten, was das Land 
von einem Betreiber haben möchte. Das gibt die 
größte Garantie auf Angebote mit der gewünschten 
Qualität zu günstigen Preisen. 

Der Verkehrsminister sagte im Wirtschaftsausschuss 
sinngemäß, er möchte die Deutsche Bahn auch zu-
künftig stärker berücksichtigen, weil sie zu 100 % 
dem Bund gehöre und deshalb müsse man die Wert-
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haltigkeit dieser Beteiligung des Bundes im Auge 
behalten. Herr Minister Austermann, dies entspricht 
dem verfehlten Gedankengut des Stamokap, also dem 
staatsmonopolistischen Kapitalismus. 

(Lachen bei der SPD) 

In einer sozialen Marktwirtschaft ist es schlicht ord-
nungspolitischer Unfug, was Sie im Ausschuss er-
zählt haben. 

(Beifall bei SPD und SSW) 

Denn was bedeutet das? - Die Menschen in Schles-
wig-Holstein sollen von den Früchten des Wettbe-
werbs unter den Anbietern im SPNV ausgeschlossen 
werden. Die Deutsche Bahn soll mindestens teilweise 
vor Wettbewerb in Schleswig-Holstein geschützt 
werden und das sollen die Menschen auch noch teuer 
bezahlen. Denn staatlich geschützte Monopole be-
deuten regelmäßig schlechtere Qualität für mehr 
Geld; dies gilt auch im Schienenpersonennahverkehr. 
Wir wollen nicht schlechte Qualität für mehr Geld im 
Schienenpersonennahverkehr in Schleswig-Holstein! 

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW) 

Wäre es anders gewesen, hätte der Wettbewerb auf 
der Schiene nicht zu einem besseren und preiswerte-
ren Angebot geführt. Dies hat er aber in der Ver-
gangenheit getan. 

Herr Minister Austermann, Sie sagten im Wirt-
schaftsausschuss weiterhin, den Wettbewerb im 
SPNV so zu fördern wie bisher, könne den Willen des 
Führungspersonals der Deutschen Bahn erlahmen 
lassen, in die Schieneninfrastruktur Schleswig-
Holsteins zu investieren, inklusive des Stellwerks in 
Neumünster. Wäre das tatsächlich so, wofür aus allzu 
menschlicher Sicht einiges sprechen könnte, dann 
würde es höchste Zeit, dass der Eigentümer der Deut-
schen Bahn AG seinen Angestellten bei der Bahn 
Beine macht, damit sie im Sinne des Eigentümers 
handeln. Der Verkehrsminister aber will die Men-
schen in Schleswig-Holstein wieder in weniger und 
schlechter ausgestattete Züge der DB AG setzen, die 
verspätet ankommen, damit der Bund beim Börsen-
gang der DB AG einen höheren Verkaufserlös erzie-
len kann. 

Es ist aus unserer Sicht höchst fraglich, ob der mögli-
cherweise auf Schleswig-Holstein entfallende Anteil 
eines hieraus zu erwartenden Mehrerlöses die 
Nachteile aufwiegen kann, die den Menschen in 
Schleswig-Holstein wegen dieser Politik im Zweifel 
blühen würden. 

Meine Damen und Herren, ich fasse zusammen: Mi-
nister Rohwer durfte oft nicht so, wie er wollte, und 

Minister Austermann weiß im Moment offensichtlich 
bedauerlicherweise noch nicht so richtig, wie das 
funktioniert. Wir wollen am Wettbewerb festhalten - 
ohne Wenn und Aber. 

(Beifall bei FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW) 

Vizepräsidentin Ingrid Franzen: 

Vielen Dank, Herr Dr. Garg. - Für den SSW spricht 
Herr Abgeordneter Harms. 

Lars Harms [SSW]: 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! In der Tat ist es so, wie es die Vorredner 
bereits gesagt haben: Die Ausschreibungen, die wir 
hier in Schleswig-Holstein vorgenommen haben, 
waren eine Erfolgsgeschichte. 

Sie waren von allen getragen, und zwar nicht nur von 
den kleinen Oppositionsparteien, sondern auch von 
den großen Volksparteien SPD und CDU. Es war ein 
großer Konsens. Wir waren uns alle einig: Wir woll-
ten die Qualität erhöhen und wir wollten versuchen, 
durch die ersparten Millionen neue Verkehre auf die 
Schiene zu setzen. Wir haben Millionen gespart und 
wir haben tatsächlich mehr Angebote bekommen. Wir 
können nachweisen, dass mehr Streckenkilometer 
angeboten werden. Wir haben eine höhere Qualität 
erreicht. Das kann man gerade an der Westküste und 
an den noch zu erwartenden Verbindungen an der 
Westküste sehen. 

Wir haben auch dem Personal den Arbeitsplatz gesi-
chert - für mich ein sehr wichtiges Kriterium -, und 
zwar gleichzeitig bei Erhalt der Qualität des Perso-
nals. Das heißt, wir haben richtig tolle Leute für diese 
Strecken gewinnen können und wir haben besseres 
Zug- und Wagenmaterial. Es gibt also in meinen Au-
gen nicht einen einzigen Grund, an der Vorgehens-
weise, wie wir sie bisher hatten, zu zweifeln. 

(Beifall bei der FDP) 

Meine Damen und Herren, aus sozialen, ökologischen 
und Wettbewerbserwägungen, aus allen Erwägungen 
heraus, die sich erdenken lassen, gibt es nur einen 
Weg, nämlich den der konsequenten Ausschreibung 
dieser Strecken. 

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Sehr gut!) 

Herr Minister Austermann hat im Ausschuss ange-
führt, dass er ein Problem zum Beispiel darin gesehen 
habe, dass das Projekt FLEX in die Hose gegangen 
sei. Das ist sicherlich zutreffend. FLEX war ebenfalls 
ein Projekt, das von allen getragen wurde; Kollege 
Dr. Garg hat eben deutlich gemacht, dass wir wuss-
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ten, dass es schief gehen konnte. Es ist aber nicht nur 
wegen Verlusten auf der Strecke Hamburg-Flensburg 
gescheitert, sondern auch aufgrund der Gesamtkon-
zeption des damaligen Unternehmens des Trägers 
dieser Strecke. Dies hat zu einem Gesamtkonkurs und 
nicht zu einem Konkurs auf dieser Strecke geführt. 

Die Idee damals war, dieses regionale Unternehmen 
zu unterstützen und kleinen schleswig-holsteinischen 
Unternehmen Chancen im Wettbewerb zu geben. 
Dies ist leider schief gegangen, aber - und das ist 
wichtig - die Lösung, die wir danach aufgrund der 
Ausschreibungen und der Tatsache hatten, dass sich 
noch andere Unternehmen an diesem Projekt beteiligt 
hatten und ebenfalls qualitativ hochwertige und güns-
tige Angebote abgegeben hatten, hat dazu geführt, 
dass der ursprüngliche Betreiber, nämlich die Deut-
sche Bahn AG, ein wesentlich besseres Angebot vor-
gelegt hatte, als er es vor der Ausschreibung FLEX 
vorzulegen bereit war. Das heißt, auch die Notlösung, 
die wir jetzt bekommen haben, ist aufgrund der Aus-
schreibungen, die getätigt wurden, besser als das, was 
wir vorher in einer freien Vergabe hätten erreichen 
können. Also ist auch dies letztlich eine Erfolgsge-
schichte der Ausschreibung. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Herr Austermann hat dann im Ausschuss gesagt, dass 
es möglicherweise einen Zusammenhang zwischen 
Ausschreibung und Netzausbau geben könne; das ist 
eben schon einmal deutlich gemacht worden. Das 
mag so sein; das will ich nicht beurteilen. Denn das 
ist eine psychologische Komponente, wenn sich die 
Bahn so verhalten sollte. Allerdings dürfen wir Politi-
ker daraus nicht den Schluss ziehen, klein beizugeben 
und die Hacken zusammenzuschlagen. Wir dürfen 
nicht alles fressen, was uns dieser Großkonzern, der 
dann auch noch im Eigentum der Bundesrepublik 
Deutschland ist, vorschreiben will. 

Vielmehr muss sich für uns als Politiker täglich die 
Frage stellen, welche Konsequenzen wir daraus für 
die Struktur ziehen. Wenn die Struktur zeigt, dass 
Netz und Betrieb nicht zusammenpassen, weil darin 
zumindest ein theoretisches Erpressungspotenzial 
steckt, dann muss ich mich dafür einsetzen, dass Netz 
und Betrieb auseinander genommen werden. 

(Beifall bei SSW und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Dann bedeutet das für uns, dass eine interne politi-
sche Initiative ebenso wie eine politische Initiative 
Ihrerseits, Herr Minister, so aussehen müsste, dass 
man sich vehement dafür einsetzt, dass Netz und 
Betrieb auseinander genommen werden. Dies einfach 
deshalb, weil dieses Erpressungspotenzial dann nicht 

mehr da ist. Ich sage Ihnen selbstverständlich auch, 
dass der Landtag in der letzten Legislaturperiode 
entsprechend beschlossen hat. Es gibt einen Be-
schluss, der genau dies fordert. Sie hätten alle 
69 Abgeordneten bei dieser Geschichte hinter sich. 

Es kann jedenfalls nicht sein, dass auf Ausschrei-
bungen verzichtet wird. Es gibt viele gute Gründe, 
die ich schon genannt habe und die für Ausschreibun-
gen sprechen. Es gibt viele gute Gründe dafür, dies 
eben nicht im Hinterzimmer zu machen. Es gibt viele 
gute Gründe, transparent zu handeln. Deshalb glaube 
ich, es ist wichtig, wirklich deutlich zu machen, dass 
Ausschreibungen kein Selbstzweck sind. Ausschrei-
bungen haben uns vehement dabei geholfen, die Qua-
lität und die Quantität im Bahnverkehr zu verbessern. 
Das war im Sinne der Fahrgäste und im Sinne des 
Landes Schleswig-Holstein. In diesem Sinne sollten 
wir weiter verfahren. 

(Beifall bei SSW, FDP und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Ingrid Franzen: 

Vielen Dank, Herr Abgeordneter Harms. - Für die 
Landesregierung erteilte ich dem Verkehrsminister, 
Herrn Minister Austermann, das Wort. 

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Nun sind wir ge-
spannt!) 

Dietrich Austermann, Minister für Wissenschaft, 
Wirtschaft und Verkehr: 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich bin 
relativ neu in diesem Landtag, trotzdem glaube ich, 
eine gewisse Regel festgestellt zu haben. Es gibt in 
einzelnen Bereichen der Verwaltung Überlegungen. 
Dann gibt es Indiskretionen, die an das Ohr des Ab-
geordneten Müller gelangen. Dieser tritt damit auf 
den Markt. Wenn er auf den Markt getreten ist, dann 
findet natürlich eine Ausschusssitzung statt, in der 
darüber beraten wird, was sich da wohl im Ministeri-
um tut. Es wird dann wahrheitsgemäß darüber berich-
tet, was im Ministerium erwogen wird. Es gibt ja 
keine Entscheidung, die Ausschreibung soll zum 
Jahr 2009 wirksam werden. Nach der Ausschusssit-
zung wird eine Presseerklärung des Abgeordneten 
Müller abgegeben, die sich kritisch mit einem Sach-
verhalt auseinander setzt, der sich im Ausschuss aber 
so nicht zugetragen hat und ganz anders gelaufen ist. 
Dann entsteht daraus ein Skandal. 

Das ist genau das Verfahren, das ich jetzt zum zwei-
ten Mal erlebe, Herr Abgeordneter Müller. Ich finde 
es menschlich und sachlich einfach nicht in Ordnung, 
dass die gebotene Chance, sachlich über das zu in 
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formieren, was wir im Ausschuss und in der Verwal-
tung vorhaben und hinterher im Ausschuss machen, 
hinterher zu einer verzerrten Darstellung führt. 

(Beifall bei CDU und SPD) 

Ich möchte Ihnen erzählen, wo genau die Überlegun-
gen liegen. Wir haben eine Zwischenbewertung vor-
genommen. Diese ist auch dann erforderlich, wenn - 
wozu ich stehe - wir der Auffassung sind, dass sich 
Wettbewerb in Schleswig-Holstein bei der Bahn im 
Prinzip bewährt hat. Es wird eine Zwischenbewertung 
vorgenommen, die sagt: Lasst uns gucken, ob Aus-
schreibungen der einzig mögliche und für das Land 
interessanteste Weg sind. 

Diese Zwischenbewertung hat zu einer Reihe von 
Ergebnissen geführt. Wenn man einmal aufführt, was 
alles nicht geklappt hat, dann ergibt sich eine ganz 
erhebliche Zahl: Indiskretionen im Vorfeld der Ver-
gabe, Personalaufwand in einer bestimmten Höhe, 
Verteuerung der Strecke Neumünster-Büsum für 
Pendler, Verschiebung der Streckeninfrastruktur der 
Strecke Neumünster-Oldesloe, verzögerte Fahrzeug-
lieferungen, FLEX 1-Insolvenz - höhere Betriebskos-
ten -, FLEX 2-Notverfahren - keine Ausschreibung -, 
FLEX 3-Ausschreibung formal ab Ende 2005. 

Wenn mir jetzt jemand sagt, alle Ausschreibungen 
waren toll, prima und in Ordnung, dann steht das 
einfach mit der Realität nicht im Einklang. Trotzdem 
sage ich noch einmal, dass der Wettbewerb im Prin-
zip vernünftig ist. Er hat sich aber nicht nur positiv 
ausgewirkt. Das war die zweite Überlegung. 

Es gibt eine Reihe von Gründen dafür, dass Leute 
fragen, ob Wettbewerb auf der Schiene überhaupt 
möglich sei. - Herr Müller, ich muss ein wenig la-
chen, wenn Sie im Ausschuss sagen, Sie müssten 
mich ordnungspolitisch ermahnen. Vieles von dem, 
was sich in den letzten fünf Jahren zugetragen hat, hat 
mit einer vernünftigen Ordnungspolitik und mit 
Marktwirtschaft relativ wenig zu tun. Ich denke, hier 
sollte man etwas vorsichtiger sein. 

(Beifall bei CDU und FDP) 

Aber auch zum Hinweis auf Stamokap kann ich nur 
sagen: Ich bewerbe mich nicht als Nachfolger von 
Herrn Benneter und für die Position in einem be-
stimmten Bereich. 

(Beifall bei der FDP) 

- Das freut euch natürlich! - Die Frage ist, ob sich 
Wettbewerb in jeder Position eignet. Herr Garg hat 
sich im Ausschuss übrigens anders eingelassen als 
heute. Aber das sei nur am Rande bemerkt. Jeder 
muss selber damit auskommen, ob das, was er hier 
sagt, mit dem im Einklang ist, was er dort sagt. 

Wir haben Folgendes vor: Wir wollen eine öffentliche 
Bekanntgabe der Vergabe der Strecke zum Jahr 2009. 
Das ist also nicht heute, nicht morgen und nicht ü-
bermorgen. Wir wollen darüber hinaus die, die sich 
daran beteiligt haben, zu einem Interessenbekun-
dungsverfahren laden. Wir werden dann Verhand-
lungen führen, an die sich eine Auswahl anschließt. 

Ich bin dafür, dass wir in diesem Fall und bei dieser 
Strecke einen anderen Weg gehen, als wir das bisher 
getan haben, ohne dass wir damit das Prinzip des 
Wettbewerbs im Grundsatz ablehnen. Ich möchte 
auch darauf hinweisen, dass bestimmte Entscheidun-
gen selbstverständlich nicht ohne Zustimmung des 
Parlaments zu treffen sind. Das sollte auch jeder e-
hemalige Minister wissen, nämlich dass es einen § 19 
eines bestimmten Gesetzes gibt, in dem es heißt: „Das 
Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr darf 
im Einvernehmen mit dem Finanzministerium nach 
Einbeziehung des Finanzausschusses“ und so weiter. 
Es gibt hier also eine klare Vorgabe. Wir im Ministe-
rium arbeiten vor. Wir legen das dem Parlament vor 
und dann wird entschieden. 

Ich möchte ein letztes Argument nennen, das manch-
mal in den Köpfen steckt. Ich sage dies mit Blick auf 
meine Zeit als langjähriger Abgeordneter. Ich habe 
mit vielen anderen - auch mit SPD-Kollegen wie der 
Kollegin Sonntag-Wolgast - für den Erhalt des Aus-
besserungswerks der Bahn in Glückstadt gekämpft. 
Das war vergeblich. Ich glaube, dass man bei der 
Entscheidung, die wir in Zukunft treffen müssen, 
auch realisieren muss, ob jede Form des Wettbewerbs 
für die Arbeitnehmer, für die Infrastruktur und für 
viele andere Dinge auch wirklich vernünftig und posi-
tiv ist. 

Wenn wir hinterher Strecken bekommen, die mit 
Leuten betrieben werden, die unter Tarif bezahlt wer-
den - es gibt heute oder morgen Anträge zum Tarif-
treuegesetz und zu vielen anderen Geschichten -, 
wenn wir bewirken, dass Infrastruktureinrichtungen - 
Herr Kollege Döring, ich nenne das Bahnausbesse-
rungswerk Neumünster - in Gefahr gebracht werden, 
weil die Bahn möglicherweise in Zukunft keine Stre-
cke mehr hat, dann gibt es noch viele andere Ge-
schichten, die damit zusammenhängen, wie der Wett-
bewerb praktisch betrieben wird. 

All dies sind Überlegungen, die nicht in dieses Ver-
gabeverfahren hinein gehören, jedoch in eine Ge-
samtbetrachtung dessen, was wir mit Wettbewerb 
und mit der Ausschreibung erreichen wollen. Jeder 
hier im Haus hat die Verpflichtung, nicht unbedingt 
zu überlegen, ob das, was man dort betreibt, billig ist, 
sondern ob das, was man betreibt, auch wirtschaftlich 
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vernünftig ist. Das ist meines Erachtens das ent-
scheidende Kriterium. 

(Beifall bei der CDU) 

Bei jeder Ausschreibung geht es nicht darum, wer der 
billigste Bieter ist, sondern wer der wirtschaftlichste 
Bieter ist. Ich glaube, das sollte man auch berücksich-
tigen. Es ist an anderer Stelle durchaus vorstellbar, 
dass die Bahn wieder gewinnt. 

Herr Müller, zum Abschluss möchte ich aus einer 
alten Presseerklärung von BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN zitieren. Darin heißt es: 

„Für die Fahrgäste war und ist der FLEX, der 
Flensburg Express, ein Erfolg, trotz der alten 
Fahrzeuge. Die Fahrgäste akzeptieren den 
Charme der 70er-Jahre. Der reibungslose 
Übergang von der FLEX AG auf die NOB 
hat das Produkt am Markt etabliert. Die 
Verwandlung eines Fernverkehrsprodukts in 
ein schnelles Nahverkehrsprodukt wird ge-
nauso akzeptiert wie der Einsatz alter Fahr-
zeuge. Bei allen positiven Wettbewerbs-
effekten und offensichtlichen Erfolgen für 
die Fahrgäste und Aufgabenträger darf aller-
dings nicht vergessen werden, dass hier ein 
ehemals eigenwirtschaftlicher Verkehr der 
DB AG heute von den Ländern finanziert 
werden muss.“ 

Herr Müller, was lehrt uns das? 

(Klaus Müller [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN] Waren das meine Worte?) 

- Das war eine Presseinformation der Landtagsfrakti-
on von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Man kann sich 
natürlich von seinen eigenen Worten distanzieren. Ich 
sage nur: Wenn man ein berechenbarer Partner sein 
will, dann sollte man sich nach Möglichkeit an das 
halten, was man gestern, heute und vorgestern gesagt 
hat. Bei mir können Sie sich mit Sicherheit auf das, 
was ich gestern, heute und im Ausschuss gesagt habe 
und in Zukunft sagen werde, verlassen. 

(Beifall bei CDU und SPD) 

Vizepräsidentin Ingrid Franzen: 

Vielen Dank, Herr Minister Austermann. Ich habe in 
großzügiger Auslegung davon abgesehen, nach fünf 
Minuten zu unterbrechen, weil die Landesregierung 
insgesamt 30 Minuten sprechen kann. Wir kommen in 
die zweite Runde. Für BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
hat erneut der Herr Abgeordnete Klaus Müller das 
Wort. 

Klaus Müller [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Sehr geehrter Herr Minister, ich weise aufs Schärfste 
zurück und ich finde es bedenklich und traurig, dass 
Sie es nötig haben, persönlich Ihrem Haus Indiskreti-
onen vorzuwerfen, die irgendwo landen würden, um 
gegen Sie verwandt zu werden. Herr Austermann, 
dies ist schlicht falsch und unwahr. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Sehr deutlich erinnere ich Sie an unsere erste Aus-
schusssitzung, in der ich Ihnen in aller Freundlichkeit 
und Höflichkeit eine Reihe von Fragen gestellt habe. 
Sie haben schon in der ersten Ausschusssitzung ge-
sagt, Sie hätten den Eindruck, bisher hätte das Land 
Schleswig-Holstein die Deutsche Bahn AG nicht 
korrekt behandelt. 

Da zumindest Herr Garg die gleiche Erinnerung an 
diese Ausschusssitzung hat wie ich, uns in der Regel 
aber nicht überaus viel verbindet, scheint ja wohl 
etwas Wahres dran gewesen zu sein. Das waren Ihre 
Aussagen an dieser Stelle. Daraufhin habe ich gebe-
ten, in einer der folgenden Ausschusssitzungen das 
noch einmal im Detail zu hören. Sie waren damals 
genauso wie ich dabei. Sie haben das dann ausge-
führt. Es waren Ihre Worte, dass davon auszugehen 
sei, dass das Land auf eine Ausschreibung unter 
bestimmten Umständen verzichten kann. Sie haben 
das heute wiederholt. Darüber setzen wir uns ausein-
ander. 

Das ist aber der falsche Weg. Bernd Rohwer und die 
alte Landesregierung haben es anders gemacht. Sie 
wollen jetzt einen neuen Weg gehen. Ich halte diesen 
Weg schlecht für dieses Land, schlecht für die Men-
schen, schlecht für den Bahnverkehr und auch 
schlecht für die Finanzen Ihres eigenen Hauses. Dar-
über setzen wir uns auseinander, nicht über irgendet-
was anderes. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Dieser Kurswechsel kommt auch nicht ganz unerwar-
tet. Ich erinnere an die Aussage des jetzigen Minis-
terpräsidenten Peter Harry Carstensen vom Ap-
ril 2004. Damals hat er nach einem Gespräch mit 
Bahnchef Mehdorn erklärt, das Land - sprich: die 
damalige Landesregierung - sei kein guter Partner für 
die Bahn. Wirtschaftsminister Rohwer würde ständig 
das bundeseigene Unternehmen provozieren. Das 
heißt, wir haben hier eine Kontinuität. Es handelt sich 
hier nicht um einen einzelnen Sündenfall. Es handelt 
sich nicht um einen Einzelfall, über den man viel-
leicht diskutieren könnte. Nein, dahinter steckt eine 
Strategie der CDU in diesem Haus. Dieser Strategie 
hat gestern jemand klar und deutlich widersprochen. 
Ich hoffe, dass Lothar Hays Worte in diesem Zusam-
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menhang tatsächlich gelten und sich in der großen 
Koalition durchsetzen lassen. 

Herr Kollege Arp, Sie haben vorhin, wenn ich Sie 
richtig verstanden habe, gesagt: Formal werden wir 
das einhalten. - Das aber macht den Unterschied aus. 
Ich traue Ihnen zu und bezweifele auch nicht, dass Sie 
formal korrekt handeln werden. Die Frage ist aber, 
was es inhaltlich geben soll. Gibt es eine Ausschrei-
bung? Es gibt ein gutes Buch, in dem steht: Deine 
Rede sei ja oder nein. - Wenn ich Herrn Austermann 
richtig verstanden habe - er möge mich in der Sache 
gegebenenfalls korrigieren -, hat er heute klar gesagt: 
Nein, diese Ausschreibung soll es in dieser Form 
nicht geben. - Wenn es sie doch geben soll, würde ich 
mich freuen, wenn wir uns in der Sitzungsperiode des 
Landtages im August gemeinsam darüber verständig-
ten. Ich finde, das sollten wir hier dann gemeinsam 
beschließen. Wir stehen in einer Tradition, die bisher 
den Menschen und auch dem Bahnverkehr gut getan 
hat. Ich finde, wir sollten das in der Sitzungsperiode 
im August dann auch deutlich machen und entspre-
chend abstimmen. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und SSW) 

Vizepräsidentin Ingrid Franzen: 

Vielen Dank, Herr Abgeordneter Müller. 

Lassen Sie mich ein Versäumnis nachholen. Auf der 
Tribüne begrüße ich unsere ehemaligen Kollegen, 
Herrn Professor Dr. Wiebe, Herrn Johna und Herrn 
Poppendiecker. - Herzlich willkommen bei uns! 

(Beifall) 

Für die CDU-Fraktion hat der Herr Abgeordnete 
Callsen das Wort. 

Johannes Callsen [CDU]: 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich 
finde es an dieser Stelle schon spannend, ausgerech-
net von den Grünen, die doch eher für Überreglemen-
tierung bekannt sind, ordnungspolitischen Nachhilfe-
unterricht zu bekommen. Immerhin stehen auf der 
Tagesordnung dieser Landtagstagung noch zwei wei-
tere Anträge von den Grünen, in denen es doch eher 
darum geht, Wettbewerb aus bestimmten Gründen 
einzuschränken oder die Folgen des Wettbewerbs 
abzufedern. 

(Beifall bei CDU und FDP) 

Was das Glas Wein betrifft, so möchte ich hier deut-
lich sagen, dass ich solche Unterstellungen gegenüber 
einem Bundesunternehmen, aber auch gegenüber 
Regierungen für unzulässig halte. 

Ich kann Sie beruhigen: Auch für uns hat der Wett-
bewerb selbstverständlich eine hohe Priorität. Wir 
verkennen nicht, dass dadurch in den vergangenen 
Jahren im Schienenpersonenverkehr in Schleswig-
Holstein auch Erfolge erzielt wurden. Ohne die Bahn-
reform der CDU-geführten Bundesregierung würden 
wir heute ohnehin nicht über Wettbewerb auf der 
Schiene diskutieren. Es geht heute auch nicht um 
einen Kurswechsel bei dieser Politik. Der Verkehrs-
minister hat deutlich gemacht, dass die Landesregie-
rung Schienennetze grundsätzlich auch zukünftig 
europaweit ausschreiben wird. 

Worüber wir heute reden, ist ein möglicher Einzelfall 
in einem vierstufigen Verfahren, bei dem die beab-
sichtigte Vergabe natürlich europaweit bekannt ge-
geben wird und sich alle Verkehrsunternehmen, die 
Interesse an diesem Auftrag haben, beim Verkehrs-
ministerium melden können. Insofern hat hier durch-
aus jeder die Chance, sein Interesse zu bekunden und 
ein für das Land interessantes Angebot abzugeben. 
Auch dies ist eine Form von Wettbewerb, bei dem 
unter Abwägung aller Kriterien im Ergebnis dann das 
Beste für das Land im Vordergrund stehen soll. Einen 
Stopp im Bahnwettbewerb oder einen Kurswechsel 
sehe ich hierin nicht. Der Minister hat das weitere 
Verfahren beschrieben. Dieses Verfahren ändert auch 
überhaupt nichts an der Spitzenreiterposition des 
Landes bei der Privatisierung von Bahnstrecken. 

Der Verkehrsminister hat im Wirtschaftsausschuss 
erläutert, dass er das weitere Verfahren unter Abwä-
gung aller Vor- und Nachteile für das Land sorgfältig 
prüfen und den Wirtschaftsausschuss zeitgerecht über 
die Entscheidungsfindung informieren wird. Wir 
werden dies weiter aufmerksam begleiten, denn auch 
wir wollen unter dem Strich das Beste für Schleswig-
Holstein. 

Vizepräsidentin Ingrid Franzen: 

Vielen Dank, Herr Abgeordneter Callsen. - Für den 
SSW hat der Herr Abgeordnete Harms das Wort. 

(Zuruf von der SPD) 

- Pardon! 

(Weiterer Zuruf von der SPD) 

- Die Großzügigkeit des Abgeordneten Schröder kor-
rigiert meinen Fehler. - Vielen Dank, Herr Schröder. 

Lars Harms [SSW]: 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Lieber Herr Kollege Schröder, das ist nicht 
die einzige Form von Minderheitenschutz, die man 
gewähren kann. Insofern können wir uns - wie ich 
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denke - gern einmal darüber unterhalten, ob in dieser 
Hinsicht vielleicht noch mehr möglich ist. 

Nun aber zum Thema! Herr Austermann, Sie haben 
als einziges Beispiel dafür, wo es Ihrer Meinung nach 
nicht so gut gelaufen ist, FLEX angeführt. Ich gehe 
im Umkehrschluss davon aus, dass all die anderen 
Ausschreibungen, die wir durchgeführt haben, gut 
waren, dass sie gut funktionierten, erfolgreich waren 
und auch genau die Ziele erreicht haben, die wir uns 
grundsätzlich gesetzt hatten. In Bezug auf FLEX 
möchte ich eines wiederholen, damit sich nicht neue 
Mythen bilden. Der Fall war selbstverständlich nicht 
ein Erfolg für die FLEX AG, wohl aber war die ge-
samte Ausschreibungspraxis grundsätzlich ein Erfolg, 
weil wir dadurch einen preisgünstigeren Anbieter mit 
besserer Leistung erhalten haben. Dort wird jetzt 
mehr gefahren und es wird dort auch jetzt schon zu 
günstigeren Konditionen gefahren. 

(Beifall bei SSW und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Das heißt, die Ausschreibungen, die wir damals getä-
tigt haben, und die Angebote, die damals auch in 
Konkurrenz zu FLEX vorgelegt wurden, haben dazu 
geführt, dass sich die Deutsche Bahn AG gezwungen 
sah, ein besseres Angebot zu machen, als sie es vor-
her zu tun in der Lage war. 

(Beifall der Abgeordneten Anke Spooren-
donk [SSW]) 

Das zeigt deutlich, dass auch dies eine Erfolgsge-
schichte war. 

Sie haben weiterhin das Bahnausbesserungswerk in 
Neumünster erwähnt. Es ist natürlich richtig, dass es 
schade wäre, wenn dort in irgendeiner Weise Arbeits-
plätze verloren gingen. Ich erwarte dann aber auch 
eine konsequente Mitteilung, wie Sie dazu stehen, 
dass die NOB eine Rieseninvestition in Husum tätigt, 
um dort genau die gleichen Leistungen für ihre Züge 
vorzuhalten, die bisher in Neumünster von der DB für 
alle Züge vorgehalten wurden. Es geht um eine riesi-
ge Investition, die Arbeitsplätze in meiner Region 
schafft. Sie möchten lieber den Standort Neumünster 
erhalten und möchten nicht so gern, dass aufgrund 
dieser Ausschreibungspraxis die Investition in Husum 
ermöglicht wird. Das möchte ich von Ihnen dann aber 
auch gern so gesagt haben. 

Ich kann mich noch daran erinnern, dass der erste 
Spatenstich damals durch unseren jetzigen Minister-
präsidenten und den damaligen Bundestagsabge-
ordneten Carstensen vorgenommen wurde. Er war mit 
mir damals - wie ich glaube - einig, dass das eine 
klasse Sache sei und dass wir froh und glücklich sein 
könnten, dass aufgrund der Ausschreibung eine sol-

che Folgeinvestition in unserer Region notwendig 
war. Den Standort Neumünster gilt es zu erhalten. 
Das ist richtig. Darin sind wir uns einig. Das ist über-
haupt keine Frage. Das bedeutet aber nicht, dass wir 
auf eine Ausschreibung verzichten. Es kann daneben 
durchaus solche Nachfolgeinvestitionen geben. Diese 
Nachfolgeinvestitionen möchte ich für meine Region 
jedenfalls nicht missen. 

(Beifall der Abgeordneten Anke Spooren-
donk [SSW]) 

Ein Interessenbekundungsverfahren führt man 
normalerweise nur dann durch, wenn man das Ver-
waltungsverfahren vereinfachen will, wenn der Auf-
wand für das, was man ausschreiben will, zu groß ist. 
Wenn es sich um eine relativ kleine Ausschreibung 
handelt, wenn relativ übersichtlich ist, was es in dem 
entsprechendem Fall an Anbietern gibt, und wenn das 
Ergebnis schon im Vorweg relativ klar ist, führt man 
ein Interessenbekundungsverfahren durch, um eine 
Verwaltungsvereinfachung möglich zu machen und 
dem Staat zu helfen, Geld zu sparen. Man führt ein 
solches Verfahren aber nicht durch, wenn man sozu-
sagen richtig große Hausnummern ausschreibt und 
wenn man erwarten kann, dass eine echte Wettbe-
werbssituation gegeben ist. Wer sich mit Wettbe-
werb auf der Schiene befasst hat, hat immer wieder 
feststellen müssen, dass die Angebote extrem unter-
schiedlich waren. Es gab wirklich Angebote, die teil-
weise doppelt so hoch waren wie die Angebote von 
Mitbewerbern. Deswegen glaube ich immer noch, 
dass in diesem Fall ein Interessenbekundungsverfah-
ren nicht der richtige Weg ist. Vielmehr glaube ich, 
dass die Ausschreibung der einzig richtige Weg ist. 

Etwas, was in meinen Augen - auch was die Argu-
mentation angeht - ebenfalls wichtig ist, habe ich in 
Ihren Ausführungen leider vermisst, Herr Minister. 
Sie haben nicht gesagt, welche Kriterien Sie anlegen 
werden. In einem Ausschreibungsverfahren werden 
die Kriterien im Vorweg festgelegt. 

(Beifall der Abgeordneten Anke Spooren-
donk [SSW] und Anne Lütkes [BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN]) 

Ich weiß, dass wir damals, als Herr Rohwer damit 
begann, ausschreiben zu wollen, darüber vorher poli-
tisch diskutiert haben, wie wir diese Ausschreibung 
haben wollen. Selbstverständlich ist nachher die Um-
setzung Aufgabe des Ministeriums, aber die Rahmen-
bedingungen haben wir hier und im Ausschuss disku-
tiert und haben eine breite Übereinstimmung über die 
Bedingungen gefunden, unter denen wir ausschreiben 
wollen. Das ist die Erfolgsgeschichte, dass wir uns 
darüber einig waren. Von diesem Weg abzuweichen, 
bedeutet, dass das gesamte Verfahren intransparent 
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wird, intransparent für uns als Parlament - was ich als 
Parlamentarier nicht gut finden kann - und intranspa-
rent auch für die Leute, die sich um die Strecken be-
werben sollen. 

(Beifall beim SSW) 

Es reicht nicht zu sagen, wenn einer Interesse hat, 
kann er vorbeikommen, wenn er Interesse hat, kann er 
sich melden. So geht das nicht. 

Vizepräsidentin Ingrid Franzen: 

Herr Abgeordneter, komme Sie bitte zum Schluss. 

Lars Harms [SSW]: 

Das geht nur in einem vernünftigen, transparenten 
Ausschreibungsverfahren. Nur dann bekommen wir 
die Angebote, die wir auch wirklich haben wollen. 

(Beifall bei SSW und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Ingrid Franzen: 

Vielen Dank, Herr Abgeordneter Harms. - Und nun 
aber wirklich der Herr Abgeordnete Bernd Schröder 
für die SPD-Fraktion. 

Bernd Schröder [SPD]: 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Alle Redner haben sich in der heutigen De-
batte mehr oder weniger für den Wettbewerb ausge-
sprochen. Das ist aus der Debatte deutlich geworden. 
Es gibt unterschiedliche Auffassungen, wie man den 
Weg weiter beschreiten will, und darüber werden wir 
sehr intensiv und sachlich zu diskutieren haben. 

Nach dem Beitrag des Kollegen Dr. Garg erlaube ich 
mir die Bemerkung: Minister Austermann auch nur 
annähernd mit dem Begriff Stamokap in Verbindung 
zu bringen, das ist schon eine harte Nuss. Ich habe 
etliches über ihn gehört, aber ich glaube, dieser Ver-
gleich ist erstmalig gezogen worden. Sie haben sich 
zwar auch für den Wettbewerb ausgesprochen, aber 
nach Ihren Gesamtausführungen kann man wirklich 
nur sagen: Welch ein Kelch ist an der CDU vorbeige-
gangen! 

(Heiterkeit) 

Für Stunden gab es ja diese Partnerschaft, aber das 
wäre auch nicht einfach geworden. 

Ich möchte daran erinnern, dass wir uns Ende des 
Jahres 2001 in diesem Haus einstimmig für den Wett-
bewerb ausgesprochen haben. Wir haben ein Wett-
bewerbskonzept auf den Weg gebracht und damit 
die Grundlage für die Ausschreibung, für den Wett-

bewerb in Schleswig-Holstein gelegt. Ich erinnere 
auch daran, dass wir 2003 nach schwierigsten und 
intensiven Verhandlungen mit der DB AG unsere 
Interessen gewahrt und einen Zwölfjahresvertrag mit 
der DB AG abgeschlossen haben, der all diese Dinge 
geregelt hat, die hier heute auch zur Diskussion ste-
hen. Zuschussbetrag, Qualität und auch die Reihen-
folge der Ausschreibung sind Teil dieses Verkehrs-
vertrages. Vielleicht sollten einige da noch einmal 
hineinschauen und sich das angucken. Das ist die 
Grundlage. Es ist der DB AG durchaus bekannt, dass 
das Land Ausschreibungen durchführt und dass wir 
weiter über verschiedene Ausschreibungen diskutie-
ren werden. 

Es ist unumstritten - auch bei allen Rednern hier -, 
dass wir seit 1996 eine sehr erfolgreiche Bahnpolitik 
durchgeführt, dass wir nicht nur das Fahrgastauf-
kommen um 20 % erhöht haben, dass wir nicht nur 
die Qualität verbessert haben, wir haben auch jährlich 
20 Millionen € eingespart. Bei der Haushaltlage des 
Landes Schleswig-Holstein ist das - glaube ich - eine 
Erfolgsstory und ein Betrag, den wir dringend für 
andere Bereiche benötigt haben. 

(Beifall bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW) 

Es ist auch so - damit da kein falscher Eindruck ent-
steht  -, dass die DB AG nach wie vor ein großer und 
wesentlicher Partner für uns ist. Es geht um Beträge, 
die jedes Jahr in den Bereich der 100 Millionen € 
gehen und die für Aktivitäten, die im ganzen Land im 
Bereich der Bahn durchgeführt werden, aufgebracht 
werden - ob das Preise für die Strecken, für die Nut-
zung, für die Zugkilometer sind oder für das direkte 
Angebot mit der DB AG. 

Darüber hinaus gibt es Investitionen. Ich erinnere 
daran, dass wir für die Restaurierung der so genann-
ten Silberlinge erhebliche Mittel eingesetzt haben und 
noch einsetzen. Das sichert Arbeitsplätze und ist auch 
für die DB AG ein wichtiger Punkt in Bezug auf den 
Erhalt der Arbeitsplätze in den Ausbesserungswerken. 

(Vereinzelter Beifall bei der SPD sowie Bei-
fall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
SSW) 

Wenn man sieht, was allein die Finanzierung im 
Schwerbehindertenbereich und im Schülerverkehr 
angeht, ist das ein dicker Brocken, der ungefähr mit 
20 Millionen € zu Buche schlägt. Das ist eine für uns 
insgesamt wichtige Problematik, die im Gesamtzu-
sammenhang dieser Diskussion nicht untergehen darf. 

Es wird auch eine rechtliche Bewertung sein - ma-
chen wir uns doch nichts vor -, ob wir den Weg A 
oder B gehen. Alle Wettbewerber, die hier im Land 
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tätig sind, werden mit Argusaugen beobachten - das 
tun sie jetzt auch schon - und genau darauf achten, ob 
die Ausschreibungskriterien, die Rahmenbedingun-
gen, die EU-weiten juristischen Bestimmungen ein-
halten werden oder nicht. 

Deshalb werden wir den Weg, der hier vorgeschlagen 
wird, im zuständigen Fachausschuss diskutieren; wir 
werden im Wirtschaftsausschuss das, was vom Minis-
terium, vom Minister, vorbereitet wurde, diskutieren. 

Bisher wird erwartet, dass bei der Ausschreibung 
Ost, das ist die Grundlage, noch einmal 12 Mil-
lionen € im Jahr eingespart werden. Das kann nur die 
Messlatte für einen Weg sein, der zukünftig gegangen 
werden soll. Wenn wir diese Summe erreichen, ist das 
in Ordnung. Das muss für dieses Land auch die Prä-
misse sein. Wenn wir sie - unter Beachtung der recht-
lichen Rahmenbedingungen - nicht erreichen, muss 
ein anderer Weg gegangen werden. 

Lassen Sie uns also im Ausschuss darüber sachlich 
diskutieren und dann den für Schleswig-Holstein 
richtigen Weg gehen. Bisher hat sich der Wettbewerb 
für dieses Land auf jeden Fall gelohnt und ist der 
richtige Weg gewesen. 

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei der 
CDU sowie der Abgeordneten Karl-Martin 
Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] 
und Anke Spoorendonk [SSW]) 

Vizepräsidentin Ingrid Franzen: 

Vielen Dank, Herr Abgeordneter Schröder. - Das 
Wort für die FDP-Fraktion hat Herr Abgeordneter 
Dr. Garg. 

Dr. Heiner Garg [FDP]: 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen. 
Lieber Kollege Schröder, im Verhältnis zu dem 
Kelch, der angeblich an der Union vorbeigegangen 
ist, ist das ein wahrer Bottich, der an den Sozialde-
mokraten gerade noch einmal vorbeigerollt ist. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP) 

Ich freue mich, dass jetzt ganz offensichtlich das 
zusammenwächst, was vermutlich schon immer zu-
sammengehört hat. 

Kollege Müller, ich habe mir auch überlegt, ob ich 
jetzt damit anfangen soll - ähnlich wie es der Kollege 
Callsen getan hat -, ihnen vorzuwerfen oder auch 
aufzuzählen, an welcher Stelle auch ich meine, dass 
Sie ordnungspolitisch nicht sauber sind: Tariftreuege-
setz, Mindestlöhne, Entsendegesetz, Dieselrussfilter. - 
Die Liste ließe sich natürlich fortführen. Trotzdem 
haben Sie an dieser Stelle Recht und ich finde, dann 

kann man das auch klipp und klar sagen. An dieser 
Stelle ist das schon sehr merkwürdig, was uns ord-
nungspolitisch im Ausschuss serviert wurde. 

Lieber Herr Minister Austermann, es ist richtig, dass 
ich mich im Ausschuss freundlicher ausgedrückt habe 
als hier am Mikrofon. Ich habe Ihnen ausdrücklich 
gesagt - übrigens wie alle Vorredner auch; auch der 
Kollege Müller -, dass ich selbstverständlich davon 
ausgehe, dass Sie nur zum Wohl des Landes han-
deln. - Ja, zu welchem Wohl denn sonst! Darauf ha-
ben Sie einen Eid geleistet. Ich gehe davon aus, dass 
Sie das tun. Ich habe aber auch gesagt - darauf kommt 
es mir an und deshalb habe ich mich noch einmal 
gemeldet -, dass wir an den Ausschreibungskrite-
rien noch nacharbeiten müssen, dass wir in Zukunft 
ganz präzise sagen müssen, was wir von potenziellen 
Bietern haben wollen. Ich kann mich noch gut daran 
erinnern, wie der damalige finanzpolitische Sprecher 
und heutige Finanzminister Wiegard mit der Unions-
truppe gemeinsam mit mir den Ausschuss verlassen 
hat, als es um die Zustimmung beziehungsweise um 
die Einwilligung in die FLEX-Nachfolge ging. Kolle-
ge Harms, da saßen Sie mit dabei. Denn wir haben 
damals gesagt, die Bahn hat ein ordentliches Angebot 
abgeliefert, aber eben nicht das Beste. Und in diesem 
Zusammenhang von einer Benachteiligung der Bahn 
zu sprechen, wie Sie das im Ausschuss getan haben, 
finde ich schon eher albern. 

(Beifall bei FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW) 

Der nächste Punkt! Vielleicht hätten wir uns eine 
ganze Menge Aufregung sparen können, wenn Sie 
sich im Ausschuss genauso präzise, wie Sie das hier 
getan haben, geäußert hätten. Ich weiß nicht, ob das 
jeder mitgekriegt hat, Minister Austermann hat eben 
gesagt: Die Ausschreibung kommt. Sie kommt 2009. 
Das hat er im Ausschuss so nicht gesagt. Sie haben 
dort gesagt, möglicherweise kommt die Ausschrei-
bung, sie kommt vielleicht nicht in diesem Jahr, sie 
kommt vielleicht nicht im nächsten Jahr, sie kommt 
vielleicht nicht in drei Jahren. Sie haben nicht gesagt, 
dass die Ausschreibung kommt, dass sie 2009 kommt. 
Ich kann mich jedenfalls nicht daran erinnern, dass er 
das im Ausschuss so gesagt hat. 

Nichts anderes als ein klares Bekenntnis zur Aus-
schreibung, zum Wettbewerb auf der Schiene, nichts 
anderen haben die Fraktionen der FDP, von BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und der SSW heute von Ihnen 
verlangt. Wenn das das klare Bekenntnis ist, ist es 
gut. Aber, Lieber Kollege Arp, dieses klare Be-
kenntnis für Wettbewerb, für verbesserte Angebote 
im Schienenverkehr, dieses klare Bekenntnis will ich 
von dem zuständigen Minister haben und nicht nur 



258 Schleswig-Holsteinischer Landtag (16. WP) - 6. Sitzung - Mittwoch, 15. Juni 2005 

(Dr. Heiner Garg) 

 

formal. Ich will das dann auch so, dass tatsächlich 
auch wieder Wettbewerb auf der Schiene stattfin-
det. 

(Zurufe) 

- Ja, ich weiß, dass er da sitzt, aber Sie haben vorhin 
gesagt, wir machen das auf jeden Fall formal. So geht 
es nicht. Wir wollen Ergebnisse und nicht ein forma-
les Bekenntnis zum Wettbewerb. 

(Beifall bei FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW) 

Vizepräsidentin Ingrid Franzen: 

Vielen Dank, Herr Abgeordneter Dr. Garg. - Das 
Wort zu einem weiteren Beitrag hat Herr Abgeordne-
ter Hentschel für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN. 

Karl-Martin Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: 

Zwei Vorbemerkungen! Erstens zu Herrn Callsen: 
Die Wettbewerbspolitik Schleswig-Holsteins im 
Bahnbereich habe ich im Jahre 1996 persönlich mit 
Peer Steinbrück ausgehandelt. 

(Demonstrativer Beifall bei BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN - Lachen bei CDU und 
FDP) 

Damals haben wir uns darauf geeinigt. Es war eine 
grüne Forderung, in den Wettbewerb zu gehen, weil 
wir glaubten, dass wir dadurch erhebliche Verbesse-
rungen beim Personenverkehr würden erreichen 
könnten. 

(Claus Ehlers [CDU]: Am Katzentisch habt 
ihr gesessen! - Weitere Zurufe von der CDU) 

Diese Politik hat dazu geführt, dass wir in Schleswig-
Holstein mit dem eingesparten Geld insgesamt 30 % 
mehr Züge auf die Schiene setzen konnten, während 
der Zugverkehr in anderen Bundesländern stagnierte. 
Das ist eine Erfolgsstory ohne gleichen und das wur-
de auch von allen Fraktionen hier anerkannt. Ich habe 
mich immer dafür bedankt, dass dieser Erfolg von 
allen gesehen worden ist. 

Zum FLEX, Herr Austermann! Was den FLEX an-
geht, so wurde zunächst nicht ausgeschrieben. Seiner-
zeit ging es darum, dass die Bundesbahn einseitig den 
Inter-Regio-Verkehr nach Flensburg eingestellt hatte. 
Darauf musste kurzfristig reagiert werden. Die Bun-
desbahn hatte angeboten, für 8 € pro Kilometer zu 
fahren. Es fand sich dann aber eine Gesellschaft, die 
einen Kilometerpreis von 3 € anbot. Das war erheb-
lich billiger. Diese Gesellschaft ist dann pleite gegan-

gen. Daraufhin hat es eine Ausschreibung gegeben 
und als Ergebnis dieser Ausschreibung wird jetzt für 
5,50 € gefahren, also immer noch 2,50 € unter dem 
ursprünglichen Angebot der DB AG. Es ist also er-
heblich billiger, als wenn wir beim Monopolisten 
geblieben wären. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und SSW) 

Die Ausschreibung war nie ein leichter Weg, weil 
dieser einsame Weg Schleswig-Holsteins nur von 
wenigen Bundesländern in Einzelfällen nachvollzo-
gen worden ist - mit dem Ergebnis, dass die DB AG 
immer wieder versucht hat, Schleswig-Holstein zu 
erpressen und zur „Vernunft“ zu bringen. 

Das haben wir beim Ausbau des Bahnhofs Kiel er-
lebt. Jedes Mal, wenn eine Ausschreibung von 
Schleswig-Holstein angekündigt worden ist, wurden 
die Ausbauarbeiten gestoppt. Die Wiederinbetrieb-
nahme der Strecke zwischen Neumünster und Sege-
berg ist dreimal verzögert worden, angeblich wegen 
Problemen, aber in Wirklichkeit, weil die DB AG 
immer wieder versucht hat, das Land unter Druck zu 
setzen, damit diese die Ausschreibungspolitik aufgibt. 

Das ist aus Sicht der DB AG verständlich. Denn der 
Monopolist DB AG hat natürlich in Schleswig-
Holstein wesentlich weniger Einnahmen als in ande-
ren Bundesländern. Aber aufgrund dieser Einnahmen 
aus dem Personenverkehr findet die Quersubventio-
nierung des Fernverkehrs statt. Das ist allen bekannt, 
die sich mit diesem Thema auskennen. Deswegen ist 
es absolut wichtig, diesen Erpressungsversuchen, die 
gegenüber Schleswig-Holstein immer wieder gestartet 
worden sind, nicht nachzugeben. 

Es wurde gedroht, der Fernverkehr werde eingestellt, 
es würden keine Investitionen mehr getätigt werden. 
All das ist immer wieder passiert, obwohl die Investi-
tionsmittel, mit denen die DB AG diesen Druck aus-
übt, Investitionsmittel des Bundes sind, keine Investi-
tionsmittel der DB AG. Das ist die Sauerei, die dahin-
ter steht. Trotzdem hat die DB AG, weil sie diese 
Investitionsmittel hat und weil sie Einfluss auf die 
Planfeststellungsverfahren hat, immer wieder Druck 
auf Schleswig-Holstein ausgeübt. 

Gerade weil das so war, hat der letzte Minister, Herr 
Rohwer, mit der DB AG einen Zwölfjahresvertrag 
geschlossen. Er wurde geschlossen, damit endlich 
Klarheit herrscht, damit nicht wieder bei jeder einzel-
nen Ausschreibung versucht wird, das Land unter 
Druck zu setzen. In diesem Vertrag wurde der 
DB AG zugesichert, dass es auf dem Ostnetz und auf 
dem Zentralnetz nach Kiel noch soundso viel Jahre 
keine Ausschreibung gibt. Es wurden Festverträge 
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mit der DB AG vereinbart, damit sie Planungs-
sicherheit hat, damit Investitionen in Schleswig-
Holstein planmäßig stattfinden können. Dieser Ver-
trag ist genau deshalb geschlossen worden, um solche 
Erpressungsversuche zu verhindern. Beide Seiten 
haben diesen Vertrag unterzeichnet. 

Das, was Sie, Herr Austermann, machen, ist deswe-
gen so fahrlässig, weil Sie im Grunde der DB AG 
signalisieren, dass Sie bereit sind, diesen Vertrag 
aufzuheben. Damit machen Sie die Tür für neue Er-
pressungsversuche seitens der DB AG, seitens des 
Quasi-Monopolisten, auf. Ich halte das für aus-
gesprochen fahrlässig gegenüber der Politik dieses 
Landes, ich halte es für fahrlässig gegenüber den 
Finanzen dieses Landes 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und SSW) 

und kann Sie nur dringend auffordern, Klarheit ge-
genüber der DB AG zu schaffen, weil wir sonst einer 
ganz schwierigen Situation ausgeliefert sind. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
FDP und SSW - Zurufe von der CDU) 

Vizepräsidentin Ingrid Franzen: 

Vielen Dank, Herr Abgeordneter Hentschel. - Für die 
Landesregierung hat Herr Verkehrsminister Auster-
mann das Wort. 

Dietrich Austermann, Minister für Wissenschaft, 
Wirtschaft und Verkehr: 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Es 
scheint nicht einfach zu sein, das zum Verständnis zu 
bringen, was man tatsächlich gesagt hat. 

(Beifall des Abgeordneten Claus Ehlers 
[CDU]) 

Auch heute scheint man manches nicht zu verstehen. 
Ich habe neulich einen Brief von einem Unternehmen 
bekommen, das sich „Verein für deutliche Ausspra-
che“ nennt. Sie haben mir dazu gratuliert, dass ich 
mich immer so ausdrücke, dass man mich versteht. 
Ich hoffe, dass das in Zukunft vielleicht noch besser 
wird. Nun möchte ich das Thema noch einmal genau 
aufnehmen. 

Beim Netz Ost werde ich vorschlagen, eine Ausnah-
me vom üblichen Wettbewerbsverfahren, von der 
üblichen Form der Ausschreibung zu machen. Des-
wegen wird es trotzdem ein faires Beteiligungs-, ein 
faires Bieterverfahren geben. Alle Chancen sollen 
ausgelotet werden. 

Ich zähle noch einmal die Verfahrensstufen auf: Was 
wir tun, wird europaweit bekannt gegeben. Jeder, der 
Bahnbetreiber ist, der Züge betreibt, der Strecken 
betreiben will, kann sich an dem Verfahren be-
teiligen. Es findet dann eine Interessenbekundung 
statt. Jeder der Interesse daran hat, die Strecke Bahn-
netz Ost zu übernehmen, kann sich melden. Dann 
finden Verhandlungen statt. Jetzt zu unterstellen, 
wenn das Verfahren so gewählt würde, könnte man 
nicht den günstigsten Preis erzielen, ist völlig aus der 
Luft gegriffen. Wenn ich Verhandlungen führe, dann 
verhandele ich natürlich nicht nur mit einem, sondern 
mit mehreren, und dann findet schließlich eine Aus-
wahl statt. 

Das ist der Weg, den wir vorschlagen, der im Übrigen 
in vielen Ländern ähnlich gegangen wird. 

Es gibt Bundesländer, die überhaupt nicht ausschrei-
ben. Kein Mensch kommt auf den Gedanken zu sa-
gen, dort sei die Marktwirtschaft abgeschafft. Nieder-
sachsen hat bisher keine einzige Strecke ausgeschrie-
ben. 

(Karl-Martin Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Die zahlen auch erheblich mehr 
für die Strecken, im Durchschnitt 2 € mehr!) 

- Das wird man nachher in der Schlussbilanz bewer-
ten. Wenn ich an so manche Ausschreibung denke, 
die gelaufen ist, so kann ich mir, Herr Abgeordneter 
Hentschel, durchaus vorstellen, dass der eine oder 
andere auf den Gedanken kommt, er müsse Nachver-
handlungen führen, weil er sich hier oder dort verkal-
kuliert hat. Ich möchte nach Möglichkeit ein Verfah-
ren mit einem Betreiber - das können wie in der Ver-
gangenheit selbstverständlich auch Private sein -, das 
so wasserfest ist, dass es nachträglich keine Überra-
schungen gibt. 

Man sollte keineswegs so tun, als sei alles ideal. Neu-
lich bin ich mit dem Zug von Kiel nach Berlin gefah-
ren. Weil die Anschlüsse so sind, habe ich eine Stun-
de in Hamburg gestanden - also nicht, weil etwas 
nicht funktioniert hat, sondern weil der Fahrplan so 
eingerichtet ist. Wenn Sie durch das Land fahren und 
in dem einen oder anderen Zug sitzen, dann sehen 
Sie, dass wir vom Idealzustand weit entfernt sind. Wir 
alle miteinander wollen das verbessern. Alle mitein-
ander wollen wir mehr Pünktlichkeit, bessere Ab-
stimmung, bessere Pläne. 

(Beifall) 

Aber dazu muss man gelegentlich auch andere Wege 
gehen. 

Ich habe in meiner ersten Rede hier im Parlament 
gesagt: Nicht alles, was einer anders macht, muss 
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deswegen falsch, schlecht oder verdächtigungswürdig 
sein. Sonst würden immer die gleichen Personen hier 
sitzen. Wir sollten die Chance geben, dass viele neue 
Ideen entwickelt werden, die sich dann, wie ich hoffe, 
auch positiv für das Land auswirken. 

Ein Weiteres möchte ich sagen. Es ist nicht meine 
Aufgabe, die Bahn zu verteidigen. Nur, bei einem 
Unternehmen, das sich zu 100 % in Bundeseigentum 
befindet, zu unterstellen, dass erpresst werde, dass es 
ein Partner sei, mit dem man nicht rechnen könne, 
dass es ein Quasi-Monopol habe, ist nicht richtig. In 
Schleswig-Holstein beträgt der Anteil der DB AG 
derzeit noch unter 50 %, Ende des Jahres 57 %. Das 
heißt: 43 % des Schienenverkehrs werden also von 
Privaten betrieben. Daher kann man aus meiner Sicht 
von einem Monopol überhaupt nicht mehr reden. 

(Karl-Martin Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Bundesweit fährt die DB über 
90 %! Das wissen Sie auch!) 

- Herr Hentschel, zu unterstellen, dass wir uns deswe-
gen wie ein Bär am Nasenring vorführen lassen, ist 
nicht richtig. Ich habe vorhin mit Interesse gehört, 
dass es offensichtlich Leute gibt, die beim Wein Din-
ge bereden, die mit dem Rechtsstaat nichts zu tun 
haben. Wenn andere Erfahrungen damit haben, mö-
gen sie gern darüber berichten. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU) 

Ich tue das nicht. Ich bemühe mich darum, dass wir 
ordentliche Arbeit leisten, und bedanke mich aus-
drücklich bei den Abgeordneten der Koalition, die 
hier zu dem Thema gesprochen haben. 

Lassen Sie uns den Schritt nach vorn machen, lassen 
Sie uns sehen, auf welchem Weg wir sind mit der 
Bundesbahn, aber auch mit den Privaten. 

Heute ist eigentlich ein schöner Tag. Heute beginnen 
die Schienenarbeiten für die Brücke über den Nord-
Ostsee-Kanal. In dieser Woche wird voraussichtlich 
zwischen dem Bundesverkehrsminister und der Bahn 
der Vertrag über die Elektrifizierung der Strecke 
Hamburg - Lübeck - Travemünde unterzeichnen. Ich 
hoffe, dass sie bis 2008 fertig ist. 

Die Dinge laufen eigentlich ganz gut. Bitte verlassen 
Sie sich darauf, dass wir die Dinge auch in Zukunft so 
machen, dass das Parlament in der Summe damit 
zufrieden sein kann. 

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsidentin Ingrid Franzen: 

Vielen Dank, Herr Minister Austermann. - Mir liegt 
eine weitere Wortmeldung des Abgeordneten Lars 
Harms vom SSW vor. 

(Hans-Jörn Arp [CDU]: Nicht schon wie-
der!) 

Lars Harms [SSW]: 

Lieber Herr Kollege Arp, das müssen Sie wohl ertra-
gen. Wenn man als Abgeordneter etwas zu sagen hat, 
dann tut man das. 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Ich möchte nur noch einmal auf etwas einge-
hen, was der Kollege Schröder sagte. Ich habe ihn 
bestimmt nicht falsch verstanden. Er hat davon ge-
sprochen, dass er im Netz Ost mindestens 12 Mil-
lionen € sparen möchte. Dazu möchte ich nur sagen, 
dass es natürlich auch noch andere Prämissen geben 
muss. Wir reden viel zu viel vom Sparen. Das ist 
natürlich wichtig, aber es gibt mehrere Ziele, die wir 
erreichen wollen. Wir wollen die Qualität verbessern, 
wir wollen möglicherweise Umweltbelange berück-
sichtigen, wir wollen Belange der Behinderten be-
rücksichtigen. 

(Zuruf des Abgeordneten Bernd Schröder 
[SPD]) 

- Ich weiß. Da du es leider nicht gesagt hast, lieber 
Bernd Schröder, tue ich es an dieser Stelle. Ich weise 
noch einmal darauf hin, dass das des Pudels Kern ist. 
Es geht nicht nur darum, Geld zu sparen, sondern 
auch um viele andere Sachen. Dazu zählt, dass man 
ein Ausschreibungsverfahren macht; denn nur dann 
kann man vorher diese Ziele festlegen. Ich will nicht, 
dass ihr als Sozialdemokraten das abnickt und sagt: 
„Hurra, wir haben 12 Millionen gespart“, es sei denn, 
man hat richtig gehandelt; denn es geht darum, dass 
auch ihr von eurer Seite aus deutlich macht, dass auch 
andere Qualitätskriterien wichtig sind. 

Zweiter Punkt - das richtet sich möglicherweise auch 
mittelbar an die Sozialdemokratie -: Minister Auster-
mann hat gerade gesagt - ich versuche einmal, ihn 
wörtlich zu zitieren - er werde vom bisherigen Aus-
schreibungsverfahren abweichen. - Das hat er eben 
gesagt. Ob ihr Pressemitteilungen macht oder hier 
Reden haltet, ist scheinbar egal, weil er sich schon 
längst entschieden hat. Er hat gerade eben gesagt, 
dass es keine Ausschreibung gibt. Er wird von diesem 
Verfahren abweichen. 

(Zuruf) 

- Moment! Er hat gesagt, das Ganze mündet in ein 
Interessenbekundungsverfahren. Das hat er gesagt, tut 
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mir Leid. Das könnt ihr nachher im Protokoll nachle-
sen. 

Vizepräsidentin Ingrid Franzen: 

Herr Abgeordneter Harms, erlauben Sie eine Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Dr. Garg? 

Lars Harms [SSW]: 

Selbstverständlich. 

Dr. Heiner Garg [FDP]: Herr Kollege 
Harms, würden Sie mir Recht geben, dass 
Minister Austermann vorhin noch gesagt hat, 
die Ausschreibung kommt 2009? 

Lars Harms [SSW]: 

Selbstverständlich hat er das gesagt. Da wundert man 
sich einmal wieder, was da überhaupt kommen soll. 

(Werner Kalinka [CDU]: Das hat er nicht ge-
sagt!) 

- Lieber Kollege Kalinka, lesen Sie das nachher ein-
mal im Protokoll nach. Ziehen Sie sich das einmal 
rein. Er hat das hier gesagt und er hat auch das andere 
hier gesagt. 

(Beifall des Abgeordneten Dr. Heiner Garg 
[FDP]) 

Das widerspricht dem, was ihr Koalitionspartner bis-
her öffentlich gesagt hat. Daher hätte ich gern ge-
wusst, wie ihr denn euren Minister zivilisieren wollt, 
damit er vielleicht doch etwas mehr in eure Nähe 
kommt. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und des Abgeordneten Dr. Heiner Garg 
[FDP]) 

Ich bin wirklich einmal gespannt. Es kann eigentlich 
auch nicht Aufgabe von drei kleinen Oppositionspar-
teien sein, das zu regeln. 

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Das schaffen wir!) 

- Natürlich regeln wir das; das weiß ich. Aber es ist 
eure Aufgabe, das, was ihr in der letzten Legislaturpe-
riode und in der vorletzten Legislaturperiode ordent-
lich, gut und erfolgreich gemacht habt, gefälligst 
ordentlich zu verteidigen. Uns habt ihr auf jeden Fall, 
was das angeht, an eurer Seite. 

(Beifall bei SSW und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN sowie des Abgeordneten Dr. Hei-
ner Garg [FDP]) 

Vizepräsidentin Ingrid Franzen: 

Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Damit 
schließe ich die Aussprache über den ersten Gegens-
tand der Aktuellen Stunde. 

Ich eröffne die Aussprache über den zweiten Gegens-
tand der Aktuellen Stunde, nämlich „Zukunft des 
europäischen Integrationsprozesses“. Dieses Thema 
wurde von den Fraktionen von CDU und SPD bean-
tragt. 

Das Wort für die Antragsteller hat zunächst für die 
CDU-Fraktion der Fraktionsvorsitzende Dr. Wade-
phul. 

Dr. Johann Wadephul [CDU]: 

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Die Europäische Union befindet sich nach 
dem Ausgang der Volksabstimmungen über den 
Entwurf des Verfassungsvertrages in Frankreich und 
in den Niederlanden in einer wirklichen Krise. Heute 
konnten wir nachlesen, dass auch die Dänen das Rati-
fizierungsverfahren nicht durchführen wollen. Das 
Vereinigte Königreich hat es auf den Sankt-Nim-
merleins-Tag verschoben. Deswegen besteht guter 
Anlass für den Landtag, hier und heute über diese 
Frage zu diskutieren. 

Die Gründe für das Nein zum Verfassungsvertrag in 
den beiden Gründungsmitgliedstaaten der Europäi-
schen Union, Frankreich und Niederlande, die sowohl 
nationale als auch europäische Aspekte haben, müs-
sen nunmehr zunächst sorgfältig analysiert werden, 
um daraus Schlussfolgerungen für das weitere Ratifi-
zierungsverfahren und den europäischen Einigungs-
prozess zu ziehen. 

Diese Forderung richtet sich an alle für die Europa-
politik Verantwortlichen, insbesondere aber an die 
Staats- und Regierungschefs der 25 Mitgliedstaaten, 
die morgen und übermorgen in Brüssel zum Europäi-
schen Rat zusammentreffen. Die Staats- und Regie-
rungschefs dürfen die Entscheidung der Wählerinnen 
und Wähler in Frankreich und in den Niederlanden 
keinesfalls etwa als kleinen Betriebsunfall abtun und 
zur Tagesordnung übergehen. 

(Vereinzelter Beifall bei CDU und SPD) 

Vielmehr ist es unumgänglich, durch aktives Um-
steuern in der Europapolitik den Ängsten der Bevöl-
kerung in der Europäischen Union Rechnung zu tra-
gen und das Grundvertrauen in die Europapolitik 
wieder herzustellen. 

Dazu ist es zunächst erforderlich, die Politik über-
stürzter und nicht ausreichend vorbereiteter Erweite-
rungen, die das institutionelle Gefüge der Europäi-
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schen Union und die Bürgerinnen und Bürger über-
fordern, zu korrigieren. 

Für die ablehnende Entscheidung in Frankreich ist der 
bevorstehende Beginn der Beitrittsverhandlungen mit 
der Türkei ein wesentlicher Grund gewesen. Es hat 
keinen Zweck, das zu leugnen. Daneben wurde in den 
letzten Jahren der Europaverdrossenheit der Wähler 
durch vielfältige bürokratische Initiativen der Europä-
ischen Kommission Vorschub geleistet. 

(Beifall des Abgeordneten Werner Kalinka 
[CDU]) 

Europa darf nicht in einem die wirtschaftliche und 
soziale Entwicklung einschränkenden Regelungskor-
sett ersticken. Europa darf auf der anderen Seite aber 
auch nicht ständig zum Sündenbock gemacht und für 
Versäumnisse und für das Versagen der Nationalstaa-
ten verantwortlich gemacht werden. 

(Beifall bei CDU und SPD) 

Wenn Brüssel ständig dafür herhalten muss, von der 
eigenen Unfähigkeit bei der Lösung von Problemen 
abzulenken, darf man sich über eine negative Stim-
mung gegenüber der Europäischen Union innerhalb 
der Bevölkerung überhaupt nicht wundern. 

(Beifall bei CDU, SPD und FDP) 

Daher müssen nunmehr Themen wie Bürokratieab-
bau, Vereinfachung und Verschlankung der europäi-
schen Gesetzgebung endlich zügig angegangen wer-
den. Es muss deutlich werden, dass nicht jedes Prob-
lem in Europa auch ein Problem für Europa ist. Nur 
durch strikte Aufgabenteilung und die Einhaltung des 
Subsidiaritätsprinzips können Lösungen erzielt 
werden, die einen europäischen Mehrwert besitzen 
und die für die Bürgerinnen und Bürger verständlich, 
nachvollziehbar und sinnvoll sind. Die EU-Kom-
mission ist daher aufgerufen, alle laufenden Gesetz-
gebungsvorhaben auf den Prüfstand zu stellen und 
künftige Vorschläge einer umfassenden Folgenab-
schätzung zu unterziehen. 

Kaum einer weiß, dass es derzeit etwa 900 Gesetzge-
bungsverfahren für neue Richtlinien gibt. Sie stam-
men natürlich nicht aus der aktuellen Kommission. 
Sie stammen aus Vorgängerkommissionen wie der 
unter Herrn Prodi oder Herrn Delors. Es gibt auf eu-
ropäischer Ebene kein Diskontinuitätsprinzip. Wer 
sich vorstellt, dass wir weitere 900 Richtlinien zu 
erwarten haben, der muss erkennen: Hier muss 
Schluss gemacht werden. Wir müssen auf europäi-
scher Ebene zur Diskontinuität kommen. Wir müs-
sen aufhören, immer neu zu normieren. 

(Beifall bei CDU, SPD und FDP) 

Jedenfalls die CDU-Fraktion hat an der einen oder 
anderen Stelle natürlich auch Probleme mit der Euro-
papolitik, die die von Rot-Grün getragene 
Bundesregierung in den letzten sieben Jahren pro-
duziert hat. Die Umsetzung der Antidiskriminie-
rungsrichtlinie in nationales Recht hat in Deutschland 
dazu beigetragen, dass es Akzeptanzprobleme gibt. 
Ich bin sehr dankbar, dass Europaminister Döring 
schon in einer vergangenen Diskussion deutlich 
gemacht hat, dass er mit diesem Umsetzungsprozess 
nicht einverstanden ist. Wir unterstützen ihn an der 
Stelle. 

(Beifall bei der CDU) 

Wir verlangen auch, dass es keine weitere Verletzung 
des Stabilitätspaktes gibt; denn das Vertrauen in den 
Euro würde dadurch nachhaltig erschüttert. 

Wir unterstützen den Europaminister mindestens 
darin, die Beitrittsverhandlungen mit der Türkei jetzt 
auszusetzen und in ein Moratorium einzutreten. Das 
ist das Mindeste. Wir als Union sind dafür, eine pri-
vilegierte Partnerschaft mit der Türkei zu bevorzu-
gen und keine Vollmitgliedschaft anzubieten. Wenn 
wir Akzeptanz für Europa haben wollen, dann müssen 
wir an der Stelle auch sehen, was die Bürgerinnen 
und Bürger mittragen. Die Union ist der Auffassung, 
dass eine Vollmitgliedschaft der Türkei nicht vor-
stellbar ist. 

(Beifall bei der CDU) 

Lassen Sie mich abschließend sagen: Es wird im ers-
ten Halbjahr 2007 eine deutsche Ratspräsidentschaft 
geben. Da gibt es eine herausragende Chance, hier 
wieder neue Akzente zu setzen. Wir haben zu Beginn 
der 80er-Jahre schon einen Prozess gehabt, im Rah-
men dessen es eine große Skepsis gegenüber Europa 
gegeben hat. Wir als Deutsche haben leidvoll erfah-
ren, dass europäische Kriege im Zweifel zulasten 
Deutschlands geführt werden. Auch in Zukunft gilt: 
Europäische Auseinandersetzungen gehen zulasten 
eines Landes, das im Zentrum dieses Kontinents liegt. 
Deshalb ist es unser Auftrag, dafür zu sorgen, dass 
der europäische Prozess, dass der europäische Ge-
danke wieder Nahrung erhalten und wir uns dazu 
bekennen, dass es zu einer Vertiefung der Gemein-
schaft kommt. Europa ist unsere Zukunft. Dafür set-
zen wir uns ein. 

(Beifall bei CDU, SPD, FDP und SSW) 

Vizepräsidentin Ingrid Franzen: 

Vielen Dank, Herr Abgeordneter Dr. Wadephul. 

Lassen Sie mich auf unserer Besuchertribüne Schüle-
rinnen und Schüler der Beruflichen Schulen aus 
Rendsburg und Schülerinnen und Schüler der Klaus-
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Groth-Realschule aus Kiel begrüßen. - Herzlich will-
kommen! 

(Beifall) 

Das Wort für die SPD-Fraktion hat der Herr Abge-
ordnete Rolf Fischer. 

Rolf Fischer [SPD]: 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die 
Bürger haben entschieden. Nach den Voten in Frank-
reich und in den Niederlanden muss die Politik Kon-
sequenzen ziehen. Der Verfassungsvertrag ist in der 
Form, in der er vorliegt, gescheitert. Ich sage aber 
auch: Die Alltagspolitik in Europa geht weiter. Es ist 
nicht so, dass wir in einem vertragsfreien Raum ste-
hen. Wir haben die Nizza-Verträge, wir müssen sie 
umsetzen. Es gibt zwar die Forderung nach einer 
Denkpause; sie erlöst uns aber nicht von der Aufgabe, 
diese Alltagspolitik umzusetzen. 

Es ist ein vielstimmiger Chor von Europakritikern zu 
hören. Ich will deutlich sagen: Wer meint, er könne in 
dieser Situation alles auf Anfang stellen, irrt. Es ist 
absurd zu fordern, den Euro wieder abzuschaffen. 

(Beifall im ganzen Haus) 

Die europäische Szenerie ist im Moment geprägt 
durch viele Aufgeregtheiten. Deswegen ist es gut, 
eine nüchterne Analyse vorzunehmen. Richtig ist: 
Angesichts der Entscheidungen in Frankreich und 
den Niederlanden hat alles europapolitische Pathos 
ausgedient. Es zählt allein die Praxis. Richtig ist: Die 
Praxis ist offenbar erklärungs- und auch reformbe-
dürftig. 

Überrascht kann man eigentlich nicht wirklich sein, 
denn wir kennen die Gründe für die Ablehnung: die 
Angst vor Lohndumping, vor Sozialabbau, vor Stel-
lenexport, die scheinbar überbordende Bürokratie, 
Brüssels Bürgerferne und Anonymität. Diesem 
„Brüssel“ werden fast alle Probleme angekreidet und 
die Fehler der jeweils eigenen Regierungen gleich 
dazu. 

Ich erinnere in diesem Zusammenhang daran: Zur 
positiven Praxis gehört aber auch, dass heute europä-
ische Fördermittel in fast alle Regionen und Städte 
unseres Landes, der Bundesrepublik Deutschland und 
andere europäische Länder fließen, dass sich junge 
Menschen stärker als jemals vorher in diesem Europa 
begegnen und dass überall gerade die wichtige grenz-
überschreitende Kooperation gefördert wird, dass 
friedliche Integration möglich ist. Auch das ist eine 
Leistung dieses Europas. 

(Beifall bei der SPD - Lothar Hay [SPD]: So 
ist es!) 

Die Frage, warum dies im Bewusstsein der Menschen 
nicht zusammengebracht wird, lässt sich nicht leicht 
beantworten. Die Ängste sind größer als die Hoffnun-
gen. Selbstkritisch müssen wir sagen: Es ist uns of-
fensichtlich nicht gelungen, diese Ängste zu nehmen. 

Es ist aber auch nicht ganz leicht. Allein in der allge-
meinen Kritik an Europa sind sich die Menschen 
einig. Betrachtet man aber die Einzelpunkte, so unter-
scheiden sich die realen und die gefühlten Problemla-
gen in den europäischen Staaten und innerhalb der 
gesellschaftlichen Schichten sehr. Zu betonen ist 
aber: Solange nationalstaatlicher Egoismus bei man-
chen Politikern - ich sage hier: auch bei vielen Bür-
gern - ausgeprägter ist als das europäische Interesse, 
kann kein positives Europainteresse entstehen. Wenn 
jeder in Brüssel positiv beschiedene Antrag zu Hause 
„gegen“ oder „trotz“ Europa gefeiert wird und nicht 
als gemeinsames Ergebnis, dürfen wir uns tatsächlich 
nicht wundern, wenn der Stellenwert von Europa so 
niedrig ist. 

(Beifall bei SPD und CDU) 

Den aktuellen Verhandlungen über den Finanzrah-
men 2006 bis 2013, der Möglichkeit eines Kompro-
misses, kommt eine große europapolitische Bedeu-
tung zu, wenn wir über Akzeptanz sprechen. Wenn 
das schief geht, werden wir dort eine ähnlich katast-
rophale Situation haben wie in Bezug auf die Verfas-
sung. Ich hoffe, dass es gelingt, einen Kompromiss zu 
finden. 

Ich habe von Ängsten gesprochen. Drei Ängste will 
ich nennen. Ängste vor der Erweiterung. Die Erwei-
terung ist eigentlich abgeschlossen. Rumänien und 
Bulgarien werden nur aufgenommen, wenn sie die 
hohen Hürden der Beitrittskriterien erfüllen, insbe-
sondere in Bezug auf Rechtsstaatlichkeit und Korrup-
tionsbekämpfung. Die Türkei steht am Beginn von 
Beitrittsverhandlungen, deren Ergebnis heute nie-
mand vorhersagen kann. Bremsen sind eingebaut. 
Jährliche Kontrollen des Prozesses in der Türkei sol-
len stattfinden. Ein einseitiger Abbruch durch die EU 
bei Verstößen gegen die demokratische Entwicklung 
ist beschlossen worden. 

Ich will an dieser Stelle ganz deutlich sagen: Ich bitte, 
in der Debatte auch die Risiken zu bewerten, wenn es 
zu Absagen oder Moratorien kommt. Viele andere 
osteuropäische Staaten können zwar Beitrittsbitten 
äußeren, Zusagen sind aber keinem dieser Länder 
gemacht worden. 

Ängste vor Arbeitsplatzverlusten. Wir meinen: deut-
liche Absage zum Beispiel an die Dienstleistungs-
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richtlinie und ein klares Plädoyer für ein sozialstaat-
liches Europa, 

(Beifall bei SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

klare Übergangsbestimmungen, die Freizügigkeit am 
Markt für Unternehmen und Arbeitnehmer sozialver-
träglich regeln. 

Ängste vor Identitätsverlusten. Wir setzen ein klares 
Bekenntnis für das Europa der Regionen gegen die 
gefühlte Anonymität Brüssels. Sich zu seiner Region, 
seiner Sprache und seiner Kultur zu bekennen und 
gleichzeitig für die europäische Integration zu sein, 
das sind zwei Seiten einer Medaille. Dort gehört auch 
das Frühwarnsystem hinein, über das wir heute noch 
diskutieren wollen. 

Zur Ehrlichkeit gehört aber auch, dass wir den Bür-
gern sagen: Natürlich müssen wir Zuständigkeiten, 
das heißt nationale Macht und nationale Kompeten-
zen, abgeben, wenn wir ein vereintes Europa wollen. 
Die gewohnten föderalen Strukturen in der Bundesre-
publik, fast ein Alleinstellungsmerkmal in Europa, 
werden längerfristig so nicht bestehen bleiben kön-
nen. Natürlich wird der europäische Binnenmarkt 
erhebliche Konsequenzen für die nationalen Wirt-
schaften haben. Das müssen wir auch sagen. Es wird 
nicht gehen, dass wir alles so belassen, wie es ist, 
wenn wir gleichzeitig das Europa, wie wir es uns 
vorstellen, haben wollen. 

Deutlicher als bisher ist zu sagen: Das gemeinsame 
Europa ist nicht das Problem, sondern ein Teil der 
Lösung, auch wenn sich so mancher aus individueller 
Betroffenheit heraus gern abschotten möchte. 

Wenn wir jetzt wieder verstärkt über die Wege disku-
tieren, ist das richtig. Das Ziel ist aber doch ohne 
Alternative: ein friedliches Europa, das Freiheit und 
Gerechtigkeit garantiert, und zwar in Gestalt eines 
europäischen Staatenbundes und nicht als europäi-
scher Bundesstaat. Zukunft haben für mich nicht die 
Vereinigten Staaten von Europa, sondern die Europä-
ische Union, und zwar mit einer akzeptierten und von 
den Menschen getragenen Verfassung. 

Die Zeit des europäischen Pathos ist vorbei. Die Zeit 
europäischer Praxis beginnt. Ob sie erfolgreich wird, 
liegt auch an uns. 

(Beifall bei SPD, CDU und SSW) 

Vizepräsidentin Ingrid Franzen: 

Vielen Dank, Herr Abgeordneter Fischer. - Für die 
Fraktion der FDP hat der Herr Abgeordnete 
Dr. Ekkehard Klug das Wort. 

Dr. Ekkehard Klug [FDP]: 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Das 
Nein der Franzosen und der Niederländer zum EU-
Verfassungsvertrag war ein politischer Paukenschlag. 
Ein dauerhafter Schaden für den europäischen Integ-
rationsprozess muss daraus jedoch keineswegs ent-
stehen. Ein solcher Schaden entstünde nur dann, 
wenn die EU-Institutionen und die Regierungen der 
EU-Mitgliedstaaten das Signal, das von den Volksab-
stimmungen ausgegangen ist, überhören würden und 
sich zu einem „Weiter so“ durchringen wollten. 

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der 
SPD) 

Da kommt meine erste Kritik. Die ersten Reaktionen, 
gerade auch die erste Reaktion aus Berlin, von der 
Bundesregierung, aber auch aus Brüssel und anders-
woher, klangen eher nach einem solchen „Weiter so“, 
einem Weiterwursteln. Das geht eben jetzt nicht 
mehr. 

Horst Köhler, der Bundespräsident, hat Recht, wenn 
er von der Notwendigkeit gesprochen hat, eine euro-
päische Inventur vorzunehmen. Ein bisschen salopp 
formuliert hat das der irische EU-Kommissar Charly 
McCreevy auf den Punkt gebracht: Wir müssen end-
lich wieder den Draht zu den normalen Bürgern fin-
den. 

(Beifall bei der FDP) 

Distanz und Entfremdung zwischen Politik und Bür-
gern, das ist natürlich nicht nur ein Thema auf der 
europäischen Ebene. Hier ist es nach meiner Über-
zeugung aber besonders virulent. Das hängt mit der 
schieren Größe der Europäischen Union - 450 Mil-
lionen Einwohner, 25 Nationalstaaten - zusammen. 
Das fehlende Wir-Gefühl in dieser schnell gewachse-
nen Gemeinschaft ist eine der Ursachen, aber natür-
lich auch der Hang der Europapolitik, sich sozusagen 
immer nur in der Sphäre der Eliten zu bewegen. 

Das alles sind mit Ursachen. Ich glaube, in der jetzi-
gen Situation brauchen wir unter anderem auch so 
etwas wie eine längere Atempause beim Fortgang des 
Erweiterungsprozesses. Es war in der Vergangenheit 
ein Fehler, dass Erweiterung und Vertiefung, auch 
Reform der Institutionen und Entwicklung des ge-
meinsamen Wir-Gefühls nicht im Gleichklang mit-
einander vollzogen worden sind. Das ist jetzt keine 
Absage an weitere Aufnahmen. Wir müssen aber erst 
einmal das, was sich in den letzten Jahren vollzogen 
hat, verarbeiten und verkraften in dieser schnell ge-
wachsenen Europäischen Union. 

Wir müssen den Bürgern viel deutlicher machen, 
worin für sie konkret die Vorteile der Europäischen 
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Union liegen. Auf der anderen Seite gilt es alles zu 
unterlassen, was die Menschen in der Europäischen 
Union als eine Behinderung und Belastung empfin-
den. Da kann man eine ganz lange Liste aufmachen, 
angefangen beim Entwurf der EU-Chemikalien-
verordnung. Wenn vor Ort zu lesen ist, auch in unse-
ren Regionalzeitungen, dass 3.200 Arbeitsplätze in 
der chemischen Industrie allein in unserem Land 
betroffen sind, kommt eben doch kein Vergnügen auf, 
wenn da eine Verordnung erarbeitet wird, die eine 
ganz detaillierte Dokumentation für über 30.000 ver-
schiedene chemische Substanzen nach sich zöge und 
allein bezogen auf die Umsätze der chemischen In-
dustrie einen Aufschlag von 5 % mit sich brächte. So 
etwas geht nicht mehr. Wir leben nicht allein auf 
dieser Welt. Wir stehen in einem Wettbewerb und 
wir wollen unsere industriellen Arbeitsplätze nicht 
auf solche Weise kaputtmachen. 

Dann die FFH-Richtlinie mit all ihren Auswüchsen. 
Wir haben das hier im Zusammenhang mit Eiderstedt 
zuhauf diskutiert. Wir lesen, in Mittel-Hessen hat das 
bei einem Autobahnprojekt kurioserweise dazu ge-
führt, dass man dort 4.000 Molche einzeln registriert 
und fotografiert hat - für 800.000 €! Auch da stellt 
sich die Frage: Muss das unbedingt sein? 

Nun kann man sagen - Herr Döring hat in der letzten 
Debatte vor den Volksabstimmungen einen ähnlichen 
Einwurf gemacht -, das seien alles beklagenswerte 
Einzelfälle. Ich sage dazu: Es sind eben leider nicht 
mehr bloß Einzelfälle, sondern bei den Bürgern hat 
sich - nicht ganz zu Unrecht - inzwischen der Ein-
druck ergeben, dass sich solche bürokratischen Akti-
onen leider häufen. Es geht darum, hier einen Kurs-
wechsel zu erreichen in dem Sinne, wie es die briti-
sche Labour-Unterhaus-Abgeordnete und Mitglied 
des Verfassungskonvents, Gisela Stuart, eine aus 
Deutschland stammende britische Politikerin, gesagt 
hat, nämlich dass sich die EU wirklich auf eine weni-
ger breite politische und wirtschaftliche Agenda kon-
zentrieren muss, nicht mehr alles so detailliert im 
Kleinkleinverfahren regeln soll, sondern sich auf 
wesentliche Fragen konzentriert. 

Helmut Schmidt hat in seinem Leitartikel in der 
„Zeit“ in der letzten Woche nach den Referenden zu 
Recht gesagt: Forschung und Entwicklung müssen für 
diese Europäische Union das zentrale Thema sein. 

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der 
SPD) 

Wir werden den Wohlstand der Europäer nur dann 
halten können, wenn wir in den neuen Technologien 
wirklich eine Spitzenposition erhalten beziehungs-
weise uns wieder erarbeiten. In Lissabon hat man vor 
fünf Jahren gesagt: Wir wollen bis zum Ende des 

Jahrzehnts, bis 2010, 3 % des Bruttoinlandsprodukts 
für Forschung und Entwicklung aufwenden. 

Ich möchte kurz einmal die Situation in Deutschland 
beschreiben; das hat auch der Präsident der Fraunho-
fer-Gesellschaft kürzlich getan. Wir müssten jetzt 
jedes Jahr einen Zuwachs von 8 % in Deutschland bei 
den Ausgaben für FuE haben, um dieses Ziel errei-
chen zu können. 

Da gibt es so absurde Situationen, dass ein deutscher 
Genforscher, Stammzellenforscher Angst haben 
muss, fünf Jahre ins Gefängnis zu gehen, wenn er an 
einem Kooperationsvorhaben mit britischen Kollegen 
in Newcastle, Cambridge oder an einer anderen briti-
schen Forschungseinrichtung arbeitet. Wir können 
uns das nicht mehr leisten, wenn wir unseren 
Wohlstand den Bürgern dieses Europas in Zukunft 
weiter bieten wollen. Es geht darum, hier eine Vision 
zu formulieren und zu sagen: Wir wollen Europa fit 
machen für das 21. Jahrhundert und in Forschung und 
Entwicklung wieder Spitzenplätze auch da einneh-
men, wo wir sie heute leider nicht mehr haben. Wenn 
wir eine solche Vision entfalten, wird die Zustim-
mung der Bürger zu dieser Europapolitik alsbald 
wiederkommen und stärker werden. 

(Beifall bei der FDP und der Abgeordneten 
Anette Langner [SPD]) 

Vizepräsidentin Ingrid Franzen: 

Das Wort für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN hat deren Vorsitzende, Anne Lütkes. 

Anne Lütkes [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die 
Zukunft Europas ist wahrlich eine deutsche Aufgabe, 
60 Jahre nach Ende des Faschismus. Allerdings stel-
len wir fest, dass europaweit eine gewisse Rat-
losigkeit gegeben ist nach dem wahrlich überwälti-
genden demokratischen Nein in mehreren Staaten. 
Der europäische Integrationsprozess ist gegenwärtig 
durch einen grundlegenden Widerspruch gekenn-
zeichnet: Auf der einen Seite ist die Europäische Uni-
on weltweit von hoher Bedeutung, ein politischer 
Faktor in der weltweiten Ausbreitung, Verteidigung 
der zivilen Gesellschaft. Die Befugnisse der EU rei-
chen bereits weit in die Kernbereiche der National-
staaten hinein. Nationale Interessen und die Interes-
sen der EU sind deckungsgleich - zum Teil. 

Auf der anderen Seite verliert aber gerade das Projekt 
Europa trotz mehrerer Integrationsfortschritte an Un-
terstützung durch die Bürgerinnen und Bürger in den 
Mitgliedstaaten. Die politische Unterstützung in der 
Bevölkerung ist schwerlich, in einigen fast gar nicht, 
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in Deutschland rückläufig gegeben. Man kann von 
einem Elitenprojekt des Europäischen sprechen - Sie 
haben das Zitat bereits gebracht, Herr Kollege. 

Die Bürger wollen wissen, wohin dieses Projekt geht, 
sie wollen wissen, wo und wie es in ihr tägliches 
Leben eingreift - und das zu Recht. 

Deshalb kommt es jetzt darauf an, politische Initiati-
ven zu erarbeiten, die für die Bürger verständlich 
sind, die das Leben für die Bürger begreifbar machen 
und die sie teilen können. Wir brauchen eine Vertie-
fung der ganz bewussten politischen europäischen 
Identifikation mit diesem Projekt. 

Herr Europaminister, deshalb ist es aus unserer Sicht 
der völlig falsche Weg, in dieser Situation eine gute 
Politik der Integration, der Erweiterung und der de-
mokratischen Debatte zu beenden und die Beitrittsde-
batten, die ersten Schritte zu Beitrittsgesprächen mit 
der Türkei zu beenden oder zu überwinden. Aus 
unserer Sicht ist gerade die politische Diskussion mit 
der Türkei auch in der jetzigen europäischen Gesamt-
diskussion von hoher Bedeutung. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Die privilegierte Partnerschaft, die angesprochen 
wurde, ist nicht der Weg, denn wir brauchen ein Eu-
ropa auf der Basis der humanistischen Werte, um 
einen demokratischen Gesamtkontinent aufbauen zu 
können. 

Da nützt es den Menschen vor Ort wahrlich nichts, 
wenn man ihnen grausliche Geschichten über das 
Zählen von Molchen und andere Auswirkungen der 
europäischen Bürokratie erzählt, sondern es kommt 
darauf an, deutlich zu machen, dass Europa vor Ort 
lebendig ist. Es geht auch nicht - da will ich mich 
auch gern an die eigene Nase fassen -, dass man als 
Fachmensch über die Harmonisierung des europäi-
schen Rechts diskutiert und die Menschen vor Ort 
nicht merken, dass die Veränderungen im euro-
päischen Familienrecht unmittelbar für ihre Lebens-
verhältnisse von hoher Bedeutung sind. Es ruft - 
wenn ich das so sagen darf, Frau Präsidentin - wahr-
lich niemanden hinter dem Ofen hervor, wenn man 
über die Harmonisierung des Rechts in abstrakter Art 
und Weise redet. Es kommt vielmehr darauf an, Eu-
ropa lebbar und erfahrbar zu gestalten. 

Ein wesentlicher Beitrag in diesem Zusammenhang 
sind die europäischen Grenzregionen - sie können 
Motor und Keimzelle des gemeinsamen Europäischen 
sein - und darüber hinaus die Ostseekooperation, die 
gerade von Schleswig-Holstein heraus zeigt, dass im 
Wege der Kooperation ein Gemeinsames erarbeitet 
werden kann. 

Aus unserer Sicht sind neue Formen der regionalen 
Zusammenarbeit in Europa der eigentliche, der prag-
matische, der richtige Schritt, diese Zusammenarbeit 
voranzubringen, Staaten und Regionen, aber auch 
Verbände, Institutionen, Wissenschaft, Umwelt und 
Kultur miteinander ins Gespräch zu bringen. Nur 
wenn Europa für die Menschen erfahrbar gemacht 
wird, wenn klar ist, dass diese Union für die Si-
cherheit sorgt, bei der Verbrechensbekämpfung Fort-
schritte macht, sich um Infrastruktur kümmert sowie 
das Recht und die Märkte so harmonisiert, dass die 
Menschen wirklich etwas davon haben, dann kann 
Europa eine Chance haben. Das geschieht am ein-
fachsten und klarsten in der grenzüberschreitenden 
Zusammenarbeit in den Regionen rechts und links, 
südlich und nördlich von Grenzen, wie wir es in 
Schleswig-Holstein vorleben. 

Wir müssen lernen, dass das „Nein“ der Referenden 
nicht ein „Gar nicht“ bedeutet, sondern es bedeutet 
ein „So nicht“. Die sich daraus ergebende Frage ist 
ein „Wie denn“. Die Frage nach dem „Wie denn“ ist 
keine Verordnungsfrage, sondern eine Frage des 
praktisch gelebten Europas. Darauf kommen wir heu-
te Nachmittag ja noch einmal zurück. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und des Abgeordneten Jürgen Weber [SPD]) 

Vizepräsidentin Ingrid Franzen: 

Das Wort für den SSW im Landtag hat deren Vorsit-
zende, Anke Spoorendonk. 

Anke Spoorendonk [SSW]: 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
„Manchmal brauchen die Politiker und Bürokraten 
einen Schubs“, sagte der irische EU-Kommissar 
Charlie McCreevy - ich habe auch „Die Zeit“ gele-
sen - in einem Kommentar zu dem Nein der Franzo-
sen und der Niederländer zur EU-Verfassung. Ob das 
nun wirklich reicht, ist - wie ich finde - immer noch 
eine offene Frage. Denn wenn in den Gründungs-
ländern der EU - in den Niederlanden taten es über 
60 % der Menschen - eine Verfassung abgelehnt 
wird, die von der überwältigenden Mehrheit der Poli-
tiker unterstützt wird, dann ist es offensichtlich, dass 
wir es nicht nur mit einer Krise der EU zu tun haben, 
sondern wirklich mit einer Vertrauenskrise zwi-
schen der Politik und den Bevölkerungen Europas 
genau in dieser Frage. 

Im Übrigen ist dieses Misstrauen gegenüber der EU 
weit verbreitet, auch in Deutschland. Ich denke, das 
darf man bei einer solchen Diskussion nicht verges-
sen. Deshalb darf man jetzt auch nicht den Fehler 
machen zu sagen, es seien zwei isolierte Entschei-
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dungen dieser beiden Länder. Warten wir erst einmal 
ab, wie es mit der Ratifizierung der EU-Verfassung 
in den anderen EU-Ländern weitergeht. Das wird 
nicht funktionieren und die britische Regierung hat 
schon deutlich gemacht, dass sie keinen Sinn darin 
sieht, eine EU-Verfassung zur Abstimmung zu stel-
len, die nicht einmal im Kernland Frankreich eine 
Mehrheit gefunden hat. Auch in Dänemark äußern 
sich immer mehr Politiker negativ bezüglich der 
Durchführung einer Volksabstimmung. Nun haben 
zum Beispiel auch der dänische Außenminister Per 
Stig Møller von der Konservativen Volkspartei und 
Svend Auken von den Sozialdemokraten gesagt, man 
könne jetzt keine Volksabstimmung zu einer EU-
Verfassung durchführen, wo man eigentlich nicht 
wisse, ob sie eventuell doch noch geändert werde 
oder wo man überhaupt in dieser Frage stehe. 

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Ekkehard Klug 
[FDP]) 

- Das tun sie in jedem Fall auch. Dazu gibt es auch 
schöne Zitate, die ich leider vergessen habe mitzu-
bringen. 

Anstatt abzuwarten ist also jetzt Gebot der Stunde, 
klar und deutlich zu sagen: Die Verfassung in der 
vorliegenden Form ist tot und wird so auch nicht in 
Kraft treten können. Das kann man schlecht oder gut 
finden, aber das ist wirklich die politische Realität. 

Dieser Tatsache muss man sich stellen, wenn man das 
Projekt der europäischen Zusammenarbeit überhaupt 
weiterführen möchte. Wichtig ist dabei, den Ursachen 
dieser Entwicklung auf den Grund zu gehen. Meine 
Vorredner haben schon einiges genannt. Die zentrale 
Frage ist ja, woran es eigentlich liegt, dass eine Ver-
fassung, die nach Ansicht vieler Beobachter wirklich 
ein Fortschritt in demokratischer Hinsicht ist und die 
die Arbeit der EU effizienter machen sollte, so kläg-
lich gescheitert ist. Hört man sich die Argumente der 
Gegner an, fällt auf, dass sie sich nicht gegen die 
Inhalte der Verfassung wenden, sondern auf Themen 
fokussieren, die auf den ersten Blick nichts mit der 
Verfassung zu tun haben. Das gilt für die so genannte 
Dienstleistungsrichtlinie oder auch für einen mögli-
chen EU-Beitritt der Türkei. Diese Fragen muss man 
ernst nehmen. Ich denke aber, man darf jetzt nicht 
sagen, gut, die zentrale Frage ist die des EU-Beitritts 
der Türkei, denn diese Frage wird sich erst in 20 oder 
30 Jahren entscheiden. Ich finde, man nutzt dieses 
Thema auch populistisch, wenn man sagt, das sei die 
zentrale Frage. 

(Beifall bei der FDP und vereinzelter Beifall 
bei der SPD) 

Darum mein Vorwurf an die CDU/CSU-Frak-
tionsvorsitzenden, die in ihrer gemeinsamen Presseer-
klärung das Thema ein bisschen in diesem Sinne be-
nutzt haben. In Wirklichkeit geht es doch bei der EU-
Debatte um das Gefühl vieler Menschen, dass die 
Entwicklung in den letzten Jahren ganz einfach zu 
schnell gegangen ist. Es geht also um ihre konkrete 
Angst, ihren Arbeitsplatz oder auch ihren Wohlstand 
zu verlieren. Darum denke ich, man muss den Dialog 
mit den Bevölkerungen in den Mittelpunkt der Wei-
terentwicklung der EU stellen. Dabei bin ich dann 
wieder bei dem Punkt, dass es ohne eine Volksbefra-
gung auch nicht weitergehen kann. Nur so wird man 
den Dialog in den Mittelpunkt stellen können, so wird 
man diese Krise vielleicht zu dem nutzen können, 
was eigentlich bei einer Krise herauskommen sollte, 
nämlich ein Neubeginn. 

(Beifall bei SSW, SPD, FDP und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Ingrid Franzen: 

Vielen Dank der Frau Abgeordneten Anke Spooren-
donk. - Ich erteile für die Landesregierung Herrn 
Europaminister Uwe Döring das Wort. 

Uwe Döring, Minister für Justiz, Arbeit und Europa: 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Zu-
nächst einmal kann ich feststellen, dass wir in der 
Debatte sehr viel Übereinstimmung haben. Das ist 
zunächst einmal positiv. Diese Gemeinsamkeit be-
steht allerdings im Allgemeinen. Wenn man ins De-
tail kommt, merkt man doch den einen oder anderen 
Unterschied. 

(Dr. Ekkehard Klug [FDP]: Das ist auch 
nicht schlimm!) 

- Das ist nicht schlimm, nein, im Gegenteil, Herr 
Klug. Das belebt es ja. Was wir in der Vergangenheit 
vielleicht gemacht haben, ist, dass wir die Europapo-
litik mit zu viel Harmoniesucht betrachtet haben. 

(Beifall bei SPD und FDP) 

Dadurch fehlte eine entsprechende Profilschärfung, 
weil wir alle in den Sonntagsreden lediglich hervor-
gehoben haben, wie schön Europa ist. Das ist es ja 
auch. Aber um das konkret umzusetzen, müssen wir 
sagen, auch in der Europapolitik gibt es Unterschiede 
und die darf man artikulieren, ohne deswegen ein 
schlechter Europäer zu sein. Darüber müssen wir 
streiten wie in allen anderen Politikbereichen. 

Meine Damen und Herren, nach den Referenden in 
Frankreich und den Niederlanden ist die EU zwar ins 
Schlingern geraten, aber sie ist nicht aus der Bahn 
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geworfen. Ich denke, da gibt es eine allgemeine Ü-
bereinstimmung. Wir brauchen vielleicht sogar diesen 
heilsamen Schock. Ich darf das sagen, weil ich auch 
einmal Abgeordneter war: Zu der Zeit, als ich Abge-
ordneter war, war bei Europadebatten das Plenum 
nicht so voll. Da mag es auch einmal sein, dass ein 
heilsamer Schock den einen oder anderen dazu treibt, 
dass Europapolitik keine Nischenpolitik ist, sondern 
eine Querschnittsaufgabe. 

(Beifall bei SPD, CDU und FDP) 

Wir dürfen nicht in eine europapolitische Schreckstar-
re verfallen. Wir müssen das die Situation nutzen und 
die Aufmerksamkeit, die für das Thema Europapolitik 
jetzt vorhanden ist; wir müssen sie für Europa und für 
die Zukunft nutzen. Dabei spielt das eine Rolle, was 
in den nächsten Tagen passiert, und dabei insbesonde-
re die finanzielle Vorausschau. Wenn wir an dieser 
Stelle nicht dazu kommen, dass nationale Egoismen 
überwunden werden - dazu gehört der Britenrabatt, 
der inzwischen eine andere Grundlage hat als damals; 
dazu gehört aber auch die deutsche Haltung, was die 
Finanzierung der EU anbelangt; und da mag die 
Zahl 1,06 eine Kompromisszahl sein, die es uns er-
möglicht, eine Finanzierung voranzutreiben -, dann 
allerdings sind wir in einer Situation, in der Stillstand 
droht. 

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der 
CDU) 

Ich denke, zu Panik besteht kein Anlass. Wir haben 
den Vertrag von Nizza - der gilt weiter -, wir haben 
die EU-Institutionen, wir haben den Prozess der eu-
ropäischen Integration, bei dem ich auch nicht ge-
sagt habe, der solle gestoppt werden. Was ich gesagt 
habe, war: Man muss darüber nachdenken, ob er in 
der Geschwindigkeit weitergehen kann. Ich habe dazu 
eine Meinung geäußert, die in meiner Partei nicht 
mehrheitsfähig ist. Das ist nicht schlimm, so etwas 
gibt es mal. Deswegen darf man das trotzdem sagen 
und muss darüber entsprechend mit den anderen dis-
kutieren. 

Bei der Türkeifrage - das spreche ich hier ganz offen 
an; man hat mir das hier nicht aufgeschrieben, son-
dern hat mir davon abgeraten, das anzusprechen -, 
dürfen wir dieses Problem nicht wechselseitig verteu-
feln. 

(Beifall des Abgeordneten Dr. Heiner Garg 
[FDP]) 

Wir haben hier klare Zusagen gemacht. An diesen 
Zusagen muss insoweit festgehalten werden. Das 
heißt, es muss mit der Türkei geredet werden. Wir 
sind uns aber auch einig - Rolf Fischer hat das vorhin 
gesagt -, es ist ein sehr langer, schwieriger Prozess, 

weil wir hier aus einer völlig anderen Kultur kommen 
und ganz andere Probleme miteinander besprechen 
müssen, als wir besprochen haben, als es um den 
Beitritt von Portugal, Irland oder Estland gegangen 
ist. Das heißt, es ist ein langer Prozess, und ich kann 
mich darin wiederfinden zu sagen, wenn wir alles 
andere zeitgleich miteinander verabreden können, 
dann können auch zu dem Zeitpunkt Verhandlungen 
aufgenommen werden. Wenn wir aber die Konsoli-
dierung ernsthaft in Angriff nehmen, dann dauert 
vielleicht der Verhandlungsprozess ein bisschen län-
ger. 

Was am Ende herauskommt, weiß niemand von uns. 
Insofern bin ich hier anderer Meinung als die CDU, 
dass man nicht von vornherein privilegierte Partner-
schaft sagt und nichts anderes. Es mag sein, dass am 
Ende eines Prozesse so etwas steht. Dies aber am 
Anfang zu sagen, wäre der falsche Beginn für 
Verhandlungen. 

Meine Damen und Herren, wir haben festzustellen: 
Die Referenden waren kein Betriebsunfall, auch wenn 
sie an der einen oder anderen Stelle innenpolitisch 
geprägt waren. Wir waren in der Europapolitik nicht 
stark genug, um dagegenhalten zu können. Die Ver-
fassung sollte diese bestehende Kritik und die man-
gelnde Legitimation aufnehmen; wir haben es 
schließlich mit einem Verfassungsvertrag zu tun. Wir 
müssen entsprechende Maßnahmen beziehungsweise 
Korrekturen vornehmen und wir müssen es vor allen 
Dingen den Menschen vermitteln. 

Es ist bereits gesagt worden: Das Elitenprojekt Euro-
pa muss von einem breiten demokratischen Prozess 
getragen werden und diesbezüglich, Herr Klug, haben 
Sie mich missverstanden. Ich habe nicht gesagt, es sei 
nicht so schlimm, weil es nur ein paar Einzelfälle 
seien. Nein, es gibt den überbordenden Bürokratismus 
in der EU. Das ist überhaupt keine Frage. 

(Beifall bei der CDU) 

Aber dieser kommt nicht von selbst. Da mache ich 
der Politik, uns allen, die sehr gern Brüssel als Sün-
denbock nehmen, wenn irgendwo wieder einmal et-
was schief geht, den Vorwurf. Denn vorher haben wir 
genau diese Maßnahmen gefordert. 

(Dr. Ekkehard Klug [FDP]: Wir nicht!) 

- Nein, Sie nicht. Sie sind ja auch eine kleine Partei. - 
Es ist innerhalb der gesamten Politik - schauen Sie es 
sich doch an, Herr Klug - so: Wenn die Regelungen 
kommen, verhalten sich das Europäische Parlament, 
die Länderregierungen - es ist vor allen Dingen auch 
die Bundesrepublik Deutschland, die sich mit einer 
absonderlichen Anforderung hervortut, alles zu re-
geln -, die gesamte Politik so, als hätten sie nichts 
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damit zu tun. Das hat dann Brüssel eingebrockt. Das 
trägt übrigens zur Europaverdrossenheit bei. 

Dann sollten wir als Europapolitiker, aber auch als 
andere Fachpolitiker weniger Regelungen in der EU 
fordern, dann sollten wir mehr nationale Lösungen 
und weniger Regelungen innerhalb der EU vorneh-
men. In diesem Sinne haben wir auch in der Koalition 
gesprochen. Dies nach außen hin zu vertreten ist 
wichtiger und führt nicht zu Verdrossenheit. Denn 
man kann nicht auf der einen Seite Regelungen for-
dern und sie auf der anderen Seite hinterher verteu-
feln. 

(Beifall bei SPD und FDP) 

Meine Damen und Herren, wir müssen den Menschen 
die Angst bezüglich der Punkte Binnenmarkt und 
Erweiterung nehmen. Das ist bereits gesagt worden; 
ich muss es daher nicht im Einzelnen wiederholen. 

Eines geht allerdings nicht: Den Menschen darf nicht 
das Gefühl vermittelt werden, Europa sei ein radikaler 
Binnenmarkt ohne Sozialpolitik. Wenn dies passiert, 
werden Sie weder die Köpfe noch die Herzen der 
Menschen erreichen. Das heißt, wir brauchen so et-
was wie eine europäische Sozialverträglichkeits-
klausel, mit der wir die jeweiligen Entscheidungen 
gegenchecken. 

Meine Damen und Herren, wie kommen wir weiter 
voran? - Wir müssen den Menschen den konkreten 
Nutzen, den sie haben, deutlich machen. Im Moment 
werden nämlich hauptsächlich die konkreten Ängste 
und die konkreten Sorgen betont. Dies müssen wir 
umkehren. Wir müssen den Nutzen konkret aufzei-
gen. 

Ich darf ein Beispiel nennen, das ich neulich schon 
erwähnte: Wir alle freuen uns darüber, dass der Lü-
becker Hafen boomt, dass dort viel mehr Container-
umsatz stattfindet. Danach hört es in der Diskussion 
schon sehr schnell auf. Man muss dann allerdings 
auch sagen, woraus dieser Boom resultiert. Der Lübe-
cker Hafen boomt, weil wir die Osterweiterung ha-
ben. 

(Beifall bei SPD und FDP) 

Er boomt, weil wir mit den neuen Beitrittsländern 
einen höheren Umsatz als mit den Vereinigten Staa-
ten haben. Das heißt, wir müssen deutlich machen, 
dass durch die Europapolitik und insofern auch durch 
die Erweiterung neue Arbeitsplätze auch in unserem 
Land geschaffen werden. 

Ich fasse zusammen: Die Zukunft des europäischen 
Integrationsprozesses wird durch folgende Faktoren 
geprägt sein: 

Erstens. Es wird eine Fortsetzung des Ratifizierungs-
prozesses mit erheblich längerer Strecke geben, also 
mit erheblichen Verzögerungen. Es wird allerdings 
gleichzeitig die Möglichkeit geben, einzelne Teilele-
mente in Kraft zu setzen. 

Es wird - zweitens - eine inhaltliche Integration der 
neuen Mitglieder der Union der 25 geben müssen. 
Denn auch hier - so denke ich - wird noch nachzuar-
beiten sein. Diese Staaten sind zwar in der Europäi-
schen Union, aber ich verweise beispielhaft auf die 
Minderheitenpolitik der baltischen Staaten. Auch die 
Minderheitenpolitik Polens ist nicht der Maßstab, den 
wir an Minderheitenpolitik legen. 

(Beifall bei der FDP) 

Drittens. Wir brauchen eine Stärkung und den Ausbau 
der sozialen Dimension im Integrationsprozess. 

Viertens. Wir brauchen die verstärkte Aufnahme des 
Dialogs mit den Bürgerinnen und Bürgern. 

Fünftens. Wir brauchen eine Phase der Konso-
lidierung der Fortsetzung des Erweiterungsprozesses. 
Lassen Sie uns daran weiter arbeiten. 

Wie wichtig diese Entscheidung in Frankreich war, ist 
daran zu erkennen, dass Frankreich ein Gründungs-
land, ein Motor der Integration war. Hinsichtlich 
dessen, was dies bedeutet, darf ich einen Kommentar 
aus dem „Guardian“ zitieren: 

„Das Nein der Franzosen zu Europa ist ge-
nauso, als würden die Briten Nein zum Beef-
steak, die Russen Nein zum Wodka sagen 
oder das Herz Nein zum Körper sagen.“ 

Ich denke, hier sind wir uns alle einig: Das kann kei-
ne endgültige Antwort sein. 

(Beifall im ganzen Haus) 

Vizepräsidentin Ingrid Franzen: 

Ich danke dem Herrn Minister. - Als weiteren Redner 
rufe ich den Herrn Abgeordneten Ritzek für die CDU-
Fraktion auf. 

Manfred Ritzek [CDU]: 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Wir 
gehen in die zweite Runde und verdeutlichen noch 
einmal viele Schwerpunkte, die schon erwähnt wor-
den sind. 

Die Stellungnahmen nach den gescheiterten Referen-
den in Frankreich und in den Niederlanden über-
schlagen sich. Auch heute und gestern konnten wir 
Tendenzen aus Dänemark und Schweden vernehmen. 
Es heißt zum Beispiel: „Weiter abstimmen“, „Mora-
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torium für die Abstimmungen“, „Europäische Verfas-
sung zurückziehen“. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, der europäische 
Prozess darf nicht scheitern. Wir haben die längste 
Periode des Friedens in Europa. Es wächst die dritte 
Generation in Frieden und Freiheit heran. Aber gera-
de diese dritte Generation Jugendlicher zwischen 18 
und 24 Jahren stimmte in den Niederlanden als stärks-
te Wählergruppe mit 65 % gegen die Europäische 
Verfassung. Das macht Sorge. 

Analysen über die Begründung des Scheiterns der 
beiden Abstimmungen nennen einige Schwerpunkte, 
die neben den nationalen Gründen zum Abstim-
mungsergebnis in den Niederlanden und in Frank-
reich geführt haben und die die Zustimmungs-
bereitschaft in anderen Ländern zu beeinflussen dro-
hen. 

Dazu gehört erstens die Bedeutung der Verfassung. 
Sie ist mit ihren fast 500 Seiten und 465 Artikeln mit 
ihren Chancen für die Gestaltung des Einigungspro-
zesses der EU den Menschen nicht klar geworden. 
Viele haben das zu verantworten. Die Hoffnung ist 
da, dass zusätzlich Informationsbüros helfen, die 
Menschen auf dem Einigungsprozess mitzunehmen. 

In Schleswig-Holstein haben wir demnächst als In-
formationszentralen die Landesgeschäftsstelle der 
Europa-Union in Kiel und die Akademie für ländliche 
Räume in Eckernförde. In Deutschland haben wir 
dann insgesamt 48 Informationsbüros, in der EU wer-
den es insgesamt 400 sein. Aber warum erfolgt erst 
jetzt diese Aktivität? 

Zweitens. Europa ist für die einzelnen Bürgerinnen 
und Bürger nicht verständlich, die Entscheidungen 
sind nicht nachvollziehbar. Europa ist zu sehr eine 
Sache der offiziellen gigantischen EU-Politik und zu 
wenig eine Angelegenheit der Bürger. 

Die Regulierungswut der EU greift in viele föderale 
Lebensbereiche hinein und erzeugt Ablehnung. Die 
Bürger spüren, dass sich Europa um Probleme küm-
mert, die weit besser auf der Ebene der Kommune, 
des Landes, der Regionen gelöst werden könnten. 

Einige unverständliche Beispiele von EU-Rege-
lungen seien nur als Überschriften genannt: Regelung 
über Pökelsalz zur Schinkenherstellung, die Chemika-
lienrichtlinie, Forderung nach europaweitem Tempo-
limit von 90 Stundenkilometern, die Konfitürenver-
ordnung, Regelung über Zahlungen von Brillen und 
Behandlungen, EU-Seilbahngesetz. Bananen-, Toma-
ten-, Gurken- und Eierrichtlinien - über ganz Europa 
geregelt - komplettieren diese sehr zweifelhaften 
Maßnahmen. 

(Beifall bei der CDU) 

Meine Schlussfolgerung lautet: Man muss und wird 
das gesamte Regelwerk stärker nach dem Grundsatz 
der Subsidiarität - darüber werden wir heute Nach-
mittag sprechen - umsetzen und auch Aufgaben zu-
rückverlangen. 

Eine weitere Ursache für das Nein ist der Expansi-
onsdrang der EU, die Schnelligkeit der Ausdehnung. 
Ich erwähne in diesem Zusammenhang den nieder-
ländische Ministerpräsident Jan Peter Balkenende, der 
sagte, schwer wiege auch eine Diskussion um die 
Immigration und einen Türkeibeitritt. 

Die Diskussion über den weiteren Beitritt weiterer 
Länder wird fortgeführt werden müssen. Denn Erwei-
terungen ohne Vertiefung dürfen nicht fortgesetzt 
werden. Das würde das wirtschaftliche Vermögen, 
aber insbesondere auch die kulturelle Identität des 
jetzigen Europas gefährden. 

Bulgarien und Rumänien kommen zu früh in die 
EU, weil beide Länder bei weitem nicht die Aufnah-
mekriterien erfüllt haben. Für die Türkei sollte nicht 
nur eine Verschiebung der Aufnahmeverhandlungen 
von mindestens fünf Jahren verfolgt werden, sondern 
es sollte die privilegierte Partnerschaft Ziel dieser 
Verhandlungen sein.  

Diese realen Fakten und Empfindungen haben mit 
dem Verfassungsentwurf unmittelbar nichts zu tun. 
Sie existieren aber in vielen Ländern der EU und 
beeinflussen die Akzeptanz der EU und damit auch 
den Abstimmungsprozess des EU-Verfassungsent-
wurfs in vielen der 25 Länder. 

Die negativen Abstimmungsergebnisse sind kein 
Urteil gegen die europäische Zusammenarbeit, so 
lauten die Aussagen der meisten unmittelbar betroffe-
nen Politiker in den Niederlanden und in Frankreich. 
Die anderen 15 Länder sollten die Chance behalten 
und nutzen, in ihrem eigenen Land die Abstimmung 
auch mit Verzögerungen vorzunehmen. Ansonsten 
würden zwei Länder die Entwicklung ganz Europas 
bestimmen und die Abstimmung in den anderen neun 
Ländern wäre nutzlos. 

Ein Zurück zu dem Nizza-Entscheidungsprozess für 
25 Länder gibt es nicht. Dann wäre die EU nicht 
führbar, was schon bei 15 Ländern nur sehr schwer-
fällig möglich war. Ungeheure Aufgaben warten, die 
nur mit den Menschen gemeinsam zu lösen sind. Für 
diese Friedensaufgabe lohnt sich jede Anstrengung. 

(Beifall bei CDU, SPD und FDP) 
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Vizepräsidentin Ingrid Franzen: 

Ich danke dem Abgeordneten Ritzek. - Für die SPD-
Fraktion hat die Abgeordnete Anette Langer das 
Wort. 

Anette Langner [SPD]: 

Sehr geehrte Frau Landtagspräsidentin! Sehr geehrte 
Damen und Herren! Ich werde den vielen richtigen 
Bemerkungen und Anmerkungen noch einige Gedan-
ken zum Thema Europa und Arbeitsmarkt zufügen. 
Vielleicht gibt es noch einige neue, die wir noch nicht 
gehört haben, sodass die Aufmerksamkeit ein biss-
chen steigt. 

Man kann über Europa nicht diskutieren, ohne Chan-
cen und Risiken eines gemeinsamen Wirtschafts-
raums anzusprechen. Die Freizügigkeit für Waren, 
Dienstleistungen und Arbeitskraft bringt nicht nur 
Vorteile, sondern ruft auch Ängste, Befürchtungen 
und Ablehnung hervor. Bei den Referenden in Frank-
reich und in den Niederlanden haben die Menschen 
nicht über die Chancen eines geeinten starken Euro-
pas mit seinen unbestreitbaren Vorteilen in der Si-
cherheits- und Friedenspolitik abgestimmt, sondern 
ihren Ängsten Ausdruck gegeben. Das ist hier schon 
vielfach angesprochen worden. Es gibt Angst vor 
Souveränitäts- und Kontrollverlust, Angst vor Lohn- 
und Sozialdumping. 

Dabei hat Europa gerade diesen Befürchtungen eine 
Menge entgegenzusetzen. Europäische Beschäfti-
gungspolitik zum Beispiel hat eine lange Tradition. 
Mit der Lissabonner Strategie wurde die gemeinsame 
Entwicklung eines europäischen Arbeitsmarktes be-
stimmt. Strategische Ziele für das nächste Jahrzehnt 
sind, die Bedingungen für Vollbeschäftigung in ei-
nem dynamischen Wirtschaftsraum und einen ver-
stärkten Zusammenhalt in der EU bis 2010 her-
zustellen. 

(Beifall bei der SPD) 

Dabei beschränken sich die Beschäftigungsleitlinien 
keineswegs nur auf die traditionelle Arbeitsmarktpoli-
tik. Sie berühren auch die Politikfelder Soziales, Bil-
dung, Steuer-, Unternehmens- und Regionalpolitik. 
Trotzdem haben all diese strategischen Überlegungen 
in der Vergangenheit nicht dazu geführt, die Men-
schen von Europa zu überzeugen und sie davon zu 
überzeugen, dass die Union Chancen für mehr 
Wachstum und Beschäftigung bringt und die Lebens-
verhältnisse der Einzelnen entscheidend verbessert. 
Im Gegenteil: Es ist mehrfach angesprochen worden, 
dass der Unmut seit Jahre schwelt. Die EU-Bürokratie 
beeinflusst mittlerweile fast jeden Lebensbereich und 
reglementiert beinahe alles. Es bleibt immer weniger 

Raum für regionale Besonderheiten. Ausnahmen 
werden immer weniger. Bürgerinnen und Bürger in 
Europa fühlen sich, wenn sie nicht gelangweilt sind, 
eher bevormundet und fremdbestimmt als gefördert 
im Sinne eines gemeinsamen Interesses für mehr 
Wachstum und Beschäftigung. 

Die europäische Verfassung können wir in diesem 
Sinne nur als Chance betrachten. Sie kann deutlich 
machen, dass die EU nicht nur ein Handelsmarkt ist, 
sondern eine Gemeinschaft der Menschen und eine 
Gemeinschaft der Werte. Schon im ersten Teil der 
Verfassung verpflichtet sich die Europäische Union, 
ihre Politik auf Vollbeschäftigung und sozialen Fort-
schritt auszurichten und für soziale Gerechtigkeit und 
sozialen Schutz vor Diskriminierung zu sorgen. 

In der Charta der Grundrechte sind die politischen 
und bürgerlichen Rechte ebenso verankert wie die 
sozialen, wirtschaftlichen und kulturellen. Außerdem 
gibt die EU-Verfassung den Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern das Recht auf Streik und eigene Ver-
tretungen. Mit der EU-Verfassung wird also weder 
das Ende der sozialen Marktwirtschaft eingeleitet 
noch entfällt jegliche Sozialbindung des Eigentums. 
Die aktuelle Debatte um die Dienstleistungsrichtlinie, 
die auch schon angesprochen worden ist, sollte uns 
deutlich machen, wie einerseits europäische Freizü-
gigkeit gestaltet werden kann, andererseits aber sozia-
le und arbeitsmarktpolitische Ziele berücksichtigt 
werden. Es ist unbestritten, dass der Dienstleistungs-
bereich eine sehr große Bedeutung für die Beschäfti-
gung in Deutschland und in der EU hat und viele 
Arbeitsplätze schaffen kann. Die neuen Regelungen 
dürfen aber nicht zu einem Dumping bei Entlohnung 
und Arbeitsbedingungen führen oder fundamentale 
Rechte von Arbeitnehmern beeinträchtigen. 

(Beifall bei der SPD) 

Beispiele wie dieses machen deutlich: Europa braucht 
die Verknüpfung von wirtschaftlicher Freiheit mit 
dem Schutz sozialer Standards in einem gemeinsamen 
europäischen Arbeitsmarkt. Europa muss für seine 
Bürger verlässlich, berechenbar und erlebbar werden. 
Letztlich muss sich der Mehrwert von Europa in un-
serem alltäglichen Leben abspielen und nicht in 
Richtlinien und Verordnungen in einem fernen Brüs-
sel. Es ist meine Auffassung, dass Europa nur dann 
eine Chance auf die Zustimmung seiner Bürgerinnen 
und Bürger hat. 

(Beifall bei SPD, SSW und des Abgeordne-
ten Dr. Johann Wadephul [CDU]) 
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Vizepräsidentin Frauke Tengler: 

Wir danken der Frau Abgeordneten. - Zu einem wei-
teren Beitrag erteile ich Frau Anne Lütkes von 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN das Wort. 

Anne Lütkes [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Herr 
Europaminister, ich finde es sehr gut, dass Sie deut-
lich gemacht haben, dass Sie an einem offenen Bei-
trittsprozess mit der Türkei interessiert sind, denn 
das ist ein ganz wesentliches Signal für den Demokra-
tisierungsprozess in der Türkei. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Viele hier haben sicher nicht vergessen, dass es noch 
nicht allzu lange her ist, dass wir Asylverfahren für 
Kurden zu führen hatten, in denen Foltervorwürfe, 
Verletzungen von Menschenrechten und insbesondere 
auch Verletzungen der Menschenrechte von Frauen in 
der Türkei Gegenstand der Prozesse waren. Wir ha-
ben in dem gesellschaftlichen Gefüge der Türkei eine 
schrittweise Veränderung, eine Demokratisierung 
festzustellen. Das ist ein ganz wichtiger und sehr 
begrüßenswerter Schritt, der mit der erklärten Bereit-
schaft zu Beitrittsverhandlungen zusammenhängt. 
Insofern ist es wichtig, dass auch hier von der Lan-
desregierung Schleswig-Holsteins ein deutliches Wort 
zur Bereitschaft zum gesamten Beitritt erklärt wird 
und dass für Sie nicht nur die Bereitschaft zur privile-
gierten Partnerschaft ein Ziel sein kann. Ich gehe 
davon aus, dass Sie für die gesamte Landesregierung 
sprechen und nicht nur für den SPD-Teil der großen 
Koalition. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Frauke Tengler: 

Wir danken der Abgeordneten Lütkes. - Weitere 
Wortmeldungen? - Frau Spoorendonk vom SSW, Sie 
haben das Wort. 

Anke Spoorendonk [SSW]: 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Richtig ist, dass es an Visionen hinsichtlich einer 
Weiterentwicklung der EU fehlt. Dennoch glaube 
ich, es muss noch einmal gesagt werden, dass nicht 
einmal die Ziele, zum Beispiel bei der EU-Ost-
erweiterung oder überhaupt die Ziele, die mit der 
Erweiterung der EU verbunden sind, klar definiert 
waren. Man kann also sagen, es gehört zur Geschichte 
der EU, dass es immer wieder diese Unklarheiten 
darüber gegeben hat, wohin die Reise eigentlich ge-
hen soll. 

Dazu kommt, dass sich die europäischen Staaten in-
tern noch nicht darüber einig sind, ob die EU nun eine 
angelsächsische Ausrichtung haben soll oder ob wei-
terhin das europäische Sozialstaatsmodell gelten soll. 
Es wird interessant werden, wie der britische Ratsprä-
sident Tony Blair mit dieser Frage umgehen wird. Mit 
anderen Worten: Die Strategie der gleichzeitigen 
Erweiterung und der Vertiefung der EU ist auch nicht 
genügend thematisiert worden. 

Es ist daher - wie schon von mehreren Vorrednern 
gesagt - an der Zeit, innezuhalten und zu überlegen, 
welche Art der EU-Zusammenarbeit wir jetzt wol-
len. Ich denke, dabei ist es wichtig, daran festzuhal-
ten, dass weniger manchmal mehr ist und dass eine 
EU mit 27 Mitgliedstaaten wirklich eine andere EU 
sein muss als eine EU mit 15 oder weniger Mitglied-
staaten. Aus unserer Sicht gehören auf jeden Fall die 
Forderung nach mehr Transparenz und die Forderung 
nach klaren Zuständigkeiten und damit nach mehr 
Demokratie dazu. 

Angesprochen wurden auch die Diskussionen über 
die EU-Richtlinien, die Dienstleistungsrichtlinie und 
andere Richtlinien im Umweltbereich. Dabei darf 
nicht vergessen werden, dass diese EU-Richtlinien 
von den Regierungschefs der Mitgliedstaaten immer 
auch erst politisch beschlossen worden sind und dass 
die Umsetzung dieser EU-Richtlinien auf der nationa-
len Ebene vor sich geht. Wir müssen uns also selbst 
mit einbringen und können nicht sagen, alle Fehler 
liegen in Brüssel. 

Wenn wir über Visionen sprechen - ich habe mich 
auch deshalb zu Wort gemeldet, um dies zu verdeutli-
chen -, müssen wir auch darüber sprechen, ob nicht 
sozusagen breiter gedacht werden muss. EU-Politik 
umfasst nicht die gesamte Europapolitik. Ich denke in 
diesem Zusammenhang an die Rolle des Europarates. 
Der Europarat steht für wesentliche Teile der Euro-
papolitik. Er hat nicht zuletzt maßgeblich dazu beige-
tragen, dass wir in Europa überhaupt eine Menschen-
rechtspolitik und eine Minderheitenpolitik bekommen 
haben. Ich stimme dem Herrn Minister zu, wenn er 
sagt, das, was in anderen EU-Mitgliedstaaten unter 
Minderheitenpolitik verstanden werde, sei etwas ganz 
anderes als das, wofür wir hier stünden. Auch das 
muss thematisiert werden. Ich füge am Rande hinzu, 
dass zum Beispiel Litauen seine Minderheitenpolitik 
nach der Aufnahme zurückgeschraubt hat. Man hat 
dies getan, nachdem man Mitglied der EU geworden 
ist. Man hat die Kopenhagener Kriterien sozusagen 
erfüllt und sagt nun: Das ist es. Jetzt können wir im 
Grunde genommen alles ein bisschen drosseln. - So 
darf es natürlich auch nicht sein. 
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Ich möchte ein weiteres Problem ansprechen, das in 
der Diskussion um die EU-Verfassung zuletzt unter-
gegangen ist. Es stellt sich die Frage, wie wir mit der 
EU-Grundrechte-Charta und der Europäischen Men-
schenrechtskonvention umgehen. Beide Regelwerke 
laufen sozusagen nebeneinanderher. Dennoch ist es 
so, dass der Europäische Gerichtshof - so sagte es 
jedenfalls Marc Weller vom ECMI auf einer Veran-
staltung kürzlich - eine Stellungnahme abgegeben hat, 
die eigentlich gegen die Auffassung von Minderhei-
tenpolitik steht, die wir hier vertreten, nämlich dass 
Minderheiten auch besondere Rechte haben müssen. 
Was tun wir also in dem Moment, in dem der Europä-
ische Gerichtshof sagt, es dürfe keine Privilegierung 
von Minderheiten geben, weil das gegen den europäi-
schen Wettbewerb sei? Dies ist ja ungefähr das, was 
dahinter steckt. Das ist von dem Direktor des ECMI 
auf einer Veranstaltung gesagt worden. 

Vizepräsidentin Frauke Tengler: 

Frau Abgeordnete, bitte kommen Sie zum Schluss. 

Anke Spoorendonk [SSW]: 

Ich komme zum Schluss. - Ich wollte mit diesen Be-
merkungen nur noch einmal deutlich machen, dass 
Visionen ganz wichtig sind, dass es aber vielleicht 
auch an der Zeit ist, hervorzuheben, dass Europa 
mehr als die EU ist und dass Europapolitik auch mehr 
als EU-Politik ist. 

(Beifall beim SSW sowie vereinzelt bei SPD 
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Frauke Tengler: 

Wir danken der Abgeordneten Anke Spooren-
donk. - Es liegen mir keine weiteren Wortmeldungen 
vor. Liebe Kolleginnen und Kollegen, damit ist die 
Aktuelle Stunde beendet. 

Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat einen 
Dringlichkeitsantrag eingereicht: 

Bericht zum Sachstand Husumer Hafen 

Dringlichkeitsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN 
Drucksache 16/137 

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das ist 
der Fall. Ich erteile dem Herrn Abgeordneten Karl-
Martin Hentschel das Wort. 

Karl-Martin Hentschel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Am 13. September 2004 hat die vorheri-

ge Landesregierung beschlossen, 9,1 Millionen € für 
den Ausbau des Husumer Hafens für Offshorezwe-
cke zu reservieren. Seitdem läuft das Planfeststel-
lungsverfahren. Die Planungen sind fortgeschritten. 
Der Beginn der Bauarbeiten ist im Herbst dieses Jah-
res geplant. Zurzeit laufen die Enteignungsverfahren 
und ein Verwaltungsgerichtsverfahren zum Sofort-
vollzug, zu dem die Stadt Husum kurzfristig Stellung 
beziehen muss. 

Gestern wurde bekannt, dass es die Landesregierung 
nicht mehr für vertretbar hält, den Hafenausbau, wie 
er Gegenstand des Planfeststellungsverfahrens ist, 
weiterzuverfolgen. Damit gerät der gesamte Zeitplan 
der Stadt Husum, der auch auf die Inbetriebnahme 
des ersten Offshorewindparks Butendiek abgestimmt 
war, ins Wanken. Eine Stellungnahme der Stadt Hu-
sum im laufenden Verwaltungsgerichtsverfahren ist 
möglicherweise nicht mehr möglich, da der Sofort-
vollzug nicht mehr begründbar ist. 

Es handelt sich um eine Investitionsentscheidung von 
großer Bedeutung nicht nur für die Offshorebranche, 
sondern auch für die gesamte Wirtschaft Nordfries-
lands und damit für die Lebensfähigkeit der Westküs-
te. Deswegen halte ich es für dringend erforderlich, 
dass der Minister dem Parlament schon in dieser 
Landtagstagung berichtet und die Entscheidung vom 
Plenum beraten wird. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und SSW) 

Vizepräsidentin Frauke Tengler: 

Das war die Begründung der Dringlichkeit. Ich lasse 
nun über die Dringlichkeit des Antrages der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN abstimmen. Ich weise 
darauf hin, dass nach § 51 Abs. 3 unserer Geschäfts-
ordnung eine Zweidrittelmehrheit der abgegebenen 
Stimmen erforderlich ist. Wer die Dringlichkeit be-
jaht, den bitte ich jetzt um das Handzeichen. - Die 
Gegenprobe! - Damit hat der Antrag nicht die erfor-
derliche Zweidrittelmehrheit gefunden. Er wird auf 
die vorläufige Tagesordnung der nächsten Landtags-
tagung gesetzt. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, da die Aktuelle 
Stunde weniger Zeit als eingeplant erforderte, haben 
sich die Fraktionen geeinigt, den Tagesordnungs-
punkt 2 vorzuziehen. Ich rufe somit Tagesordnungs-
punkt 2 auf: 
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Entwurf eines Gesetzes zum Staatsvertrag zur 
Änderung des Staatsvertrages über den Norddeut-
schen Rundfunk (NDR) 

Gesetzesentwurf der Landesregierung 
Drucksache 16/65 

Bericht und Beschlussempfehlung des Innen- und 
Rechtsausschusses 
Drucksache 16/118 

Ich erteile zunächst dem Herrn Berichterstatter des 
Innen- und Rechtsausschusses, Herrn Abgeordneten 
Kalinka, oder seinem Vertreter das Wort. 

Peter Eichstädt [SPD]: 

Ich verweise auf die Vorlage! 

Vizepräsidentin Frauke Tengler: 

Ich danke dem Herrn Berichterstatter. 

Gibt es Wortmeldungen zu dem Bericht? - Das ist 
nicht der Fall. 

Ich eröffne die Aussprache und erteile dem Herrn 
Ministerpräsidenten das Wort. 

Peter Harry Carstensen, Ministerpräsident: 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Ich danke dem Innen- und Rechtsausschuss 
für die Empfehlung, der Änderung des NDR-
Staatsvertrages zuzustimmen. Die Unterzeichnung 
des Staatsvertrages am 2. Mai 2005 gehörte zu mei-
nen ersten Amtshandlungen als Ministerpräsident. 
Ausgangspunkt der Diskussion war ein Forderungs-
katalog des Kollegen Wulff aus Niedersachsen vom 
Ende letzten Jahres. Dabei ging es um eine stärkere 
Berücksichtigung der Regionen Norddeutschlands 
und insbesondere der Region Niedersachsen im NDR-
Programm. Es ging um eine Veränderung der Gre-
mienstrukturen unter Beteiligung von Ländervertre-
tern im Verwaltungsrat und um eine stärkere Transpa-
renz der Geldflüsse im NDR und in Bezug auf dessen 
Unternehmensbeteiligungen. Der Kollege Wulff ver-
band diese Forderungen mit dem Hinweis auf eine 
sonst notwendige Kündigung des Staatsvertrages zum 
Februar 2005. Der Kündigungszeitpunkt konnte ver-
nünftigerweise im Konsens aller Länder mit Zustim-
mung der Parlamente auf den 31. Juli verlegt werden. 
Dies gab Zeit für Verhandlungen. Nach den Diskussi-
onen der letzten Monate liegt der Staatsvertrag jetzt 
zur Zustimmung vor. Ich danke dem Intendanten des 
NDR für seine tatkräftige Beratung im Grundsätzli-
chen und in Detailfragen. Diese Unterstützung hat 
entscheidend zur Konsensbildung beigetragen. 

Inhaltlich lassen sich vier Schwerpunkte definieren. 
Erstens erfolgt mit diesem Staatsvertrag die längst 
überfällige Anpassung an die Bestimmungen der 
Rundfunkstaatsverträge. Ich nenne hier Jugend-
schutz, Pflicht zur Veröffentlichung von Selbstver-
pflichtungserklärungen und regelmäßige Berichter-
stattung über die wirtschaftliche Lage des NDR. 

Zweitens soll die Regionalberichterstattung gestärkt 
werden. Künftig heißt es im Vertrag: Norddeutsch-
land und die Vielfalt seiner Regionen, ihre Kultur und 
Sprache sind im Programm angemessen zu berück-
sichtigen. Es wird weiterhin bestimmt, dass einzelne 
Verwaltungs-, Produktions- und Programmeinrich-
tungen sowie redaktionelle Schwerpunktbildung in 
allen Ländern vorgesehen werden. 

Dabei liegt die Betonung auf den Wörtern „auf allen 
Ländern“. Auch wenn ich den niedersächsischen 
Wunsch nach einer stärkeren Beteiligung und Be-
rücksichtigung verstehen kann, bin ich Professor Plog 
für seinen Hinweis dankbar, dass sich der Ausbau der 
Regionalprogramme natürlich auf alle Länder erstre-
cken wird. 

(Beifall der Abgeordneten Anke Spooren-
donk [SSW]) 

Wenn Niedersachsen als größtes NDR-Land dann 
eine koordinierende Funktion beim Programmformat 
einnimmt, ist dagegen nichts einzuwenden. 

Wie die Stärkung der regionalen Belange umgesetzt 
wird, bleibt der Programmautonomie des NDR über-
lassen. Eine faktische Grenze wird die Finanzierung 
bilden. Der Rundfunkrat wird die Entwicklung kon-
struktiv und auch kritisch begleiten. Wir erwarten, 
dass durch den Zuwachs der regionalen Sendezeit 
auch mehr Raum für Themen der Minderheiten bleibt. 

(Beifall beim SSW und des Abgeordneten 
Torsten Geerdts [CDU]) 

Drittens wird es künftig eine noch größere Klarheit 
bei der finanziellen Zuordnung von Einnahmen und 
Ausgaben des Senders geben. Zusätzlich werden die 
Rechnungshöfe bei den Töchterfirmen des NDR, bei 
den Tochterunternehmen, eine direkte Prüfung vor-
nehmen können und hierdurch wird natürlich unter 
Wahrung der Geschäftsgeheimnisse eine stärkere 
Erkennbarkeit der Geldflüsse des NDR erwartet. 

Die Gebührenzahler und die Politik wollen und sollen 
wissen, wo die monatlichen Gebühren bleiben. 

Viertens gab es Konsens bei den neuen Regelungen 
über die Besetzung der Gremien. Künftig soll die 
Mitgliedschaft in den Gremien höchsten zwei Amts-
perioden andauern. Hierbei wird sowohl der Kontinu-
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ität der Arbeit als auch dem notwendigen Wechsel 
Rechnung getragen. 

Der Rundfunkrat bleibt bis zum Ende seiner Amtszeit 
in seiner jetzigen Zusammensetzung erhalten. Wir 
haben aber dem Staatsvertrag eine gemeinsame Pro-
tokollerklärung angefügt. Danach soll rechtzeitig vor 
Ablauf der Amtszeit dieses Gremium von jetzt 58 auf 
dann möglichst 45 bis 48 Mitgliedern verkleinert und 
die Zusammensetzung geprüft werden. 

In einer weiteren Protokollerklärung fordern wir den 
NDR auf, über sein bestehendes Engagement hinaus 
im Rahmen seiner finanziellen Möglichkeiten mehr 
Angebote für Menschen mit Hör- und Sehbehinde-
rungen aufzunehmen. Es ist uns wichtig, dass barrie-
refreie Beiträge vermehrt vorgehalten werden. 

Ich bitte Sie, dem vorliegenden Gesetzentwurf Ihre 
Zustimmung zu geben. 

(Beifall bei CDU, SPD und SSW) 

Vizepräsidentin Frauke Tengler: 

Wir danken dem Herrn Ministerpräsidenten. Bevor 
ich dem Herrn Oppositionsführer das Wort erteile, um 
dem Ministerpräsidenten zu antworten, erlauben Sie 
mir, auf der Tribüne Referendarinnen und Referenda-
re des Faches Wirtschaft/Politik an Gymnasien in 
Schleswig-Holstein sehr herzlich zu begrüßen. -Seien 
Sie uns herzlich willkommen! 

(Beifall) 

Das Wort hat jetzt der Oppositionsführer Wolfgang 
Kubicki von der Fraktion der FDP. 

(Dr. Johann Wadephul [CDU]: Mein lieber 
Mann!) 

Wolfgang Kubicki [FDP]: 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Die Häme, lieber Fraktionsvorsitzender der CDU, Joe 
Wadephul, wird Ihnen noch vergehen. 

(Heiterkeit) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Regierung hat 
sich geändert, aber, Herr Ministerpräsident, sie über-
nimmt eine Tradition ihrer Vorgängerregierung und 
bringt Staatsverträge ins Parlament, über deren In-
halt wir uns quasi nicht mehr zu unterhalten brau-
chen, weil sie bereits ausgehandelt sind, keine Ände-
rungen mehr zulassen und binnen kurzer Frist be-
schlossen werden müssen, um nicht gegenstandslos 
zu werden. 

Also wird heute dieser Staatsvertrag wieder die not-
wendige Mehrheit der Regierungsfraktionen finden - 

wie in der Vergangenheit auch. Wir werden auch 
dieses Mal dem Staatsvertrag nicht zustimmen, wir 
werden uns enthalten - wie in der Vergangenheit 
auch. 

Wir tun dies, weil wir in diesem Staatsvertrag inhalt-
liche Mängel sehen, die es uns nicht möglich machen, 
den Staatsvertrag zu unterstützen. Wir werden ihn 
aber auch nicht ablehnen, weil dieser Staatsvertrag 
neben den erwähnten Mängeln durchaus positive 
Aspekte enthält. 

So bekommt der Landesrechnungshof durch den 
neuen Staatsvertrag eine umfassende Prüfungskom-
petenz in Bezug auf die Beteilung des NDR. Der 
NDR ist immerhin die drittgrößte bundesdeutsche 
Rundfunkanstalt mit nahezu 60 unmittelbaren und 
mittelbaren Beteiligungen an anderen Firmen. Und 
wir haben lange Zeit darum gerungen, Kollege Wie-
gard, dass die Prüfungskompetenz des Rechnungsho-
fes hier gestärkt wird. Es ist daher zu begrüßen, dass 
der Rechnungshof prüfen darf, ob der NDR die Vor-
aussetzungen für eine effektive Beteiligungsverwal-
tung geschaffen hat und ob er seine Beteiligungen 
auch effektiv kontrolliert beziehungsweise steuernd in 
die Entscheidungsprozesse der Beteiligungen ein-
greift. 

(Beifall der Abgeordneten Dr. Heiner Garg 
[FDP] und Günter Neugebauer [SPD]) 

Das Prüfrecht ist jetzt Bestandteil von § 35 des 
Staatsvertrages. Das begrüßen wir ausdrücklich. 

Der nächste positive Aspekt ist die Klarstellung, dass 
die Druckwerke, die der NDR programmbegleitend 
herausgeben darf, nicht nur überwiegenden, sondern 
nun vollständigen Programmbezug haben müssen. 
Damit wird hoffentlich verhindert werden können, 
dass sich der NDR neue Geldquellen über die Druck-
werke erschließt, die ihm gegenüber den privaten 
Sendern weitere Vorteile bringen. 

Nun aber zu unserem wesentlichen Kritikpunkt an 
diesem Staatsvertrag, die Ausweitung der Finanzie-
rungsmöglichkeiten des NDR. Die Finanzierung ist 
in § 31 Abs.  1 Satz 1 des Staatsvertrages geregelt. 
Bisher war der Wortlaut hier wie folgt: 

„Der NDR hat die zur Erfüllung seiner Auf-
gaben erforderlichen regelmäßigen Einnah-
men 

1. vorrangig aus Rundfunkgebühren, 

2. aus Werbung, 

3. aus laufenden Erträgen seines Vermögens 

zu beschaffen.“ 
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Nunmehr heißt es: 

„Der NDR hat die zur Erfüllung seiner Auf-
gaben erforderlichen regelmäßigen Einnah-
men vorrangig 

1. aus Rundfunkgebühren, 

2. aus Werbung und Sponsoring, 

3. aus laufenden Erträgen seines Vermögens 

zu beschaffen.“ 

Nun werden viele Leute fragen: Was ist da eigentlich 
der Unterschied? - Der Unterschied ist, dass vorher 
vorrangig die Gebührenfinanzierung tatbestandsmä-
ßig war und nun gleichrangig alle Finanzierungsfor-
men tatbestandsmäßig sind. 

(Beifall bei der FDP) 

Das hat zur Folge, dass auch überwiegend aus Spon-
soring und Werbung finanziert werden kann und der 
Tatbestand erfüllt ist, etwas, was vorher ausgeschlos-
sen war. Damit wird der Tatbestand nicht nur um das 
Sponsoring erweitert - das ist ja EU-weit zulässig -, es 
wird  - wie gesagt - eine Erweiterung der Finanzie-
rungsquellen der öffentlich-rechtlichen Rundfunksan-
stalten zulasten - wie wir glauben - der Privaten vor-
genommen. 

Da die Einnahmen zur Erfüllung der Aufgaben des 
NDR dienen, wäre genau an dieser Stelle auch die 
Frage einer genaueren Definition des öffentlich-
rechtlichen Auftrags der Rundfunkanstalten notwen-
dig gewesen. Dieser wird aber nicht präzisiert, son-
dern noch erweitert. Von nun an darf der NDR auch 
im Bereich der Filmförderung tätig werden, eine 
bereits in der Vergangenheit umstrittene und von 
meiner Fraktion abgelehnte Erweiterung des Pro-
grammauftrages. 

Wir hätten zu diesen Problemkomplexen gern eine 
Stellungnahme der privaten Rundfunkanbieter gehabt. 
Aufgrund der zeitlichen Vorgaben zur Umsetzung des 
Staatsvertrages und der heute zu erwartenden Ab-
stimmung hätte eine solche Befragung allerdings 
keinen Einfluss mehr auf den Inhalt des Staatsvertra-
ges gehabt. Wir bedauern das und wiederholen die 
Kritik an dem Verfahren. 

Angesichts der Tatsache, dass sich die ARD-In-
tendanten nun darauf verständigt haben, den Gebüh-
renstaatsvertrag zu beklagen, will ich noch einmal 
darauf hinweisen, dass das keine Entscheidungen der 
Ministerpräsidenten sind, sondern Parlamentsent-
scheidungen. Ich glaube, es wäre im Interesse des 
Parlamentarismus insgesamt, wenn wir uns unsere 
Hoheit über das Verfahren zurückerobern würden. 
Das ist mein Appell an alle Fraktionen des Hauses. 

(Beifall bei FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW und vereinzelt bei der SPD) 

Vizepräsidentin Frauke Tengler: 

Wir danken dem Herrn Oppositionsführer. - Für die 
Fraktion der CDU erteile ich jetzt dem Herrn Frakti-
onsvorsitzenden Johann Wadephul das Wort. 

Dr. Johann Wadephul [CDU]: 

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Herr Kollege Kubicki, ich bin weit davon 
entfernt, Ihnen mit Häme entgegenzutreten. 

(Vereinzelter Beifall bei der CDU) 

Die Hochachtung vor Ihrer stets geschätzten parla-
mentarischen Arbeit, aber insbesondere vor dem Ver-
fassungsamt, das Sie demnächst auch durch Ände-
rung der Verfassung ganz offiziell hier in diesem 
hohen Haus bekleiden werden, hält mich davon ab - 
und der Redebeitrag von Ihnen gerade eben erst recht. 

Ich möchte ausdrücklich das unterstützen, was der 
Kollege Kubicki zum Ausdruck gebracht hat. Die 
Regelungen, die hier zu treffen sind, sind durch die 
Parlamente zu treffen. Wir werden Wert darauf legen, 
dass in künftigen Verfahren die Rolle der Landespar-
lamente nicht zu einer so genannten „Abnickerfunkti-
on“ degradiert wird, sondern dass wir an dieser Stelle 
handelnd sind. 

(Vereinzelter Beifall) 

Der Staatsvertrag über den Norddeutschen Rundfunk 
ist 1992 in Kraft getreten und es sind zwischenzeitlich 
Änderungen erforderlich geworden, die auch zwi-
schen Staatsvertragsländern verhandelt werden muss-
ten und denen der vorliegende Gesetzentwurf - ich 
schließe mich damit den Äußerungen des Herrn Mi-
nisterpräsidenten an - im Wesentlichen Rechnung 
trägt. 

Es ging dabei insbesondere um die Steigerung der 
Effizienz der Gremien Rundfunkrat und Verwal-
tungsrat. Ich möchte mir an dieser Stelle die Neben-
bemerkung erlauben: Ich finde gerade die Begren-
zung der Amtszeit, die kein grundsätzliches Misstrau-
en gegenüber einzelnen Amtsinhabern ausdrückt, eine 
wichtige Angelegenheit. Denn die Gremien, die den 
öffentlich-rechtlichen Rundfunk kontrollieren und 
führen sollen, brauchen eine Ferne von den einzelnen 
Anstalten. Dem wird regelmäßig dadurch Rechnung 
getragen, dass man die Amtszeit begrenzt. Das ist 
eine gute Regelung und wir beglückwünschen die 
Landesregierung ausdrücklich, dass diese Regelung 
getroffen werden konnte. 
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Zweitens. Es gibt eine Verbesserung der Transparenz 
im Finanzbereich des NDR. Ich teile insofern die 
Kritik des Kollegen Kubicki, als wir uns schon sehr 
genau entscheiden müssen. Wir müssen eine Trenn-
grenze zwischen dem öffentlich-rechtlichen Rund-
funk und dem Privatrundfunk haben. Wer sich zum 
Dualismus und zur Grundversorgung bekennt, muss 
sich einerseits zu einer klaren Finanzausstattung des 
öffentlich-rechtlichen Rundfunks bekennen, muss 
aber auf der anderen Seite natürlich auch den Privaten 
ihren Markt und ihre Marktchancen lassen. Das ist für 
uns ebenfalls ein wichtiger Punkt. 

(Beifall bei CDU und FDP) 

Herr Kollege Kubicki, indes müssen wir zur Kenntnis 
nehmen, dass es für den öffentlich-rechtlichen Rund-
funk kaum noch möglich sein würde, Sportveranstal-
tungen zu übertragen, schränkten wir die Werbung, 
auch das Sponsoring, in einer Art und Weise ein, wie 
Sie, wenn ich Sie richtig verstanden habe, dies andeu-
teten. Ich bin schon der Auffassung, dass wir den 
Anspruch der öffentlich-rechtlichen Sendeanstalten 
unterstützen sollten, die darauf bestanden und sich 
darum bemüht haben, beispielsweise die Fußball-
weltmeisterschaft für ein breites Publikum zur Verfü-
gung zu stellen. Das finde ich im Grundsatz richtig. 

(Vereinzelter Beifall bei der SPD) 

Wir begrüßen den Ausbau der Prüfungskompetenz 
der Landesrechnungshöfe auf die Tochtergesell-
schaften des Norddeutschen Rundfunks. Das ist auch 
nicht zu unterschätzen. Wir begrüßen die Konkretisie-
rung des Programmauftrages insbesondere mit einer 
stärkeren Betonung der Regionalität und einer 
Überarbeitung des Kulturauftrages. 

Diese Punkte sind in die vorgelegte Fassung einge-
flossen. Der Herr Ministerpräsident hat dies begrün-
det. Die CDU-Fraktion wird dem Gesetzentwurf des-
halb zustimmen. 

Gestatten Sie, dass ich noch auf zwei weitere aktuelle 
Vorgänge eingehe. Einen davon hat Herr Kollege 
Kubicki bereits angesprochen, den anderen noch 
nicht. 

Es gibt ein Schleichwerbungsverbot. Die Vorgänge, 
die wir in der ARD haben feststellen müssen und die 
sich um die Serie „Marienhof“ ranken, sind ein veri-
tabler Skandal. 

(Vereinzelter Beifall bei der CDU und Bei-
fall des Abgeordneten Günter Neugebauer 
[SPD]) 

Auch das muss hier angesprochen werden. Dem An-
sehen des öffentlich-rechtlichen Rundfunks insge-
samt, aber auch der ARD wird großer Schaden zuge-

fügt. Die immer wieder bekundeten eigenen hehren 
Ansprüche müssen eingehalten werden. Diese Vor-
gänge werden nicht dazu beitragen, dass die EU-
Kommission ihren wachen Blick vom öffentlich-
rechtlichen Rundfunk in Deutschland abwendet. 
Nein, sie bedeuten eine zusätzliche Gefahr für den 
öffentlich-rechtlichen Rundfunk in der Bundesrepu-
blik Deutschland. 

Zweitens möchte ich die von der ARD erhobene Ver-
fassungsbeschwerde gegen das Verfahren der Ge-
bührenfestsetzung ansprechen. An dieser Stelle 
möchte ich noch einmal das wiederholen, was Sie 
vielleicht gestern bereits den Medien entnommen 
haben. Es wird eine Initiative - jedenfalls der CDU-
Länder - geben, über eine Indexierung in der nächsten 
Gebührenperiode nachzudenken, um das Verfahren 
der KEF, das manchmal undurchschaubar und auch 
sehr aufwendig ist, vielleicht zu ersetzen. 

Ich möchte aber den Intendanten an dieser Stelle auch 
zurufen: Nehmen Sie die Verfassungsbeschwerden 
zurück! Die Gebühren haben mittlerweile - auch im 
Hinblick auf die erreichte Breite des Programmange-
bots - eine Höhe erreicht, bei der wir uns nicht in der 
Lage sehen, eine weitere Gebührenerhöhung, so wie 
sie die ARD gerne hätte und sie auch das ZDF ur-
sprünglich wollte, zu rechtfertigen. Wir müssen bei 
den Rundfunkgebühren wie auch in den übrigen Be-
reichen finanzieller Belastungen der Bürgerinnen und 
Bürger darauf achten, was den Menschen noch ver-
mittelbar ist. 

(Beifall bei CDU und FDP) 

An dieser Stelle muss ich sagen: Das Maß ist erreicht. 
Nehmen Sie die Klage zurück! 

Wir werden dem Gesetzentwurf zustimmen. 

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsidentin Frauke Tengler: 

Für die SPD-Fraktion erhält der Abgeordnete Peter 
Eichstädt das Wort. 

Peter Eichstädt [SPD]: 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Mit den Änderungen des Staatsvertrages über den 
Norddeutschen Rundfunk ist eine weitere Anpassung 
an rechtliche Notwendigkeiten und gesamtgesell-
schaftliche Erfordernisse erreicht worden, allerdings 
nicht ohne eine politische Auseinandersetzung zwi-
schen den vier NDR-Vertragsländern, die durch den 
niedersächsischen Ministerpräsidenten Wulff ausge-
löst wurde. Für die drei weiteren Länder war der Vor-
schlag Niedersachsens, jederzeit abrufbare staatliche 



278 Schleswig-Holsteinischer Landtag (16. WP) - 6. Sitzung - Mittwoch, 15. Juni 2005 

(Peter Eichstädt) 

 

Vertreter in den Verwaltungsrat zu entsenden, aus 
verfassungsrechtlichen und auch aus medienpoliti-
schen Gründen nicht hinnehmbar. Denn damit wäre 
eine der wichtigsten Grundvoraussetzungen des öf-
fentlich-rechtlichen Rundfunks ausgehebelt worden: 
die Staatsferne, die den unmittelbaren Einfluss der 
Politik auf die Sender und auf die Programminhalte 
verbietet. Es ist gut, dass dieses Ansinnen Nieder-
sachsens abgewendet werden konnte. 

(Beifall bei der SPD und der Abgeordneten 
Anke Spoorendonk [SSW]) 

Durch den jetzt vorliegenden Vertrag ist die in Arti-
kel 5 des Grundgesetzes festgeschriebene Rundfunk-
freiheit gesichert. Auch die Zusammensetzung des 
Rundfunkrates, der seine Kontrollfunktion unabhän-
gig und ohne parteipolitische Ausrichtung ausgeübt 
hat, bleibt in ihrer Grundstruktur erhalten. Es wird 
keine politische Dominanz geben. 

Somit konnte der NDR als Vier-Länder-Anstalt erhal-
ten bleiben, die Staatsferne ist weiterhin gesichert. 
Die Forderungen nach mehr Transparenz und Kon-
trolle sind erfüllt. Damit wird der NDR auch europa-
fähig und für die Zukunft gut gerüstet sein. 

Besonders hervorzuheben ist die größere regionale 
Ausrichtung der Vier-Länder-Anstalt. Täglich wer-
den 30 Minuten Regionalprogramm - nicht Regie-
rungsprogramm - hinzukommen und in den Mit-
gliedsländern produziert werden. Schließlich wird die 
Position der Landesfunkhäuser durch die neue Rege-
lung gestärkt. Mehr Geld wird es für den NDR aber 
nicht geben, denn das neue Programm muss aus den 
vorhandenen Mitteln finanziert werden. 

Meine Damen und Herren, Gebührenzahler haben ein 
Recht zu erfahren, was mit ihrem Geld geschieht. 
Dieser Forderung wird der neue Staatsvertrag gerecht, 
da neben den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit und 
Sparsamkeit jetzt der Grundsatz der Klarheit von 
Einnahmen und Ausgaben in der Buchführung ver-
ankert wird. So sind die Kontrollbefugnisse der 
Landesrechnungshöfe erstmalig staatsvertraglich 
geregelt und das Informationsrecht der Landtage ist 
erweitert worden. Der NDR wird zeitnah nach Vor-
liegen des Berichtes der KEF, mindestens alle zwei 
Jahre, den Parlamenten einen schriftlichen Bericht 
über seine wirtschaftliche und finanzielle Lage geben 
müssen. 

Ich will hier, da wir uns alle für die Staatsferne des 
Rundfunks eingesetzt haben und ein Bekenntnis hier-
für abgelegt haben, für meine Fraktion deutlich sagen: 
Das letzte KEF-Verfahren - oder besser: der Umgang 
der Politik mit ihm - war ein gefährlicher Schritt in 
die falsche Richtung. 

(Vereinzelter Beifall bei der CDU) 

Wir haben das hier in Schleswig-Holstein - das sage 
ich zumindest für meine Fraktion - mit geballter Faust 
in der Tasche mitgemacht, weil es sonst gar keine 
Gebührenerhöhung gegeben hätte, was die Anstalten 
in große finanzielle Bedrängnis gebracht hätte. Aber 
ich will deutlich sagen: Dieser Eingriff der Politik in 
die Gestaltung der Gebühren, wie sie im Herbst ge-
schehen ist, war ein Sündenfall, der nicht wieder vor-
kommen darf. 

Die Staatsferne des öffentlich-rechtlichen Rundfunks 
gerät in massive Gefahr, wenn sich Politik ohne 
nachvollziehbare Gründe in die Empfehlung der KEF 
einmischt. Und wir merken jetzt: Es liefert auch der 
EU Anlass, hier möglicherweise zu Recht eine verbo-
tene staatliche Beihilfe zu vermuten. Dieser Eingriff 
muss einmalig bleiben. 

Herr Ministerpräsident, Sie haben bessere Kontakte. 
Ich würde es begrüßen, wenn Sie dies Ihrem nieder-
sächsischen Kollegen - zumindest von Teilen des 
Parlaments - auch so übermitteln könnten. 

Meine Damen und Herren, ein Wort zu den Beteili-
gungs- und Informationsrechten des Parlamentes, 
über die eben schon gesprochen worden ist. Medien-
politik wird in den Staatskanzleien gemacht und bis 
zur Paraphierung von Gesetzen und Abmachungen 
durch die Ministerpräsidenten erfahren die Abgeord-
neten relativ wenig von dem Geschehen. 

Ich erwarte in Zukunft keine große Debatte über 
Themen wie Informationsfreiheit, wie wir sie in den 
70er-Jahren hatten. Dem Landtag stünde es allerdings 
gut an, würde er sich mehr um diese Themen bemü-
hen und sie für die Bürgerinnen und Bürger transpa-
renter gestalten. Letztlich kann er das aber nur, wenn 
auch die Regierung rechtzeitig und umfassend infor-
miert. „Rechtzeitig“ heißt: nicht erst kurz vor der 
Unterschrift, sondern schon im Vorfeld, wenn eine 
Gesetzgebung oder Gesetzesänderung ansteht. 

(Günter Neugebauer [SPD]: Sehr richtig!) 

Gelegenheit dazu wird es in nächster Zeit reichlich 
geben, meine Damen und Herren. Ins Haus steht 
schon die 9. Änderung des Staatsvertrages, die noch 
in diesem Jahr beraten werden soll. Dabei geht es um 
Frequenzen oder Zugangsregelungen, aber auch um 
das Thema des Datenschutzes. Schließlich steht noch 
die Ergänzung des Rundfunkstaatsvertrages an, bei 
der der Medienstaatsvertrag und der Telemedien-
staatsvertrag eingebaut werden sollen. Wenn eine 
Einigung mit der EU hinsichtlich des Beihilfeverfah-
rens erfolgt, müssen die neuen Regelungen ebenfalls 
in den Rundfunkstaatsvertrag eingebracht werden. 
Das wäre dann die 10. Änderung. 
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Sie sehen: Es gibt reichlich Gelegenheit für das Par-
lament, sich mit dem Thema Medienpolitik zu be-
schäftigen. Ich hoffe, wir werden es ausgiebig tun. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsidentin Frauke Tengler: 

Ich danke dem Abgeordneten Peter Eichstädt und 
erteile für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
ihrer Fraktionsvorsitzenden, Frau Anne Lütkes, das 
Wort. 

Anne Lütkes [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die 
Bedeutung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks wird 
in der Wissens- und Informationsgesellschaft weiter-
hin stetig zunehmen. Programmvielfalt ist dabei uner-
lässlich. 

Die Veranstaltung von Fernsehen und Rundfunk al-
lerdings den so genannten Marktkräften zu überlas-
sen, würde die Rolle des Rundfunks als Medium der 
politischen Information und den Prozess der öffentli-
chen Meinungsbildung gefährden. 

Die Rundfunkanstalten der ARD müssen unter die-
sem Format ihre Ziele und Aufgaben natürlich stets 
neu definieren und finden. Insofern ist der vorliegen-
de veränderte Staatsvertrag nur zeitgemäß. 

Herr Ministerpräsident, wir alle wissen: Ändern lässt 
sich im Rahmen dieser Parlamentsbefassung nach-
träglich wenig bis gar nichts. Insofern ist die jetzige 
Befassung des Parlaments letztlich eine Formsache. 

Nun liegt es mir fern, an diesem Staatsvertrag Re-
gierungsschelte zu üben; denn - ganz ehrlich - aus 
Erfahrung weiß ich, dass eine umfassende und früh-
zeitige Beteiligung des Parlaments in derartigen Pro-
zessen ein richtiger und ein verfassungsrechtlicher 
Anspruch ist, der sich aber wahrlich nicht leicht um-
setzen lässt. Diese Erfahrung macht nunmehr auch die 
CDU. 

Insofern tritt meine Fraktion dafür ein, dass der Land-
tag sich zügig mit einem Parlamentsinformationsge-
setz beschäftigt, 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

das den Anforderungen des Artikel 22 der Landesver-
fassung gerecht wird und ein gemeinsam erarbeitetes 
transparentes Verfahren der Beteiligung entwickelt. 
Wir können jederzeit fragen. Aber Sie können auch 
jederzeit informieren. Das Entscheidende ist, dass 
man gerade bei Staatsverträgen ein einverständliches 
Prozedere entwickelt. 

(Zuruf) 

- Regen Sie sich nicht auf. Wir werden das sicher 
gemeinsam entwickeln können. Aber geben Sie zu, 
dass es schwer ist. Nichts anderes habe ich gesagt. In 
diesem Punkt werfe ich es Ihnen gar nicht vor. 

Positiv am Staatsvertrag ist, dass der Fokus auf Regi-
onalprogramme gelegt wird. Es bleibt allerdings 
abzuwarten, wie sich diese Absicht unter dem öko-
nomischen Druck umsetzen lässt. 

Positiv ist auch - das wurde gerade schon erwähnt -, 
dass die Kontrolle der Landesrechnungshöfe ver-
stärkt wird. Wir alle wissen, dass Kostenbewusstsein 
in den Anstalten - ich möchte es einmal vorsichtig 
formulieren - durchaus noch entwicklungsfähig ist. 
Allerdings macht die Klage von ARD und ZDF deut-
lich, dass die Staatsferne der Rundfunkanstalten 
durchaus zu thematisieren ist und auch ein vom Bun-
desverfassungsgericht zu entscheidendes Thema ist. 
Insofern teile ich die seitens der SPD-Fraktion geäu-
ßerten Auffassungen. 

Selbstverständlich begrüßen wir auch, dass im Staats-
vertrag in Anpassung des Jugendmedienschutzstaats-
vertrages eine stärkere Verankerung des Jugendme-
dienschutzes vorgenommen wird. Allerdings gilt es 
auch festzuhalten, dass nicht in erster Linie die öf-
fentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten in der Frage 
des Jugendmedienschutzes die Entscheidenden sind. 
Dennoch ist es richtig, das Augenmerk auch hierauf 
zu lenken und andererseits festzuhalten, dass die öf-
fentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten Unterhaltung 
zu garantieren haben, dass sie aber auch den hohen 
Qualitätsstandard als Wettbewerbsvorteil sichern 
müssen. 

Einen Wermutstropfen im Staatsvertrag sehen wir in 
der Veränderung der Zusammensetzung des Ver-
waltungsrates. Er bestand aus zwölf Mitgliedern. 
Nun sollen beigeordnete Mitglieder aus Staatskanz-
leien hinzukommen. In dieser Beiordnung von Regie-
rungsbediensteten sehen wir eine nicht gerechtfertigte 
Aushöhlung des Prinzips der Staatsferne. Für diese 
Aufblähung des Verwaltungsrates gibt es keinen 
sachlichen Grund. 

Eine weitere Ergänzung ist bei der Vereinbarung zu 
den Onlinediensten erforderlich. Medien- und Da-
tendienste dürfen nach wie vor nur Inhalte anbieten, 
die sich auf das Rundfunkprogramm beziehen. Das 
Internet muss aber zukünftig neben Radio und Fern-
sehen als dritte Säule etabliert werden. Der Grundver-
sorgungsauftrag ist im Hinblick auf digitale Angebote 
deutlicher zu definieren. Online- und Mobilfunk-
dienste sind inhaltlich an den Radio- und Fernsehin-
halten zu orientieren. Aber sie sind so aufzubereiten, 
dass sie dem Medium Internet gerecht werden. 
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Zu diesem Fragenkomplex läuft, wie wir alle wissen, 
bei der EU-Kommission ein Beschwerdeverfahren 
der privaten Sender. Die Frage, inwieweit Rundfunk-
gebühren als staatliche Beihilfen zu qualifizieren 
sind, wird in Zukunft sehr schnell zu regeln sein. Es 
ist natürlich auch interessant, wie sich die jetzige 
Landesregierung zu dieser Frage stellt. Ich gehe da-
von aus, dass wir an diesem Fragenkomplex gemein-
sam üben werden, wie wir frühzeitig über veränderte 
Staatsverträge ins Gespräch kommen. Heute werden 
wir dem Gesetz zustimmen. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Frauke Tengler: 

Wir danken der Frau Abgeordneten Lütkes. - Ich 
erteile jetzt der Abgeordneten Anke Spoorendonk das 
Wort. 

Anke Spoorendonk [SSW]: 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Landtagsdebatten über Änderungen von Staatsverträ-
gen sind immer auch frustrierende Debatten; denn - 
wie von allen gesagt - es sind Debatten, die eigentlich 
folgenlos sind. Die Regierungschefs haben den geän-
derten Staatsvertrag bereits unterzeichnet. Wir kön-
nen uns jetzt damit auseinander setzen. Aber richtig 
entscheiden können wir nicht. Daher halte ich es für 
wichtig, dass der Landtag frühzeitig angehört wird. 
Um es ein bisschen pragmatisch zu formulieren: Ich 
denke, das, was der Kollege Eichstädt gesagt hat, 
könnte vielleicht dazu führen, dass wir uns auf ein 
Verfahren einigen; denn es stehen weitere Staatsver-
tragsänderungen ins Haus. 

Doch jetzt zu den geänderten Punkten. Mir persönlich 
fehlt der Vergleich. Aber ich weiß aus vielen Schilde-
rungen, dass der NDR unter den deutschen Fernseh-
anstalten vorbildlich ist, was seine regionale Be-
richterstattung angeht. Mit Sendungen, die seinen 
Hörern und Zuschauern die bunte Vielfalt des Nor-
dens zeigen, setzt der NDR seinen Programmauftrag 
um. Der SSW begrüßt es ausdrücklich, dass in Zu-
kunft die Subregionalisierung - so heißt das, glaube 
ich - auch das Fernsehen umfasst. 

Ich füge hinzu, dass das Studio Flensburg in der 
Landschaft verwurzelt ist und zweimal am Tag auf 
der Welle Nord Nachrichten aus der Region bringt 
und über die Vielfalt im Norden berichtet. Ich bin 
gespannt darauf, wie die Landesfunkhäuser diese 
neue Chance im Fernsehen nutzen werden. 

Aus Sicht der dänischen und friesischen Minderheit 
erwarten wir natürlich, dass diese Öffnung eines wei-
teren regionalen Fensters - also auch im Sinne des 

öffentlich-rechtlichen Auftrages des NDR - zu einer 
weiteren Stärkung der Minderheitensprachen ge-
nutzt wird. Ich kann hinzufügen, dass wir mit dem 
NDR ein gutes Gespräch zu diesem Thema geführt 
haben. Wir werden das Gespräch fortsetzen; denn ich 
denke, man muss auch auf diesem Wege versuchen, 
weiterzukommen. Ich freue mich darüber, dass der 
Herr Ministerpräsident auch das in seiner Rede auf-
gegriffen hat. Ich bedanke mich für die Unterstützung 
der Landesregierung gerade in dieser Frage; 

(Beifall beim SSW) 

denn gerade das Fernsehen ist aufgrund der direkten 
Untertitelung ein ideales Medium, das auch die 
Mehrheit der Bevölkerung an der kulturellen Vielfalt 
unseres Landes Anteil nehmen lässt. Im „Schleswig-
Holstein Magazin“ gehört es allmählich zur redaktio-
nellen Routine, dass Friesen in ihrer Sprache berich-
ten. Dem deutschen Zuschauer entgeht nichts, weil er 
die deutsche Übersetzung den Untertiteln entnehmen 
kann. So sollte es sein; das sehen wir gerne. Wir wer-
den sehen, wie sich die Vielfalt der Region bald in 
den einzelnen Programmen niederschlagen werden. 

(Zuruf des Ministerpräsidenten Peter Harry 
Carstensen) 

- Herr Ministerpräsident, Sie haben Recht: Beim 
Rundfunk ist es schon etwas schwieriger. Das ist ja 
der Vorteil des anderen Mediums. 

Da der NDR per geändertem Staatsvertrag verpflich-
tet wurde, alle zwei Jahre über seine Angebote und 
seine programmlichen Leistungen zu berichten, 
können wir spätestens 2007 schwarz auf weiß nachle-
sen, welchen Niederschlag der neue § 5, also die Auf-
lage - ich zitiere -, „die Regionen, ihre Kultur und 
Sprache angemessen zu berücksichtigen“, gefunden 
hat. Das ist wichtig. Angesichts dessen werden wir 
trotz einiger weiterer Bedenken dem Staatsvertrag 
zustimmen. 

Ich möchte als Letztes das aufgreifen, was aus der 
Protokollerklärung hervorgeht, nämlich dass der 
Rundfunkrat verkleinert werden soll. Gegen die 
Verkleinerung dieses Kontrollgremiums ist, denke 
ich, grundsätzlich nichts einzuwenden. Aber ich 
möchte wirklich zu bedenken geben, dass Schleswig-
Holstein mit seiner außergewöhnlichen kulturellen 
Vielfalt angemessen im Rundfunkrat vertreten sein 
muss. In keinem anderen Bundesland gibt es drei 
nationale Minderheiten. Das heißt, es darf keine Re-
duzierung der Zahl der schleswig-holsteinischen Ver-
treter geben. Aber ich denke, dass ist das, was schon 
einvernehmlich zu hören war. 

(Beifall beim SSW und vereinzelt bei der 
SPD) 
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Vizepräsidentin Frauke Tengler: 

Wir danken der Abgeordneten Anke Spoorendonk. 

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich schlie-
ße damit die Beratung. 

Der Ausschuss empfiehlt die unveränderte Annahme 
des Gesetzentwurfs in der Drucksache 16/65. Wer so 
beschließen will, den bitte ich um das Handzeichen. - 
Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - Damit ist der 
Gesetzentwurf in der Drucksache 16/65 mit den 
Stimmen von CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW bei Enthaltung der FDP so angenom-
men. 

Meine Damen und Herren, weitere Tagesordnungs-
punkte sollen vor der Mittagspause nicht mehr be-
handelt werden. Nach der Mittagspause werden wir 
mit Tagesordnungspunkt 8 fortfahren. 

Ich unterbreche die Sitzung bis 15 Uhr. 

(Unterbrechung: 12:51 bis 15:04 Uhr) 

Vizepräsidentin Frauke Tengler: 

Meine Damen und Herren! Die 6. Sitzung des Land-
tages ist wieder eröffnet. Ich begrüße Sie alle herzlich 
nach der Mittagspause. 

Auf der Tribüne dürfen wir Schülerinnen und Schüler 
der Hermann-Tast-Schule aus Husum und des Ostsee-
Gymnasiums Timmendorfer Strand sehr herzlich 
begrüßen, 

(Beifall) 

aber auch die Herrschaften, die aus dem schulpflich-
tigen Alter seit kurzem heraus sind. - Herzlich will-
kommen! 

(Beifall) 

Wir treten in die Tagesordnung ein. Ich rufe Tages-
ordnungspunkt 8 auf: 

Neufassung des Kindertagesstättengesetzes 

Antrag der Fraktionen von CDU und SPD 
Drucksache 16/107 

Änderungsantrag der Abgeordneten des SSW 
Drucksache 16/129 

Änderungsantrag der Fraktion der FDP 
Drucksache 16/136 

Änderungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN 
Drucksache 16/138 

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das ist 
nicht der Fall. Ich eröffne die Aussprache. Das Wort 

erhält für die Fraktion der CDU die Frau Abgeordnete 
Heike Franzen. 

Heike Franzen [CDU]: 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Zahlreiche Studien haben uns in der Vergan-
genheit immer wieder belegt, dass wir im Bildungsbe-
reich Nachholbedarf haben. Gerade in den ersten 
Lebensjahren eines Kindes sind die Lernbereitschaft 
und die Lernzuwächse natürlich besonders groß. Wir 
wollen mit unserem Antrag der Verpflichtung gegen-
über den Jüngsten in unserer Gesellschaft nachkom-
men und das Kindertagesstättengesetz so schnell wie 
möglich überarbeiten, für mehr Qualität und mehr 
Bildung in unseren Kindertagesstätten. 

(Beifall im ganzen Haus) 

Zum 1. August dieses Jahres soll dazu ein entspre-
chender Entwurf vorliegen, der dann mit allen Betei-
ligten offen diskutiert werden muss. 

Kinder haben ein Recht auf Bildung und Erziehung 
und damit haben die Kindertagesstätten in unserer 
Gesellschaft nicht nur einen Erziehungsauftrag, son-
dern auch einen Bildungsauftrag, den wir im Kinder-
tagesstättengesetz verankern wollen. 

Es ist richtig und ich finde es auch besonders lobens-
wert, dass gerade dieser Antrag zu den ersten Schrit-
ten der großen Koalition in diesem Haus gehört. Er 
macht deutlich, welchen Stellenwert Bildung in die-
sem Parlament in Zukunft einnehmen wird. 

(Beifall bei CDU und SPD) 

Dabei sind uns die Förderung von Sprache und Moto-
rik sowie die Hinführung zur Schrift, zu musischen 
Grundkenntnissen, zu mathematischen, naturwissen-
schaftlichen und technischen Erscheinungsformen zur 
Vorbereitung auf die Grundschulzeit besonders 
wichtig. Für diese Aufgaben müssen wir unsere Er-
zieherinnen und Erzieher qualifizieren. Dazu gehört 
für uns die Weiterentwicklung der Ausbildung in den 
Fachschulen ebenso wie die Entwicklung eines neu 
zu schaffenden Angebots für einen berufsbegleiten-
den Bachelor-Studiengang, um auch die Weiterent-
wicklung dieses Berufes möglich zu machen. 

In diesem Zusammenhang ist natürlich auch - wir 
haben schon in der letzten Landtagstagung darüber 
diskutiert - die Verankerung der Mitwirkungsrechte 
von Elternvertretungen der Kindertagesstätten auf 
Kreis- und Landesebene im Gesetz vorzusehen. El-
tern sind Erziehungspartner auf Augenhöhe und gehö-
ren selbstverständlich dazu und sie sind auch gefor-
dert, sich einzubringen, wenn es um Entscheidungs-
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prozesse im Bildungsbereich geht. Hier geht es 
schließlich um ihre Kinder. 

Auch die Zusammenarbeit von Kindertagesstätten 
und Grundschulen muss einen gesetzlichen Rahmen 
bekommen und damit verbindlich gemacht werden. 
Eine enge Vernetzung dieser beiden Bildungsein-
richtungen ist notwendig, damit die Stärken und 
Schwächen unserer Kinder besser erkannt und geför-
dert werden können und nicht an der Schnittstelle 
"Einschulung" verloren gehen. 

Zu den eingebrachten Änderungsanträgen, die noch 
schnell hinterhergeschoben worden sind, kann man 
sicherlich sagen: Meine Damen und Herren, lesen Sie 
bitte einmal unseren Koalitionsvertrag! 

(Lothar Hay [SPD]: Der ist immer lesens-
wert!) 

- Der ist absolut lesenswert, Herr Hay, da gebe ich 
Ihnen Recht. 

(Wolfgang Baasch [SPD]: Der Mann liest ja 
nichts anderes mehr!) 

Sie werden dort finden, dass wir den Landeszuschuss 
von 60 Millionen € zu den Kindertagesstätten mit 
Blick auf den notwendigen Ausbau bei den unter 
Dreijährigen weiter gewähren werden - und dies auch 
bei sinkenden Kinderzahlen. 

Was die Standards in den Kindertagesstätten betrifft, 
kann ich derzeit nicht erkennen, dass auch nur einer 
in diesem Haus von der Verringerung von Standards 
spricht. Es geht vielmehr um die Weiterentwicklung 
unserer Kindertagesstätten, um Bildungs- und Erzie-
hungsziele, um Qualifizierung von Erzieherinnen und 
Erziehern, um die Sicherstellung eines wohnortnahen, 
kindgerechten und qualitativ hochwertigen Betreu-
ungsangebotes im vorschulischen Bereich. 

Wir nehmen Ihre Anregungen aber gern auf und da-
her beantrage ich hier für die CDU-Fraktion, den 
gemeinsamen Antrag der Fraktionen von CDU und 
SPD, den Antrag des SSW, den Antrag der FDP und 
den Antrag von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN an den 
Bildungsausschuss zur weiteren Beratung zu über-
weisen. 

(Beifall bei CDU und SPD) 

Vizepräsidentin Frauke Tengler: 

Das Wort für die SPD erhält Frau Abgeordnete Astrid 
Höfs. 

Astrid Höfs [SPD]: 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Der Rechtsanspruch auf einen Kinderta-

gesstättenplatz ist seit Jahren erfüllt. Die Förderung 
von Kindertagesstättenplätzen wurde in den vergan-
genen Jahren bedeutend ausgebaut. Dem Bildungs-
auftrag in den Kindertagesstätten kommt eine beson-
dere Bedeutung zu, denn die Kindertagesstätten sind 
nicht nur Einrichtungen für Betreuung und Erziehung, 
sie sind die ersten Bildungseinrichtungen, die die 
Kinder besuchen. 

Viele Einrichtungen arbeiten bereits erfolgreich mit 
dem Bildungsauftrag. Bildung ist ein verbindlicher 
Bestandteil der Konzeption von Kindertagesstätten 
geworden. Das zuständige Fachministerium für Bil-
dung hat deshalb bereits frühzeitig Leitlinien zum 
Bildungsauftrag von Kindertagesstätten erarbeitet, 
gilt es doch den Kindern eine besonders gute Grund-
lage für den Start in die Schule zu geben. 

(Beifall der Abgeordneten Ingrid Franzen 
[SPD]) 

Diese Leitlinien geben den didaktischen und methodi-
schen Rahmen für die Arbeit in den Kindertagesstät-
ten vor. Sie sind zurzeit in der Erprobung, etwa seit 
einem Jahr. Ich begrüße es, dass dabei die Sprache 
ebenso eine Rolle spielt wie die Bewegung, das Ges-
talten, die Religion, Kultur und dass auch demokrati-
sche Ansätze berücksichtigt sind. Hierzu gibt es ja 
bereits spezielle Modelle, unter anderem in Kiel und 
im Kreis Pinneberg, die erfolgreich gelaufen sind. Ich 
weiß auch, dass die Kinder bei der Demokratisierung 
dort engagiert mitgeholfen und sich beteiligt haben, 
sodass es ein völlig neues Arbeiten in den Kinderta-
gesstätten ist. 

In den genannten Bereichen haben die Kinder sehr 
unterschiedliche Stärken, mit denen sie in die Kinder-
tagesstätte kommen müssen, die gezielt gefördert 
werden müssen und die durch die bisherigen Leitli-
nien eine besondere Achtung gefunden haben. Diese 
Leitlinien - wie auch die Empfehlungen zur Zusam-
menarbeit von Kindertagesstätten mit Grundschulen 
und Jugendhilfe - wurden in Zusammenarbeit mit den 
Wohlfahrtsverbänden und auch mit der Landeseltern-
vertretung erarbeitet. 

Nun - so sind wir alle der Meinung - ist es an der Zeit, 
diese Vorgaben und Erfahrungen in das Kindertages-
stättengesetz verbindlich aufzunehmen. In diesem 
Zusammenhang sollen auch die Mitwirkungsrechte 
der Elternvertretung auf Kreisebene und auf Lan-
desebene und die Zusammenarbeit von Kita und 
Grundschule in das Kita-Gesetz aufgenommen wer-
den. Wir haben bereits in der letzten Plenarsitzung 
ausführlich darüber diskutiert. Die Landeselternver-
tretung hat ihre Erprobungsphase bereits erfolgreich 
bestanden, und zwar bei der Mitwirkung an den Leit-
linien in Zusammenarbeit mit dem Ministerium. Ei-
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gentlich ist das auch selbstverständlich - ein weiterer 
Punkt -: Für ein qualifiziertes Angebot in den Kinder-
tagesstätten ist es erforderlich, dass die Erzieherinnen 
und Erzieher eine gute Ausbildung haben, sodass sie 
den Kindern gerecht werden können und ihre Stärken 
fördern können. 

Inzwischen ist zu unserem Antrag, den SPD und 
CDU gemeinsam eingereicht haben, von jeder ande-
ren Fraktion noch ein Änderungsantrag zu verschie-
denen Themen eingegangen. Ich beantrage deshalb 
für die SPD-Fraktion, dass wir die Anträge alle ge-
meinsam - unseren Antrag und auch die Änderungs-
anträge - als Arbeitsmaterial an den Bildungsaus-
schuss überweisen. Das Ministerium wird dann die 
Novellierung nach der Sommerpause vortragen, so-
dass wir dann alles gemeinsam erarbeiten können. Ich 
bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit und denke, 
dass wir zu einem guten Kindertagesstättengesetz 
kommen werden. 

(Beifall bei SPD und CDU) 

Vizepräsidentin Frauke Tengler: 

Vielen Dank, Frau Abgeordnete Höfs. - Das Wort 
erteile ich jetzt für die FDP Herrn Abgeordneten 
Dr. Ekkehard Klug. 

Dr. Ekkehard Klug [FDP]: 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Der 
originelle Antrag der beiden Koalitionsfraktionen ist 
in fast jeder Hinsicht zu loben. Ein paar Einschrän-
kungen habe ich nachher allerdings noch. Er kommt 
gewiss nicht völlig überraschend. Teils nimmt er auf, 
was andere - rein zufällig handelt es sich um uns Li-
berale - hier bereits eingebracht haben, teils bekräftigt 
er, was die Landesregierung schon in Aussicht ge-
stellt hat. Insofern zeigt sich hier, dass eben auch 
große Fraktionen gern auf großen Schultern stehen 
möchten. Aber das gilt für uns alle. Wir stehen alle 
auf den Schultern von Giganten. Wenn wir in der 
Sache vorankommen, nämlich bei der Entwicklung 
der Kindertageseinrichtungen, ihrer pädagogischen 
Qualität bei der Förderung der frühkindlichen Bil-
dung insgesamt, dann soll es uns recht sein. 

Wir haben nur ein paar Anmerkungen. Eine redaktio-
nelle Anmerkung, was die Formulierung im Einlei-
tungsteil angeht: Es ist einfach so, dass die Regierung 
keine Gesetze überarbeitet, sondern allenfalls dem 
Landtag entsprechende Entwürfe vorlegt. Das sollte 
in einem Parlamentsbeschluss dann entsprechend der 
verfassungsrechtlichen Kleiderordnung korrekt fest-
gestellt werden. 

Zum Zweiten - und das ist eigentlich ein gravierender 
Kritikpunkt, den wir an der Vorlage der beiden Koali-
tionsfraktionen haben - meinen wir, dass man bei der 
Frage der Einführung von Hochschulstudiengängen 
im Bereich der Elementarpädagogik nicht halbe 
Sachen machen sollte, also nicht nur berufsbegleiten-
de Studien einführt - das hatten wir ja bereits in der 
vergangenen Legislaturperiode beantragt -, sondern 
darüber hinaus das macht, was wir im letzten Jahr 
vorgeschlagen haben, nämlich einen grundständigen 
Studiengang im Bereich der Elementarpädagogik 
einführt. Diese Entwicklung ist zumal bundesweit 
sehr weit vorangeschritten. Hätte man damals unserer 
Initiative folgen können, dann wären wir sozusagen 
mit Vorreiter gewesen. Jetzt ist es Bremen. Die dorti-
ge große Koalition hat das schon an der Universität 
Bremen getan. Vor ein paar Tagen, am 8. Juni, be-
richtete der „Berliner Tagesspiegel“ von einem ent-
sprechenden Vorhaben in Brandenburg. An der Fach-
hochschule in Potsdam beginnt ein solches Studien-
angebot im kommenden Wintersemester. Bildungs-
minister Holger Rupprecht (SPD) und Wissen-
schaftsministerin Johanna Wanka (CDU) begründeten 
dies mit der Erkenntnis: „Wir müssen etwas tun bei 
der frühkindlichen Bildung.“ Sehr richtig! Frau Wan-
ka, Herr Rupprecht haben Recht. 

Eine andere große Koalition regiert noch in Sachsen. 
Da darf ich verweisen auf den Bericht der „Frankfur-
ter Allgemeinen Zeitung“ vom 30. März über ent-
sprechende Vorhaben an mehreren sächsischen Fach-
hochschulen und an der TU Dresden, solche Studien-
gänge einzuführen. Dabei greift man zurück auf Pro-
jektmittel der Robert-Bosch-Stiftung zur Professiona-
lisierung der Erzieherausbildung. Das wäre vielleicht 
ein Ansatz, solche Mittel von außen zu aktivieren. 

An der Evangelischen Hochschule für Soziale Arbeit 
in Dresden entsteht im Zusammenhang mit den Plä-
nen der Sozialministerin Helma Orosz (CDU) sogar 
ein Institut für Frühpädagogik. Da ist man also auch 
schon ein Stück weiter. Ich möchte einmal sagen, das 
alte „Schläfrig-Holstein-Syndrom“ lässt grüßen. 
Wenn man vor dem Hintergrund der andernorts ein-
geleiteten Entwicklung jetzt nördlich der Elbe nur 
halbe Sachen machen wollte und nur einen berufs-
begleitenden Studiengang einführen würde, so wie 
Sie es in Ihrem Antrag vorschlagen, dann wäre das 
einfach ärgerlich. Es sähe so aus, als wollte sich die 
hiesige Landtagsmehrheit darum bewerben, die tran-
funzeligste Große Koalition der ganzen Republik zu 
werden. 

(Beifall bei FDP und SSW) 

Meine Damen und Herren, daher also unsere Ände-
rungsvorschläge. Mit der Überweisung an den Aus-
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schuss sind wir selbstredend einverstanden. Auch die 
Tatsache, dass natürlich die Ausschussberatung vor 
dem im Ursprungsantrag von CDU und SPD gesetz-
ten Termin 1. August nicht mehr abgeschlossen wer-
den kann - wir haben, wie ich glaube, keine Bil-
dungsausschusssitzung vor der Sommerpause mehr -, 
hält uns nicht davon ab. Wir gehen davon aus, dass 
selbstredend die hochmögende Landesregierung im 
Rahmen ihrer Zuständigkeit an einem überarbeiteten 
Entwurf für das Kita-Gesetz arbeiten wird, auch im 
Sinne dessen, was hier im Landtag von mehreren 
Seiten, ich sage einmal: zu 90 % einvernehmlich, 
angedacht ist. 

Ich danke Ihnen sehr herzlich für die Aufmerksamkeit 
und hoffe, dass wir in der Sache weiterkommen. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsidentin Frauke Tengler: 

Danke, Herr Abgeordneter Dr. Klug. - Das Wort für 
die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN erhält die 
Frau Abgeordnete Monika Heinold. 

Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Auch ich habe mich gefragt: Was bringt uns 
der Antrag Neues? Zu Punkt 1 hatte die Ministerin 
bereits angekündigt, dass sie einen Gesetzentwurf 
vorlegt, genau zu dem Zeitpunkt, der hier drinsteht. 
Wenn nun heute der Antrag kommt, diesen Punkt 
nicht einmal zu beschließen, sondern zu vertagen, 
dann macht das deutlich, dass das doch eher eine 
Scheindebatte ist, was wir hier tun. 

(Beifall bei der FDP) 

Ich bin nichtsdestotrotz fest davon überzeugt, viel-
leicht im Gegensatz zur großen Koalition, dass die 
Bildungsministerin das tun wird, was sie in der letz-
ten Landtagssitzung gesagt hat, nämlich einen Ent-
wurf für ein Kindertagesstättengesetz vorlegen mit 
einer Präzisierung des Bildungsauftrages. 

Der zweite Punkt betrifft die Mitwirkungsrechte der 
Eltern. Das ist nun fast eine Frechheit. Wir haben 
einen Gesetzentwurf der FDP im Sozialausschuss. 
Wir haben dort auch auf eine einzelne Anhörung 
verzichtet, weil wir gesagt haben, wir wollen das im 
Zusammenhang mit dem Gesetzentwurf insgesamt 
machen. Nun kommen Sie und sagen, Sie haben auch 
noch eine Idee, nämlich Festschreibung der Mitwir-
kungsrechte der Eltern. Ich finde, das ist ziemlich 
unparlamentarisch. 

(Beifall bei der FDP) 

Zum Dritten: Qualifizierung der Erzieherinnen. Da 
kann man sagen, es war der alte Landtag, der vor 
wenigen Monaten beschlossen hat, dass der neue 
Landtag dieses noch einmal beschließen soll. Auch 
dies ist ein FDP-Antrag. Aber hier hat die FDP jetzt 
noch einmal nachgelegt und ich finde, dass die FDP 
sowohl in Punkt 1 als auch in Punkt 2 inhaltlich sehr 
viel präziser formuliert hat. Wir unterstützen den 
FDP-Antrag in der Aussage eines grundständigen 
Bachelor-Studiengangs. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
FDP und SSW) 

Nun komme ich zum SSW-Antrag. Der SSW-Antrag 
beinhaltet einen Punkt, für den ich und meine Frakti-
on lange gekämpft haben und bei dem wir uns mit 
unserem ehemaligen Koalitionspartner immer wieder 
gestritten haben, der die Standards in den Kinderta-
gesstätten betrifft. Ja, meine Fraktion steht dazu, die 
Standards in den Kindertagesstätten nicht zu verrin-
gern, 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und FDP) 

allerdings haben wir das Wort „pädagogisch“ einge-
fügt. Die baulichen Standards sind zwar zum größten 
Teil erfüllt, aber wir wollen noch einmal deutlich 
machen, dass es um die Qualität und nicht um die 
Höhe der Toilette oder des Waschbeckens geht. 

Bei dem anderen Punkt, den der SSW beantragt, ha-
ben wir eine eigene Formulierung gewählt. Denn der 
SSW sagt, ein Landeszuschuss von mindestens 
60 Millionen € muss festgeschrieben werden; da sind 
wir uns einig. Zum anderen sagt der SSW, dass die 
Mittel nicht wieder ins FAG eingestellt werden sol-
len. 

Hier sage ich, es wäre nicht gut, wenn wir dem Lan-
desjugendhilfeausschuss vorgreifen würden. Der 
Landesjugendhilfeausschuss hat auf seiner letzten 
Sitzung gesagt, dass er die Mittel noch ein Jahr im 
kommunalen Finanzausgleich lassen möchte, weil 
er gemeinsam mit den Trägern, mit den kommunalen 
Landesverbänden, mit der Politik, mit der Regierung 
eine Lösung erarbeiten möchte. Insofern sollten wir 
nicht eigenmächtig beschließen, das Geld aus dem 
FAG zu nehmen. Denn die Konsequenz wäre, dass 
wir blitzartig bis Ende des Jahres einen Verteilungs-
modus finden müssten. 

(Zuruf: So ist es!) 

- Ja, so ist es. Anders geht es ja nicht. Denn das Geld 
müsste verteilt werden. Ich glaube, dass die Arbeits-
gruppe des Landesjugendhilfeausschusses gut arbei-
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tet, und wir sollten erst einmal abwarten, was sie uns 
vorlegt. 

Wir können nun alles in den Ausschuss packen; das 
kann nicht schaden, wird aber auch nicht viel verbes-
sern. 

Im Antrag der großen Koalition hat mir gefehlt - das 
ist auch eine Aussage -, dass Sie nichts dazu sagen, 
wie Sie die Qualität in der Kindertagesstätte verbes-
sern wollen, nachdem Sie den Bildungsauftrag im 
Gesetz präzisieret haben. Wir haben im alten rot-
grünen Koalitionsvertrag ein Programm namens „Er-
folgreich starten“ gehabt, das ein Volumen von 
30 Millionen € bis zum Ende der Legislaturperiode 
aufwies. Wir haben hart darum gerungen und dies 
hineingeschrieben. 

Ich glaube, dass so ein Programm wichtig ist, um die 
Qualität in der Kindertagesstätte über Anreizsysteme 
zu verbessern, und dass dies besser ist, als die Mittel 
pauschal für Kindertagesstätten hochzusetzen. Hier 
muss ein qualitatives Anreizsystem hinzukommen. 
Die große Koalition sagt nichts dazu. Ich hatte es so 
verstanden, dass auch die große Koalition diesbezüg-
lich etwas plant. Vielleicht ist es doch nicht so. Inso-
fern werden wir auf den Haushaltsentwurf warten 
müssen. Spätestens dort wird es deutlich werden. 

In diesem Sinn wünsche ich uns eine konstruktiv und 
nach vorn gerichtete produktive Debatte im Sozial-
ausschuss, der nun leider erst tagt, wenn die Regie-
rung schon gearbeitet hat. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
FDP und SSW) 

Vizepräsidentin Frauke Tengler: 

Danke, Frau Heinold. - Für den SSW erteile ich dem 
Herrn Abgeordneten Lars Harms das Wort. 

Lars Harms [SSW]: 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Im Prin-
zip befürwortet auch der SSW eine Neufassung des 
Kindertagesstättengesetzes. Denn seit der PISA-
Studie haben sich auch für den Kindertagesstättenbe-
reich neue Anforderungen und Rahmenbedingungen 
ergeben, die sich im Kindertagesstättengesetz natür-
lich wiederfinden müssen. Von daher ist der Antrag 
von CDU und SPD zwar nicht verkehrt, aber wir 
vermissen einige klare inhaltliche Aussagen. 

(Beifall bei FDP und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN - Dr. Heiner Garg [FDP]: Wir 
auch!) 

Die Kindertagesstätten haben einen eigenständigen 
Bildungsauftrag. Das ist keine neue Erkenntnis, aber 

seit der PISA-Studie ist dies eine Kernforderung, um 
die Schulleistungen unserer Kinder zu verbessern. 
Denn bereits im frühen Alter ist es entscheidend, die 
Förderung von Sprache und Motorik, die Hinführung 
zur Schrift und andere Grundkenntnisse unseren Kin-
dern zu vermitteln. 

Das setzt allerdings ein pädagogisch qualifiziertes 
Angebot, das den Kindern zum einen eine sinnvolle 
Freizeitgestaltung gestattet und zum anderen die Ent-
wicklung der Kinder jenseits der schulischen Wis-
sensvermittlung fördert, voraus. Hierzu zählt im Üb-
rigen auch das frühzeitige Erlernen von Minderhei-
tensprachen und Fremdsprachen; dies ist im Antrag 
ebenfalls nicht erwähnt. 

(Beifall der Abgeordneten Anke Spooren-
donk [SSW]) 

Deshalb reicht es aus Sicht des SSW nicht aus, diesen 
Bildungsauftrag im Gesetz festzuschreiben, sondern 
man muss auch die richtigen Rahmenbedingungen 
dafür schaffen. Diese Rahmenbedingungen werden 
im Antrag von CDU und SPD überhaupt nicht er-
wähnt. Deshalb hat der SSW - obwohl dies im Koali-
tionsantrag steht - auch einen Änderungsantrag zu 
den Finanzen und zu den Standards eingebracht. 

In den letzten Jahren sind mehrfach Versuche unter-
nommen worden, die Standards in den Kindertages-
stätten zu verringern, weil dadurch Kosten gespart 
werden können. Ich wurde gerade wieder auf eine 
Kommune - ich kann sie jetzt leider nicht nennen - 
aufmerksam gemacht, die gerade genau dieses wieder 
macht. Aber das ist ein ständiges Problem, das wir im 
Kindertagesstättenbereich haben. 

Überschaubare Gruppengrößen, gut ausgebildetes 
Personal und vernünftige Gebäude sind aber notwen-
dig, wenn Kindertagesstätten mehr sein sollen als nur 
Kinderparkplätze für berufstätige Eltern. Das Land 
hat hier eine Verantwortung, die es nicht einfach 
abgeben darf. Der Landtag muss deshalb den Plänen 
der Regierung eine klare Absage erteilen, die Kinder-
betreuung mit einem gedeckelten Betrag über den 
kommunalen Finanzausgleich zu finanzieren. 

Das Land darf sich nicht mit einem Scheck an die 
Kommunen aus der Verantwortung stehlen und so 
zukünftige Probleme beiseite schieben. Es muss wei-
terhin Aufgabe des Landes bleiben, für die richtige 
Entwicklung in den Kindertagesstätten zu sorgen. 
Dazu gehört die direkte finanzielle Verantwortung 
und dazu gehört auch, dass die Standards für die Kin-
dertagesstätten nicht schon wieder infrage gestellt 
werden.  

(Beifall der Abgeordneten Anke Spooren-
donk [SSW]) 
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Der SSW warnt insgesamt davor, dass die Landes-
ebene in einer Reihe von sozial- und familienpoliti-
schen Fragen - wie zum Beispiel auch bei der Ein-
gliederungshilfe - eine Kommunalisierung anstrebt, 
die zulasten der Kommunen und der betroffenen Bür-
ger gehen kann. 

Es ist zwar grundsätzlich nichts dagegen einzuwen-
den, dass Zuständigkeiten für soziale Aufgaben auf 
eine niedrigere Ebene verlagert werden. Bei der aktu-
ellen Haushaltssituation auf kommunaler Ebene wird 
es aber keine Gewähr dafür geben, dass die Mittel, 
die in den Finanzausgleich eingezahlt werden, auch 
wirklich voll und ganz bei den betroffenen Bürgern 
und Einrichtungen ankommen. Dafür ist das System 
viel zu intransparent. Im Zweifel droht immer eine 
Senkung der Standards, um kommunale Finanzie-
rungsprobleme auszugleichen. 

Das ist gerade bei direkten Zuweisungen der Fall, 
wenn die Steuererhebung - ich nenne es einmal so - 
zur Erfüllung der Aufgaben nicht in einer Hand liegt. 
Diese Tendenz haben wir schon mehrfach gehabt und 
vor dieser Tendenz wollen wir warnen. Deswegen 
sagen wir: Das Geld soll nicht in den Finanzaus-
gleich. Das ist bei uns eine konkrete Haltung und in 
diesem Punkt halten wir den Jugendhilfeausschuss 
nicht ab. Wir wollen hier das Signal setzen, wie wir 
politisch darüber denken. 

(Beifall der Abgeordneten Anke Spooren-
donk [SSW]) 

Gerade in den nördlichen Kreisen Schleswig-
Flensburg und Nordfriesland haben wir schlechte 
Erfahrungen mit Kürzungen im Kita-Bereich ge-
macht. Deshalb muss das Land weiterhin seine Ver-
antwortung für die Kindertagesstätten wahrnehmen. 
Der SSW bleibt also dabei: Wenn das Land jährlich 
60 Millionen € an die Kommunen für die Kinderta-
gesstättenbetreuung zahlt, dann müssen wir auch die 
Kontrolle über die Verwendung dieser Gelder beibe-
halten. Und das geht eben am besten, wenn dieses 
Geld direkt vom Land für die Kindertagesstätten be-
reitgestellt und nicht über den kommunalen Finanz-
ausgleich ausgezahlt wird. 

Leider haben wir den Antrag der FDP spät erhalten. 
Dennoch haben wir ihn kurz durchgeschaut und wir 
können ihm voll und ganz zustimmen, weil er eine 
wichtige Konkretisierung des Antrages von CDU und 
SPD darstellt. 

(Beifall bei der FDP) 

Ich würde mich freuen, wenn wir im Ausschuss zu 
einer gemeinsamen Lösung kommen könnten. Einige 
haben den Bildungsausschuss vorgeschlagen. Ich 
habe gerade gehört, dass die Grünen den Sozialaus-

schuss vorschlagen. Ich bin wieder einmal der gute 
alte Salomo und schlage federführend den Bildungs-
ausschuss und mitberatend den Sozialausschuss vor. 
Dann beraten wir das Thema in beiden Ausschüssen. 

(Beifall bei SSW, FDP und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Frauke Tengler: 

Danke, Herr Harms. - Für einen Wortbeitrag nach 
§ 56 Abs. 4 der Geschäftsordnung erhält Herr Abge-
ordneter Jürgen Weber das Wort. 

Jürgen Weber [SPD]: 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Die gelb-grüne Kritik an unserem Antrag bringt mich 
dazu, ein paar kurze Hinweise zu geben. Ich bin et-
was überrascht darüber, dass Sie darüber überrascht 
sind, dass wir das tun, was einem Parlament ansteht. 
Wir möchten nämlich hier im Parlament per Be-
schluss wesentliche Eckpunkte eines Gesetzentwurfs, 
den die Landesregierung in unserem Auftrag erarbei-
tet hat, und dessen, was wir erwarten, festhalten. 

(Beifall bei der CDU) 

Das ist ein außerordentlich parlamentarisches Verfah-
ren. 

Vizepräsidentin Frauke Tengler: 

Herr Kollege Weber, erlauben Sie eine Zwischenfra-
ge? 

Jürgen Weber [SPD]: 

Gern. 

Vizepräsidentin Frauke Tengler: 

Bitte. 

Anke Spoorendonk [SSW]: Herr Kollege, 
sind Sie mit mir einer Meinung, dass es zu 
den ureigensten Aufgaben eines Parlaments 
gehört, selbst Gesetzentwürfe zu formulie-
ren? 

Jürgen Weber [SPD]: 

Es gehört auch zu den Möglichkeiten eines Parla-
ments. Es steht jedem Abgeordneten, jeder Fraktion 
wie auch jeder Regierung frei, Entsprechendes zu tun. 
Wir beauftragen die Regierung, die einen umfängli-
chen Apparat hat, solche Dinge relativ zügig vorzube-
reiten. 

(Beifall bei SPD und CDU) 
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Wir haben bei einer Regierungsvorlage aber den Vor-
teil einer doppelten Anhörungsphase, nämlich einer-
seits zum Regierungsentwurf und andererseits im 
parlamentarischen Verfahren. 

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Aber Sie müssen 
wissen, was Sie wollen!) 

Lassen Sie mich noch zwei oder drei kurze Ergän-
zungen zu den hier formulierten Einlassungen ma-
chen. Es geht um die Frage des Kita-Gesetzes. Herr 
Harms, alle Fragen, die die künftige Haushaltsgestal-
tung betreffen, sind wichtig und wir müssen sie dis-
kutieren, aber sie sind kein Bestandteil des Kita-
Gesetzes und daher sind sie in unserem gemeinsamen 
Antrag auch nicht so ausformuliert. 

Zu den Ausführungen des Kollegen Klug: Er sprach 
davon, dass es nicht eingängig sei, warum wir nur 
berufsbegleitende Ausbildungen und keine grund-
ständigen Studiengänge in den Antrag geschrieben 
haben. Eines ist klar: Studiengänge beschließt nicht 
das Parlament, sondern Studiengänge richten Hoch-
schulen im Rahmen ihrer autonomen Möglichkeiten 
ein, um das einmal deutlich zu sagen. Deshalb ist es 
kein Thema des Parlaments zu beschließen, welche 
Studiengänge sein sollen. Was wir aber formuliert 
haben, ist, dass wir den Wunsch haben, dass im Ge-
setz deutlich verankert wird, dass wir solche Ab-
schlüsse brauchen und wollen und dass wir Sorge 
dafür tragen wollen, dass es hier einen Zusammen-
hang gibt. Ich glaube, das ist sinnvoll. 

Ich persönlich hätte nichts dagegen, hier etwas von 
grundständigen Studiengängen hineinzuschreiben, 
weil die Fachhochschule Kiel einen solchen in 
Vorbereitung hat. Es ist also nicht die Frage der 
einzelnen Formulierung. Was den Punkt 1 angeht, der 
hier aufgelistet ist, so sage ich, über den werden wir 
im Ausschuss noch reden. Darüber kann man 
nachdenken. Vielleicht kommen wir zu einer Lösung, 
um den Ergänzungsvorschlag des SSW mit auf-
zunehmen. Dies wird im Ausschuss weiter zu 
bewerten sein. 
Summa summarum ist es ein ganz normales und ver-
nünftiges parlamentarisches Verfahren, der Regierung 
den Auftrag mit Beschluss zu erteilen. Das haben wir 
getan. 

(Zuruf der Abgeordneten Monika Heinold 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Vizepräsidentin Frauke Tengler: 

Herr Abgeordneter, Ihre Redezeit ist um. 

Jürgen Weber [SPD]: 

Ich will nur noch kurz auf diesen Zwischenruf reagie-
ren. - Wenn Sie andere Vorstellungen haben und 
Änderungsanträge einbringen, dann sind wir so groß-
herzig, die noch ausführlich zu würdigen. Deshalb 
sind wir mit einer Ausschussüberweisung einverstan-
den. Wenn Sie das nicht wollen, dann können wir 
heute auch gern in der Sache abstimmen. 

(Beifall bei SPD und CDU) 

Vizepräsidentin Frauke Tengler: 

Für die Regierung erhält Frau Ministerin Erdsiek-
Rave das Wort. 

Ute Erdsiek-Rave, Ministerin für Bildung und Frau-
en: 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Dass in 
diesem Parlament über frühkindliche Bildung so oft 
und so intensiv diskutiert wird, wie es nicht nur in 
dieser, sondern auch in der letzten Wahlperiode der 
Fall war, ist ein Novum. Das ist eine absolut erfreuli-
che Entwicklung. Daher begrüße ich auch die heutige 
Debatte. 

(Beifall der Abgeordneten Jutta Schümann 
[SPD]) 

Ich glaube, die Oppositionsfraktionen haben dabei 
eher das Problem, dass sie gar nichts zu opponieren 
haben und dass ihnen dazu nichts Oppositionelles 
einfällt. 

(Beifall bei SPD und CDU) 

Das ist so. Eigentlich hätte man die Gelegenheit eher 
zu ein paar bildungspolitischen Anmerkungen zum 
Thema nutzen können, statt hier bissige Bemerkun-
gen zu machen. Die Landesregierung wird natürlich 
das, was in dem Antrag der Koalitionsfraktionen zum 
Ausdruck kommt, zur Grundlage ihrer Gesetzesvor-
bereitung machen. Es wird ein Gesetz werden, das 
natürlich nicht nur die Mitwirkungsrechte der El-
tern aufnimmt, wie zuletzt beschlossen, sondern dar-
über hinaus den Bildungsauftrag der Kindertagesstät-
ten beschreibt, und zwar in den Schlüsselbereichen 
der frühkindlichen Bildung. Dies geschieht nicht in 
Form eines aufgestellten fächerübergreifenden Lehr-
plans, sondern in Form eines ganzheitlichen Bil-
dungsauftrags, bei dem wir die kindliche Neugier, 
Wissbegier, Lernfähigkeit und Aufnahmefähigkeit 
ebenso im Blick haben wie die individuelle Förde-
rung. Es geht nicht in erster Linie um eine formale 
Vorbereitung auf den Schuleintritt. Ich glaube, darin 
sind wir uns alle einig. 
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Für die Umsetzung dieser wesentlichen Elemente 
brauchen wir entsprechende Qualifikationen der 
Erzieherinnen. Das ist überhaupt keine Frage. Die 
Ausbildung der Erzieherinnen und Erzieher wird sich 
allerdings auch in Zukunft vorrangig an den Fach-
schulen für Sozialpädagogik vollziehen. Damit diese 
ihren Nachwuchs so gut wie möglich vorbereiten, 
entwickeln sich diese Fachschulen auch laufend fort. 
Wer zum Beispiel einmal der Elly-Heuss-Knapp-
Schule in Neumünster einen Besuch abstattet, der 
kann sich zum Beispiel davon überzeugen, wie inten-
siv dort die Ausbildung an der Fachschule ständig 
weiterentwickelt wird. 

(Beifall bei SPD und CDU) 

Dort wird vom nächsten Schuljahr an ein weiteres 
Ausbildungsmodul vorschulischer Sprachförderung 
im Umfang von 120 Stunden eingeführt. Sie sehen, 
dort ist man in der Entwicklung wirklich auf der Hö-
he der Zeit. Dass es sich bei den Erzieherinnen und 
Erziehern um eine Berufsgruppe handelt, die sich 
wirklich ihrer großen Verantwortung bewusst ist und 
sehr engagiert an Fort- und Weiterbildungen teil-
nimmt, möchte ich an dieser Stelle nicht nur aus-
drücklich betonen, sondern ausdrücklich würdigen 
und mich dafür bedanken. 

(Beifall bei SPD und CDU) 

Ob Fortbildungen oder Fachtage, Weiterbildung in 
der eigenen Ausbildung oder Impulse zur Sprachför-
derung, die Erzieherinnen und Erzieher sind stets 
dabei. Auf sie können wir immer bauen. Die Nach-
frage nach Fortbildung ist so groß, dass unsere An-
gebote bisher immer überbucht waren. Wir werden 
daher nach der Sommerpause mit einer zweiten Fort-
bildungsstaffel zum Bildungsauftrag der Kinderta-
geseinrichtungen beginnen und im nächsten Jahr die 
Fortbildungsangebote deutlich ausbauen. 

In Zukunft werden wir darüber hinaus vor allem für 
das Leitungspersonal ergänzende Angebote bekom-
men. Herr Dr. Klug, die Fachhochschule Kiel plant 
in der Tat einen sechssemestrigen Bachelor-Stu-
diengang Bildung und Erziehung als Aufbaustudien-
gang. Das war ein wichtiges Anliegen der Erzieherin-
nen, denn hier werden Module einer Fachschulausbil-
dung anerkannt, sodass eine an einer Fachschule aus-
gebildete Erzieherin bei einem Studium an der Fach-
hochschule nicht von vorn beginnen muss, sondern es 
werden Module für ein Aufbaustudium anerkannt. Ich 
finde, das ist ein ganz wichtiges Element. Ferner plant 
die Universität Flensburg, den Bereich Elementar-
pädagogik in den Studiengang Vermittlungswissen-
schaften zu integrieren. Ich glaube, das ist eine gute 
und wichtige Entwicklung. 

Diese Novellierungen sind sehr umfassend und wer-
den derzeit vorbereitet. Der entsprechende Gesetz-
entwurf wird dem Kabinett Anfang August vorgelegt 
werden. 

Zum Änderungsantrag des SSW will ich noch sagen: 
Meine wichtigste Botschaft ist die, die hier schon 
mehrfach wiederholt worden ist: Die Höhe des Lan-
deszuschusses soll in der vor uns liegenden Wahlpe-
riode nicht angetastet werden. Das ist eine riesige 
Kraftanstrengung! 

(Beifall bei SPD und CDU) 

Ich will gern hinzufügen: Wir erwarten solche Kraft-
anstrengungen allerdings auch von den Kommunen 
als den Trägern der Einrichtungen. 

(Beifall) 

Ja, ich finde, wenn wir als Land so viel Geld in die 
Hand nehmen und dies für fünf Jahre absichern wol-
len, dann können wir von den Kommunen auch bei 
schwieriger Finanzlage, in der sich das Land ebenfalls 
befindet, erwarten, dass sie ihre Anstrengungen in der 
frühkindlichen Bildung aufrechterhalten. 

Nun geht es darum, die bisherige Regelung dauerhaft 
abzusichern. Ich weiß nicht, warum hier eine Sen-
kung des Standards durch das Kita-Gesetz an die 
Wand gemalt wird und dadurch unnötige Unsicher-
heit und Verunsicherung entstehen. Standards im 
Kita-Gesetz stehen nicht zur Disposition. Ich will es 
eher positiv formulieren: Sie weisen den Weg zu 
mehr Bildung und Erziehung in den Kindertagesein-
richtungen und sind unersetzlich für Mitarbeiterinnen, 
Eltern und alle Betroffenen. Ich glaube, wir sind uns 
im Bereich der frühkindlichen Bildung alle sehr einig. 
Wir könnten das Gesetz eigentlich gemeinsam auf 
den Weg bringen. 

(Beifall bei SPD und CDU) 

Vizepräsidentin Frauke Tengler: 

Ich danke der Frau Ministerin. - Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. Ich schließe die Beratung. 

Es ist beantragt worden, die Anträge an den Bil-
dungsausschuss und mitberatend an den Sozialaus-
schuss zu überweisen. Wer dem so zustimmen will, 
den bitte ich um sein Handzeichen. - Gegenstim-
men? - Stimmenthaltungen? - Somit ist die Aus-
schussüberweisung einstimmig beschlossen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 9 auf: 
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Sicherung der Ausbildung in der Altenpflege 

Antrag der Fraktionen von CDU und SPD 
Drucksache 16/108 

Änderungsantrag der Fraktion der FDP 
Drucksache 16/135 

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das ist 
nicht der Fall. Ich eröffne die Aussprache. Herr Ab-
geordneter Torsten Geerdts hat das Wort. 

Torsten Geerdts [CDU]: 

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Der Kollege Baasch hat auch einen „Spiegel“. 

(Heiterkeit und Beifall) 

Das Land Schleswig-Holstein finanziert zurzeit 
1.000 Plätze in der Altenpflegeausbildung. Die Bun-
desagentur für Arbeit ist an der Finanzierung von 
weiteren 800 Plätzen beteiligt. Die Bundesagentur 
kann aufgrund bundesgesetzlicher Änderungen nur 
noch bis zum 31. Dezember 2005 eine dreijährige 
Ausbildung finanzieren. Damit sind zum Jahresende 
ganz konkret einige hundert Ausbildungsplätze in der 
Altenpflege gefährdet. Insofern besteht ganz konkret 
Handlungsbedarf. 

Was hilft es eigentlich in der Praxis, wenn wir in 
einigen Monaten das Recht auf eine menschenwürdi-
ge Pflege und den Schutz von Pflegebedürftigen als 
Staatsziel in unsere Landesverfassung aufnehmen und 
zeitgleich feststellen müssen, dass der Pflegekräfte-
mangel im Lande Schleswig-Holstein noch zuneh-
men wird? Wir benötigen auch in Zukunft gut ausge-
bildete Pflegekräfte. Sie schaffen die Grundvoraus-
setzung, um eine menschenwürdige Pflege überhaupt 
gewährleisten zu können. Um die bisher mit Mitteln 
der Bundesagentur für Arbeit finanzierten Plätze in 
den Altenpflegeschulen zu erhalten, haben die Frakti-
onen von CDU und SPD diesen gemeinsamen Antrag 
eingebracht. Dabei geht es uns um die Finanzierung 
des dritten Ausbildungsjahres, denn die Bundesagen-
tur stellt ihre Mittel natürlich nur zur Verfügung, 
wenn auch das dritte Jahr durchfinanziert ist. 

Wir fordern die Landesregierung auf, durch Um-
schichtung von Haushaltsmitteln für die arbeits-
marktpolitischen Maßnahmen diese Altenpflegeaus-
bildungsplätze abzusichern. Die Landesregierung hat 
erklärt, dass es ihr vorrangiges Ziel sei, Beschäfti-
gung im ersten Arbeitsmarkt zu fördern. Über 95 % 
der ausgebildeten Altenpflegerinnen und Altenpfleger 
finden umgehend nach dem Ende ihrer Ausbildung 
eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung. 
Wenn es uns nicht gelingt, diese exzellenten Ausbil-
dungsplätze zu erhalten, dann werden wir auch andere 
Ziele unserer Sozialpolitik verfehlen. 

Pflege ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe. Die 
Verantwortung für eine gute Pflege muss ein selbst-
verständliches Anliegen aller gesellschaftlichen Kräf-
te werden. Wir als CDU-Landtagsfraktion erwarten, 
dass die Landesregierung gerade in dieser Frage mit 
bestem Beispiel vorangeht. Gefordert ist hier die So-
zialministerin, aber auch der Arbeitsminister mit sei-
ner Zuständigkeit für die Arbeitsmarktprogramme. 

Ich möchte diese Debatte aber auch nutzen, um auf 
berechtigte Sorgen junger Menschen, die bereit sind, 
eine Altenpflegeausbildung zu durchlaufen, hinzu-
weisen. Junge Schulabgänger müssen sich nicht nur 
die Frage beantworten, ob sie fachlich in der Lage 
sind, einen so anspruchsvollen und verantwortungs-
vollen Beruf zu ergreifen. Sie müssen sich zusätzlich 
damit auseinander setzen, ob sie überhaupt einen 
Praxisbetrieb finden, ob ihnen ein Schulplatz zugesi-
chert wird und welche Kosten während der Ausbil-
dungszeit entstehen. Was muten wir Ausbildungswil-
ligen hier eigentlich alles zu? Menschen, die sich für 
diese Ausbildung entscheiden, bringen eine große 
Portion Idealismus mit. Seien wir ganz ehrlich: Der 
Wert der Berufe in der Altenpflege wird von allen 
immer wieder betont, aber eine große Anerkennung in 
der Gesellschaft gibt es dafür noch nicht. 

Wir wollen mit unserer Initiative einen Beitrag dazu 
leisten, jedem für diesen Beruf geeigneten Schulab-
gänger einen Platz anbieten zu können. Wir reden 
heute über die Sicherstellung bestehender Ausbil-
dungsplätze. Sich aber allein darauf zu konzentrieren 
wäre zu kurz gesprungen. Auf die Altenpflege kom-
men aufgrund der demographischen Entwicklung und 
wegen der zu erwartenden Zahl altersdementer Pfle-
gebedürftiger ganz neue Herausforderungen zu. Unser 
oberstes Ziel ist die Verbesserung des Lebensalltags 
von Pflegebedürftigen und die Verbesserung der Ar-
beitssituation von Pflegekräften. 

Lieber Kollege Heiner Garg, wir werden als Koalition 
an dem Ziel arbeiten, integrierte Ausbildungsgänge 
auf unterschiedlichen Ebenen anzustreben. Schauen 
Sie sich unseren Koalitionsvertrag einmal an. Wir 
finden es schön, wenn auch die FDP dem entspre-
chenden Teil des Koalitionsvertrages zustimmen und 
auch diesen Teil gemeinsam mit uns abarbeiten wür-
de.  

Die von uns allen gemachten Äußerungen, wenn es 
einmal wieder einen Pflegeskandal im Land gab, 
dürfen keine Lippenbekenntnisse gewesen sein. Man 
kann mit den Sozialpolitikern in fast allen Bereichen 
über Einsparungen reden. Im Pflegebereich sind sie 
aber nachweislich nicht möglich. 

(Vereinzelter Beifall bei der SPD) 



290 Schleswig-Holsteinischer Landtag (16. WP) - 6. Sitzung - Mittwoch, 15. Juni 2005 

(Torsten Geerdts) 

 

Unsere konkrete Politik muss sich an dem Staatsziel 
„Recht auf eine menschenwürdige Pflege“ messen 
lassen. Dieses Staatsziel wollen wir in einigen Mona-
ten hier beschließen. Aus diesem Grund müssen wir 
hier jetzt etwas für die Sicherung der Altenpflege tun 
und die Wahlperiode dann auch nutzen, um die Quali-
tät der Altenpflegeausbildung deutlich zu verbessern. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Vizepräsidentin Frauke Tengler: 

Wir danken dem Herrn Abgeordneten Torsten 
Geerdts. - Für die SPD-Fraktion erhält nun die Frau 
Abgeordnete Jutta Schümann das Wort. 

Jutta Schümann [SPD]: 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Eine gute, qualifizierte Ausbildung ist ein zentraler 
Baustein für Qualitätssicherung in der Pflege. An-
ders als zum Beispiel in den angelsächsischen Län-
dern befinden sich die Professionalisierungsprozesse 
der Pflege nach meinem Dafürhalten in Deutschland 
noch in den Anfängen. Mit einem Erlass von 1989 - 
ich denke, man darf auch einmal zurückblicken - hat 
die Landesregierung erstmals die Altenpflegeausbil-
dung inhaltlich geregelt und durch Landeszuschüsse 
die Schulgeldfreiheit abgesichert. 

Wer vor dieser Zeit den Beruf der Altenpflegerin 
beziehungsweise des Altenpflegers ergreifen wollte, 
musste seinen Lebensunterhalt aus eigener Tasche 
finanzieren und das Schulgeld noch mitbringen, es sei 
denn, sie beziehungsweise er hatte Anspruch auf eine 
Umschulung nach dem Arbeitsförderungsgesetz; dann 
wurden die Kosten von der Arbeitsverwaltung über-
nommen. Traditionell ist deshalb die Altenpflege ein 
klassischer Umschulungsberuf. Lange Zeit belief 
sich das zahlenmäßige Verhältnis von umgeschulten 
zu normalen Schülern auf zwei Drittel zu ein Drittel; 
heute beläuft es sich auf etwa 50 : 50. Schon seit Jah-
ren besteht vonseiten der Arbeitsverwaltung die For-
derung, die dreijährige Ausbildung auf zwei Jahre zu 
verkürzen. Dieses wird nun Realität. Mein Kollege 
Geerdts hat schon darauf hingewiesen. 

Durch die Verabschiedung des Altenpflegegesetzes 
auf Bundesebene im Jahre 2003 sind erstmals einheit-
liche Ausbildungsstandards festgelegt und die Aus-
bildungszeit auf drei Jahre festgeschrieben worden. 
Auch dieses ist eine wichtige Voraussetzung für die 
Qualitätssicherung in der Pflege und eine Gleichstel-
lung mit anderen Berufen in der Pflege. 

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei CDU 
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Es bedeutet aber auch einen weiteren notwendigen 
Schritt im Bereich der Pflegeausbildung im europäi-
schen Vergleich. 

Im Zuge dieser Gesamtentwicklung hat sich die Al-
tenpflegeausbildung in Schleswig-Holstein in den 
letzten Jahren qualitativ weiterentwickelt. Die Aus-
bildungskapazitäten und Ausbildungsstätten, traditio-
nell vorwiegend bei den freien Trägern, wurden zu 
anerkannten Aus- und Weiterbildungsstätten aus-
gebaut. Dort werden im Schnitt jährlich circa 1.100 
Schülerinnen und Schüler beziehungsweise Auszubil-
dende ausgebildet. Die Finanzierung dieser Ausbil-
dung erfolgt aus unterschiedlichen Quellen: durch 
Arbeitsverwaltung und Landesmittel, aber leider gibt 
es heute auch schon wieder Selbstzahler. 

Der Rückzug der Arbeitsverwaltung aus der Gesamt-
finanzierung gefährdet aktuell die bestehenden Aus-
bildungsstrukturen. Deshalb ist es dringend notwen-
dig, nach neuen Regelungen zu suchen. Das ist Ziel 
unseres Antrages. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wenn wir die pfle-
gerische Versorgung für die Zukunft sicherstellen 
wollen, müssen wir uns in den nächsten Jahren um 
die Weiterentwicklung der Pflegeausbildung und um 
ihre Neustrukturierung im Berufsfeld Gesundheit 
kümmern. Die demographische Entwicklung in 
Deutschland und der Strukturwandel im Gesund-
heitswesen bringen grundsätzlich neue Anforderun-
gen an die Aus- und Weiterbildung für Pflegeberufe 
mit sich; das gilt auch für die Kranken- und Kinder-
krankenpflege. Die neuen Entwicklungen beziehen 
sich vor allem auf die im Gesundheitsstrukturgesetz 
und im Pflegeversicherungsgesetz verankerte Aus-
weitung der Gesundheitsförderung, der Prävention 
und Rehabilitation sowie auf den Vorrang der ambu-
lanten medizinischen und pflegerischen Versorgung 
und die Unterstützung von Selbstverantwortlichkeit 
und von Selbsthilfepotenzialen des kranken, des alten 
und des behinderten Menschen. 

Mit der eingeleiteten engen Zusammenarbeit der 
Leistungssysteme im Gesundheits- und Sozialwesen 
entstehen neue Versorgungsstrukturen, neue Arbeits-
konzepte und in deren Folge neue Qualifikationsan-
forderungen insbesondere für Pflegekräfte. Wir müs-
sen in Schleswig-Holstein auch etwas für die Ausbil-
dungsbereitschaft tun. Die Ausbildungsbereitschaft 
von vielen Menschen hat in Schleswig-Holstein dra-
matisch nachgelassen. Wir müssen das Image und das 
Profil der Pflegeberufe verbessern. Negative Bericht-
erstattung über gefährliche Pflege und Schuldzuwei-
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sungen in Richtung Pflegekräfte sind absolut kontra-
produktiv. 

(Beifall bei SPD, CDU und vereinzelt bei 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Lieber Kollege Garg, auch bei uns besteht also die 
Absicht, mittel- und langfristig etwas zu verändern. 
Die bestehenden Modelle zum Beispiel in Flensburg - 
ich kenne sie sehr gut; ich habe an der Entstehung 
einmal mitgewirkt - sind ein wichtiger Schritt in diese 
Richtung. Es gilt aber auch viele strukturelle und 
gesetzliche Hemmnisse zu überwinden. Auch Sie 
wissen, dass es dort unterschiedliche Regelungsme-
chanismen gibt. Wir haben das Ziel einer integrativen 
Pflegeausbildung auf allen Ebenen im Koalitionsver-
trag vereinbart. Insofern freue ich mich auf die weite-
re Erarbeitung neuer Konzepte für eine verbesserte 
integrative Pflegeausbildung. 

(Beifall bei SPD, CDU und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Frauke Tengler: 

Wir danken der Frau Abgeordneten Schümann. - Für 
die FDP erteile ich Herrn Abgeordneten Dr. Heiner 
Garg das Wort. 

Dr. Heiner Garg [FDP]: 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Damit kein falscher Eindruck entsteht: Der Antrag 
der Koalitionsfraktionen ist völlig richtig, er ist nicht 
nur notwendig, sondern er ist längst überfällig, denn 
nach dem Auslaufen der Sonderregelung nach dem 
SGB  III, die bereits zum 31. Dezember 2004 ausge-
laufen ist, hätten schon längst konkrete Vorstellungen 
erarbeitet werden müssen. 

Was mich an dem Antrag etwas gewundert hat - das 
schließt sich dann nahtlos an die vorangegangene 
Debatte an -, ist, dass zwei profilierte Sozialpolitiker - 
und ich meine das ganz ernst, liebe Kollegin Schü-
mann und lieber Kollege Geerdts - der beiden großen 
Volksparteien keinen einzigen konkreten Vorschlag 
formulieren, wie sie sich eine solche Regelung eigent-
lich vorstellen. Darüber war ich ein bisschen ent-
täuscht. Es hätte Ihnen gut zu Gesicht gestanden, ganz 
konkret aufzuschreiben, wie Sie sich die Neurege-
lung, die Neufinanzierung vorstellen. Ich finde des-
halb, dass es höchste Zeit ist, dass wir uns im Aus-
schuss nicht nur mit der konkreten Ausgestaltung 
ihres Punktes beschäftigen, sondern auch mit der 
konkreten Weiterentwicklung, wie die FDP-Fraktion 
das vorgeschlagen hat. 

(Beifall bei FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW) 

Eine Umstrukturierung der Ausbildung hat bisher 
nicht stattgefunden. Das Land muss deshalb bereits 
jetzt zu Beginn der Ausbildung eine finanzielle Absi-
cherung des dritten Ausbildungsjahres sicherstellen, 
wenn es weiterhin von der Förderung profitieren will. 
Die Sicherung der Finanzierung der Schulkosten ist 
dabei ein wesentlicher Bestandteil. Ob und inwieweit 
darüber hinaus der Lebensunterhalt durch eine Aus-
bildungsvergütung abgedeckt werden kann, ist dabei 
noch gar nicht berücksichtigt. Ich denke an die vielen, 
vielen Debatten, die wir hier im Landtag darüber 
geführt haben, dass wir endlich eine Ausbildungsver-
gütung hinbekommen, dass wir endlich eine bundes-
einheitliche Regelung im Altenpflegeberuf hinbe-
kommen, und deshalb dürfen wir da nicht stehen 
bleiben, sondern wir müssen weitermachen. 

Eines ist ganz sicher: Die Umlegung der Schulkos-
ten für die Ausbildung auf die Altenpflegeschüler - 
wie man das in der „Dithmarscher Landeszeitung“ 
vom 22. Juli 2004 lesen konnte -, wie von Trägern der 
Pflegeschulen empfohlen, ist derzeit rechtlich nicht 
möglich. Ich sage, Gott sein Dank ist sie rechtlich 
nicht möglich. Sicher ist auch, dass wir in Schleswig-
Holstein gezwungen sein werden, eine landesweite 
Bedarfsplanung an Pflegekräften zu entwickeln, um 
die jeweilige Auslastung in den Pflegeschulen und 
deren Kosten ermitteln zu können. So können die 
Pflegeschulen bis heute nicht abschätzen, wie viele 
Pflegekräfte sie im nächsten Schuljahr auszubilden 
haben und wie hoch der Bedarf an Ausbildungsplät-
zen sein wird. So können weder die Pflegeschulen 
noch die Einrichtungen selber eine mittelfristige Per-
sonalplanung durchführen. 

Ich habe das Drama um die bundeseinheitliche Alten-
pflegeausbildung gerade erwähnt. Deshalb: Wir müs-
sen die Pflegeberufe weiterentwickeln. Die neue 
Landesregierung sollte die Neuregelung der Finanzie-
rung der Ausbildung in der Altenpflege zum Anlass 
nehmen, um die Ausbildung in den Pflegeberufen 
insgesamt neu zu strukturieren. Ich finde, hier könnte 
Schleswig-Holstein federführend und beispielgebend 
voranschreiten. 

(Beifall der Abgeordneten Monika Heinold 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Basierend auf den Erfahrungen, die im Rahmen des 
Flensburger Modellprojektes zur integrierten Ausbil-
dung in der Kranken-, Kinderkranken- und Altenpfle-
ge gesammelt worden sind, ist die bisherige getrennte 
Ausbildung zusammenzuführen. 

Gerade in einer älter werdenden Gesellschaft werden 
die Übergänge zwischen Alten- und Krankenpflege 
immer fließender. Hierbei sind die jetzigen getrennten 
Ausbildungsgänge aus meiner Sicht nicht mehr zeit-
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gemäß. In der Altenpflege werden die grundlegenden 
medizinischen Kenntnisse der Kranken- und Kinder-
krankenpflege immer wichtiger, während die Ausbil-
dung der Kranken- und Kinderkrankenpflege immer 
mehr Bereiche der Altenpflege ebenfalls berücksich-
tigen muss. Das bedeutet zwangsläufig auch eine 
andere Organisation der Altenpflegeschulen und de-
ren Finanzierung. 

Wir haben deshalb einen Vorschlag vorgelegt, den ich 
wegen der knappen Zeit nur ganz kurz skizzieren 
möchte; Sie können ihn auch in dem Antrag sehen. Er 
greift diese Entwicklung auf, dass man immer mehr 
medizinische Anteile in den Altenpflegeberufen 
integrieren muss. Das sehen Sie, wenn Sie nur in ein 
einziges Altersheim gehen, nämlich dass dort fast nur 
noch Schwerstpflegebedürftige versorgt werden. Das 
ist ein Ausfluss des Grundsatzes „ambulant vor stati-
onär“, der richtig ist, aber dann muss man die Pflege-
rinnen und Pfleger auch fit machen, damit sie sich 
dieser Herausforderung stellen können. Wir schlagen 
deshalb eine zweijährige Basisausbildung vor, die 
alle gemeinsam absolvieren. Es folgt dann ein einjäh-
riges Spezialisierungsmodul, wo sich die jungen 
Menschen entscheiden können, ob sie den Zweig 
Altenpflege, den Zweig Krankenpflege oder Kinder-
krankenpflege wählen. Damit dieser Beruf - ich glau-
be, das ist noch viel wichtiger als Sonntagsreden hier 
oder in Grußworten - endlich die Anerkennung findet, 
die er verdient, 

(Beifall bei der FDP und der Abgeordneten 
Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]) 

sollte damit nicht Schluss sein, sondern es sollte Wei-
terqualifizierungsmöglichkeiten geben, zum Beispiel 
ein Studium zum Pflegemanagement oder der Pfle-
gewissenschaften. 

All dies zusammenzuführen, all dies in Modulen in 
Zukunft neu zu strukturieren und all dies - das sage 
ich auch ganz deutlich - natürlich bundeseinheitlich 
zu regeln, ist eine riesige Aufgabe. Aber ich glaube - 
wenn ich die Vorredner richtig verstanden habe -, 
dass es Spaß machen könnte, im Sozialausschuss an 
dieser Herausforderung gemeinsam zu arbeiten, und 
da könnte Schleswig-Holstein wirklich einmal weg-
weisend und federführend sein. 

(Beifall bei FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, SSW und vereinzelt bei CDU und 
SPD) 

Vizepräsidentin Frauke Tengler: 

Wir danken Ihnen. - Das Wort für die Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN erhält Frau Abgeordne-
te Monika Heinold. 

Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die 
Ausnahmeregelung - wir haben es gehört - der drei-
jährigen Finanzierung der Umschulung zur Alten-
pflegerin, zum Altenpfleger durch die Bundesagentur 
ist ausgelaufen. Dieser Beschluss des Bundestages in 
Übereinstimung mit dem Bundesrat hat mehrere Kon-
sequenzen. Die Ausnahmeregelung der dreijährigen 
Förderung gilt letztmalig bis zum 31. Dezember 
2005. Dies bedeutet Bestandsschutz für alle begonne-
nen Maßnahmen und endlich Verhaltensklarheit in 
diesem Jahr. Die Träger der praktischen Ausbildung 
übernehmen im dritten Jahr die Weiterbildungskos-
ten, Fahrtkosten, Kosten für auswärtige Unterbrin-
gung, Verpflegung und Kinderbetreuung sowie die 
Ausbildungsvergütung. Das bedeutet keine finanzielle 
Mehrbelastung der Altenpflegeschulen. Die Träger 
der praktischen Ausbildung können diese Kosten in 
den Pflegesätzen berücksichtigen.  Diese Refinanzie-
rungsmöglichkeit kann - das wissen wir - zu einer 
Mehrbelastung über die Pflegesätze führen. 

Mit dieser Beschlusslage gibt es nun endlich Klarheit 
und jetzt ist es die Aufgabe der Landesregierung zu 
handeln, so wie es im Antrag von CDU und SPD 
steht, und auch Aufgabe der Landesregierung, klare 
und verlässliche Regelungen hinsichtlich der Finan-
zierung der Altenpflegeschulen zu schaffen. 

Durch die unklare Finanzierungsstruktur bis zur Ent-
scheidung im Bundestag war es Anfang des Jahres zu 
einer unhaltbaren Situation gekommen, die bis hin 
zum Stillstand führte. Weder die Arbeitsagenturen 
noch die Schulen oder die Auszubildenden hatten 
Planungssicherheit. So gab es länderübergreifend in 
diesem Jahr so gut wie keine Altenpflegeausbildung 
als Umschulungsmaßnahme, die durch die Bundes-
agentur finanziert wurde. Dieser Zustand hat die Al-
tenpflegeschulen in existenzielle Nöte gebracht und 
hat noch einmal deutlich gemacht, dass wir so die 
Initiative der Landesregierung „PflegePlus“ werden 
nicht umsetzen können. 

SPD und Grüne haben 2000 ein eigenes Altenpflege-
ausbildungsgesetz für Schleswig-Holstein beschlos-
sen. Außerdem haben wir hier im Land seit dem ver-
gangenen Jahr verbindliche Vorgaben für eine Alten-
pflegehilfeausbildung. Das Land finanziert seit Jahren 
einen Großteil der Ausbildungsplätze in gleicher Hö-
he wie die Bundesagentur. Im Rahmen der Pflege-
qualitätsoffensive und im Rahmen von „PflegePlus“ 
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ist die Zahl der landesgeförderten Ausbildungsplätze 
angehoben worden. Das Land engagiert sich also 
bereits erheblich in diesem Bereich und dennoch 
bleiben genug Herausforderungen für die Zukunft. 
Das macht die heutige Debatte deutlich. 

Es ist notwendig, dass die Landesregierung Träger 
und Schulen bei der Finanzierung des dritten Jahres 
der Umschulungsmaßnahme unterstützt. Auch dieses 
steht im Antrag der großen Koalition. Die große Koa-
lition fordert jetzt klare und verlässliche Regelungen. 
Dagegen spricht nichts, das ist notwendig. Insofern 
können wir dem Antrag zustimmen, wenn er denn 
hilft, dass die Landesregierung dieses jetzt auch tut. 

Präziser und weitergehender - Herr Garg hat das eben 
erläutert - ist der Antrag der FDP, weil dieser Antrag 
bereits inhaltliche Eckpfeiler aufweist, wie sie sich 
eine Struktur der Ausbildung in diesem Bereich vor-
stellen. Meine Fraktion unterstützt den Antrag der 
Fraktion der FDP. Sie glaubt, dass es richtig ist, in 
Modulen im Sinne des Flensburger Modells ein Stück 
weiterzukommen - mit der zweijährigen Basisausbil-
dung und einem einjährigen Spezialisierungsmodul 
sowie Zusatzmodulen für die Fort- und Weiterbil-
dung. Damit würde der Pflegeberuf insgesamt ge-
stärkt und das ist bitter notwendig. 

An dieser Stelle noch ein Letztes: Ich bewundere oft 
die Menschen, die in den Pflegeinrichtungen arbeiten. 
Sie verdienen relativ wenig, die gesellschaftliche 
Anerkennung ist nicht so furchtbar hoch und es ist 
eine ziemliche Knochenarbeit. Ich finde, wir können 
sehr froh sein, dass es Menschen gibt, die diesen Be-
ruf mit Elan und Engagement ausüben. 

(Beifall im ganzen Haus) 

Vizepräsidentin Frauke Tengler: 

Ich danke der Frau Abgeordneten Heinold. - Für den 
SSW erhält Herr Abgeordneter Lars Harms das Wort. 

Lars Harms [SSW]: 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Qualitätspflege kann nur von qualifizierten 
Fachkräften gewährleistet werden. Hier im Landtag 
sind wir uns sicherlich einig darüber, dass die Reform 
der letzten Jahre ganz entscheidend dazu beigetragen 
hat, dass wir in Schleswig-Holstein einen Standard 
erreicht haben, hinter den wir einfach nicht mehr 
zurückgehen dürfen. 

Ältere Menschen, die durch eine wachsende Zahl von 
Handicaps darum wissen, dass sie in absehbarer Zeit 
auf Hilfe angewiesen sein werden, schauen sehr ge-
nau hin, was hiesige Einrichtungen zu bieten haben, 

unter anderem, wie hoch der Anteil von qualifizier-
tem Personal ist. 

Der SSW begrüßt ausdrücklich diese wachsende 
Dienstleistungsorientierung bei den Kunden; denn 
nichts anderes sind Menschen, die am Ende ihres 
Lebens auf Assistenz bei der Bewältigung ihres All-
tags angewiesen sind. 

Durch die bundeseinheitliche Ausbildung, die den 
Altenpflegeschülerinnen und -schülern neben einem 
professionellen Standard auch eine Ausbildungsver-
gütung garantieren soll, konnte die Zahl der jungen 
Menschen, die sich zu diesem Beruf entschlossen, auf 
ein hohes Niveau geführt werden. Auch wer sich nach 
seiner Erstausbildung für die Altenpflege entscheidet, 
sollte diese Bedingungen nutzen können. Ich halte 
nichts von einer Ungleichbehandlung in der Ausbil-
dung, nur weil der eine direkt nach der Schule zur 
Altenpflege kommt, sein Kollege aber erst nach eini-
gen Berufsjahren als Umschüler. 

In der Realität findet aber hier genau eine Ungleich-
behandlung statt. Aufgrund eines Kompromisses im 
Vermittlungsausschuss des Bundesrates werden zu-
künftige Umschüler nur noch zwei Jahre von den 
Agenturen für Arbeit gefördert. Nach zwei Dritteln 
der Ausbildung ist Schluss. Danach muss der Träger 
der praktischen Ausbildung die Ausbildungsvergü-
tung bezahlen und die Weiterbildungskosten wie 
Fahrtkosten, Kinderbetreuungskosten und so weiter, 
erstatten. Die Länder stellen die Finanzierung der 
Schulkosten sicher. 

Quer durch die Parteien ging nach Bekanntwerden 
des Beschlusses im April ein Aufschrei. So ist das 
eben bei einer Politik hinter verschlossenen Türen, 
wie sie typisch für den Vermittlungsausschuss ist: 
Am Ende will es wieder einmal niemand gewesen 
sein. 

Lieber Kollege Astrup, dem Land Schleswig-Holstein 
wird nach dem Auslaufen der Bundesregelungen die 
Finanzierung der Umschulung aufgebürdet. Das ist 
definitiv falsch! Oder freut Sie das? 

Unter diesen Bedingungen ist es fraglich, ob Umschü-
ler überhaupt die Chance haben, eine Ausbildung 
anzufangen. Vor dem Hintergrund der demographi-
schen Entwicklung werden wir aber in den nächsten 
Jahren wesentlich mehr qualifiziertes Personal brau-
chen. Da macht es durchaus Sinn, auch ältere Perso-
nengruppen mit einzubinden. Sonst passiert uns das 
Gleiche wie seinerzeit im Bereich der Lehrer. Junge 
Leute wurden massenhaft eingestellt, die jetzt der 
Pension entgegensehen, und der Unterbau ist nicht 
breit auf alle Generationen verteilt. Genau diese Ent-
wicklung, dass uns in 20 bis 30 Jahren die qualifizier-
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ten Kräfte auf einmal wegbrechen, müssen wir ver-
hindern. Das ist nur möglich, wenn man Erstausbil-
dung und Umschulung in gleicher Art und Weise 
unterstützt. 

(Beifall bei SSW, FDP und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN) 

Der SSW plädiert für eine solide Ausbildung, die 
keine Unterschiede zwischen Erstausbildung und 
Umschulung macht. Im Vermittlungsausschuss war 
nur ein fauler Kompromiss durchzusetzen. Ihn als 
Rechts- und Finanzierungssicherheit zu feiern, wie 
das die SPD-Bundestagsfraktion tut, verhöhnt die 
Menschen, die durch eine Ausbildung ihre Arbeitslo-
sigkeit beenden wollen, und hat mit nachhaltiger Pla-
nung nichts mehr zu tun. 

Nun müssen wir sehen, wie wir als Land Schleswig-
Holstein die Umschulung seriös finanzieren. Ich plä-
diere dafür, die Entwicklung der Zahlen der Umschü-
ler sehr genau zu beobachten und zu schauen, ob sie 
wirklich massiv zurückgehen, damit man gegensteu-
ern kann. Ich hoffe eben nicht, dass sie zurückgehen. 

Beide Anträge, die uns heute vorliegen, sind sicher-
lich im Kern gut und unterstützenswert. Ich würde 
mich freuen, wenn es möglich wäre, im Sozialaus-
schuss zu diesem Thema eine gemeinsame Entschlie-
ßung zu erarbeiten, und als Landtag gemeinsam für 
eine vernünftige Ausbildung in der Altenpflege ein-
stehen könnte. Meine Vorredner haben es bereits 
gesagt: Das haben die Betroffenen, die Leute, die sich 
in diesem Bereich beruflich engagieren, durchaus 
verdient. 

(Beifall bei SSW, FDP, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der Abgeordneten Jutta Schü-
mann [SPD]) 

Vizepräsidentin Frauke Tengler: 

Danke, Kollege Harms. - Für die Landesregierung 
erhält Frau Ministerin Dr. Trauernicht-Jordan das 
Wort. 

Dr. Gitta Trauernicht, Ministerin für Soziales, Ge-
sundheit, Familie, Jugend und Senioren: 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Solidarität zu stiften und Lebensqualität im 
Alter zu fördern, gehört zur politischen Agenda der 
Landesregierung. Deswegen werden wir auch die 
Qualitätsoffensive „PflegePlus“ in den nächsten 
Jahren mit aller Kraft fortsetzen. 

Vor diesem Hintergrund freue ich mich über die 
Würdigung der Leistungen der Landesregierung in 
den letzten Jahren auch im Bereich der Pflege. Vielen 

Dank, Frau Heinold. Sie haben sie noch einmal sys-
tematisch aufgelistet. Das brauche ich also nicht mehr 
zu tun. 

Mit Blick auf die Ausbildung möchte ich aber noch 
einmal betonen, dass das Land in den Jahren von 
1999 bis 2004 seine Anstrengungen finanziell ver-
doppelt hat 

(Beifall bei SPD und SSW) 

und dass damit die Zahl der Ausbildungsplätze in 
Schleswig-Holstein insgesamt um ein Drittel gestei-
gert werden konnte. Zurzeit gibt es 2.100 Ausbil-
dungsplätze im Land. 

Aber - das ist auch in den Debattenbeiträgen deutlich 
geworden - die Arbeitsverwaltung hat eine sehr 
wichtige Rolle gespielt, was vor dem Hintergrund der 
Geschichte dieses Berufes als Umschulungsberuf 
auch verständlich ist. Fast 1.000 Ausbildungsplätze 
im Land werden durch die Arbeitsverwaltung finan-
ziert. 

Durch Ihre Beiträge ist auch deutlich geworden: Wir 
stehen vor einer ganz wichtigen Entscheidung. Dabei 
geht es um die Frage, ob wir mit Unterstützung des 
Landes und auch potenziell anderer Zahler diese 
Ausbildungsplätze aufrechterhalten können oder ob 
es zu einem Wegbrechen dieser Ausbildungsplätze 
kommt. 

Ich glaube, ich muss es nicht weiter ausmalen. Wir 
brauchen diese Ausbildungsplätze, damit wir genü-
gend qualifiziertes Personal für die Aufgaben der 
Zukunft haben. Deswegen müssen wir alle Kraft dar-
auf richten, dass diese Ausbildungsplätze erhalten 
bleiben. 

(Beifall) 

Die finanzielle Basis ist das eine. Aber deutlich ge-
worden ist in Ihren Beiträgen auch: Wir haben orga-
nisatorische und vor allen Dingen auch inhaltliche 
Fragen zu bewältigen. Zwar gibt es einige Lösungen 
für hier angesprochene Probleme, wie mir meine 
zuständige Fachreferentin gerade zurief, insbesondere 
für das schwierige Thema der Ausbildungsvergü-
tung. Das können wir im Ausschuss miteinander 
klären. Aber Sie haben völlig Recht: Es gibt andere 
inhaltliche Aspekte, die ich hier auch noch einmal 
aufgreifen möchte. 

Das Thema der integrierten Ausbildung ist vor dem 
Hintergrund der sich verändernden Zusammensetzung 
in den Altenpflegeeinrichtungen völlig plausibel. Wir 
kommen ohne eine solide Krankenpflegeausbildung 
im Altenheim auch nicht mehr zurecht. Deswegen ist 
das Konzept der integrierten Versorgung der Weg 
der Zukunft, den wir auch miteinander gehen wollen. 
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Dafür gibt es auch Voraussetzungen im Bundesal-
tenpflegegesetz. 

Wir haben uns mit Modellen auf den Weg gemacht, 
die anderen Länder haben dies auch getan. Morgen 
und übermorgen gibt es eine bundesweite Veranstal-
tung bei uns im Haus. Wir werden uns über unsere 
Erfahrungen austauschen und auf der Basis dieser 
Erfahrungen die nächsten Schritte für die Zukunft in 
Schleswig-Holstein planen können. 

Sie haben weitere Aspekte angesprochen. Auf einige 
möchte ich noch eingehen, insbesondere auf die Tat-
sache, dass sich die Versorgungslandschaft im Ge-
sundheitsbereich und im Bereich der Altenpflege 
völlig verändert. Zunehmend mehr Menschen wün-
schen sich, trotz ihrer Gebrechlichkeit am Gemeinwe-
sen teilnehmen zu können. Wenn dies so ist, muss es 
darauf ankommen, die Einrichtungen für das Ge-
meinwesen zu öffnen. Insoweit ist ein großes ehren-
amtliches bürgerschaftliches Potenzial vorhanden. Es 
mangelt nicht am Unterstützungswillen bereiter Be-
völkerungskreise, hier unseren Alten, gebrechlichen 
Menschen beiseite zu stehen. Woran es allerdings 
mangelt, ist die Kompetenz bei den ausgebildeten 
Fachkräften, mit diesen Ressourcen auch optimal 
umzugehen. Immer wieder gibt es Berichte darüber, 
dass dieses Potenzial nicht genutzt wird. 

Ich bin der Ansicht, wir sollten darüber sprechen, 
dass in Zukunft auch die Aufnahme bürgerschaftli-
chen Engagements Ausbildungsinhalt bei der Aus-
bildung der Altenpflegerinnen und Altenpfleger sein 
muss, um die Aufgaben zu bewältigen. 

Das Thema ist ein Thema der Haushaltsplanberatun-
gen. Das wird Sie nicht verblüffen. Denn unsere Vor-
stellung muss es sein, die Schulkosten für das dritte 
Ausbildungsjahr über den Haushalt sicherzustellen. 
Das ist kein schleswig-holsteinisches Thema. Das ist 
ein Thema aller Bundesländer. Wir haben einen 
Kompromiss gefunden. Seit Jahren ist bekannt, dass 
die Finanzierung des dritten Ausbildungsjahres auf 
die Länder zukommt. Wir haben in zähen 
Verhandlungen bewirkt, dass diese für das Jahr 2005 
noch einmal von der Bundesebene übernommen wird. 
Aber im Jahr 2006 kommt die Stunde der Wahrheit. 
Deshalb ist dies auch ein Schlüsselthema der 
Haushaltsplanberatungen - hier und in anderen 
Landtagen. 
Ich freue mich über die Anträge. Ich freue mich über 
die Herausforderungen, die mit dieser Arbeit verbun-
den sind. Wir befinden uns damit in einem gesell-
schaftspolitisch unglaublich wichtigen Thema und 
dieses Thema ist zugleich arbeitsmarktpolitisch von 
großem Interesse. Denn die Menschen, die in diese 
Berufe gehen, können sicher sein, dass ihnen die Ar-
beit in der Zukunft nicht ausgehen wird. 

(Beifall) 

Vizepräsidentin Frauke Tengler: 

Vielen Dank, Frau Ministerin Dr. Trauernicht. - Wei-
tere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Ich schließe 
damit die Beratung. 

Es ist Ausschussüberweisung beantragt worden. Die 
Anträge sollen dem Sozialausschuss überwiesen wer-
den. Wer dem zustimmen will, den bitte ich um das 
Handzeichen. - Gegenprobe! - Das ist damit einstim-
mig so beschlossen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 11 auf: 

Mitwirkung des Schleswig-Holsteinischen Landta-
ges bei der Subsidiaritätskontrolle und dem 
Frühwarnsystem im Zuge europäischer Gesetzge-
bungsverfahren 

Antrag der Fraktionen von CDU und SPD 
Drucksache 16/110 

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das ist 
nicht der Fall. 

Damit eröffne ich die Aussprache und erteile dem 
Herrn Abgeordneten Manfred Ritzek von der CDU-
Fraktion das Wort. 

Manfred Ritzek [CDU]: 

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Kolleginnen 
und Kollegen! „Europa in der Krise“, so sagen viele. 
Der Begriff „Krise“ ist hundertprozentig richtig in 
seiner ursprünglichen griechischen Bedeutung, näm-
lich Wendepunkt. Was sich jetzt abspielen muss, ist 
in der Tat eine Wende; keine Wende gegen die euro-
päische Integration, keine Wende gegen Europa. Aber 
Europa muss für den einzelnen Bürger verständlich 
werden. Die Parlamente müssen an den Entscheidun-
gen beteiligt werden, 

(Vereinzelter Beifall bei der SPD) 

die für die Länder und Regionen relevant sind. Län-
der müssen in Gesetzgebungsverfahren eingebunden 
werden, und zwar bevor diese als Gesetze und Ver-
ordnungen ohne Teilnahme der Landesparlamente 
von der EU verabschiedet werden. 

In der Europäischen Verfassung gibt es ausreichend 
Regelungen, die die Teilnahme der Landesparlamente 
ermöglichen. Da ist als Erstes die Regelung der 
Kompetenzen, also der Zuständigkeiten. Zu unter-
scheiden sind einmal die ausschließlichen Zuständig-
keiten der Union. Diese umfassen zum Beispiel die 
Bereiche Währungspolitik, Zollunion, Abschluss 
internationaler Übereinkommen. Hier halten wir uns 
als Landesparlament heraus. 
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Der zweite Bereich ist der Komplex der geteilten 
Zuständigkeit mit einer Vielzahl von Politikfeldern, 
zum Beispiel Verkehr, Energie, Verbraucherschutz 
und Umwelt. Gemäß Artikel 11 des Verfassungsent-
wurfs haben die Europäische Union und die Mitglied-
staaten die Befugnis, in diesem Bereich gesetzgebe-
risch tätig zu werden und rechtlich bindende Rechts-
akte zu erlassen. Allerdings - so ist das in Artikel 11 
geregelt - nehmen die Mitgliedstaaten nur ihre Zu-
ständigkeiten wahr, sofern und soweit die Europäi-
sche Union ihre Zuständigkeiten nicht ausgeübt hat 
oder entschieden hat, diese nicht mehr auszuüben. 

Wir kennen aus unserem Grundgesetz dieses Prinzip 
der konkurrierenden Gesetzgebungskompetenz.  

Die Einflussnahme durch die Länder auf diesen Poli-
tikfeldern darf aber nicht verloren gehen. 

Der dritte Bereich der Kompetenzen umfasst die Un-
terstützungs-, Koordinierungs- und Ergänzungsmög-
lichkeiten durch die Europäische Union in Län-
derangelegenheiten wie den Bereichen Industrie, 
Bildung, Jugend, Sport, Kultur und Zivilschutz. Auch 
diese Rechte müssen wir gegen die schleichende Ein-
flussnahme der Europäischen Union verteidigen. 

Worauf müssen wir achten und welche Möglichkeiten 
der Einflussnahme müssen wir nutzen? Artikel 9 des 
Verfassungsentwurfs besagt, dass die Union nur in 
den Bereichen tätig wird, sofern und soweit die Ziele 
der in Betracht gezogenen Maßnahmen von den Mit-
gliedstaaten weder auf zentraler noch auf regionaler 
oder lokaler Ebene ausreichend erreicht werden kön-
nen. Das ist das Subsidiaritätsprinzip. 

Im Anhang zu den dem Verfassungsentwurf beige-
fügten Protokollen wird das zweistufige Kontrollsys-
tem bezüglich der Einhaltung der Subsidiarität be-
schrieben. Ausdrücklich wird darauf hingewiesen, 
dass das nationale Parlament oder die jeweilige 
Kammer eines nationalen Parlaments gegebenenfalls 
die regionalen Parlamente mit Gesetzgebungsbefug-
nissen zu konsultieren hat. An dieser Stelle müssen 
wir uns einschalten. Hier müssen wir ein System 
entwickeln, das es uns ermöglicht, innerhalb der nur 
sechswöchigen Frist, die uns für eine offizielle Stel-
lungnahme zu Gesetzgebungsverfahren zur Verfü-
gung steht, zu reagieren. Da unser Land auch die 
Interessen der Kommunen gegenüber der EU ausrei-
chend wahrzunehmen hat, müssen die kommunalen 
Landesverbände in die Kontrolle zur Einhaltung des 
Subsidiaritätsprinzips eingebunden werden. 

Es ist, verehrte Kolleginnen und Kollegen, ein erheb-
licher Unterschied, ob unser Parlament beziehungs-
weise dessen Ausschüsse nur über europäische Ge-

setzgebungsverfahren informiert oder ob es offizielle 
Stellungnahmen zur Rechtswirkung abgeben kann.  

Verstärkt wird die Kontrollfunktion der Länder noch 
durch die Einführung eines eigenen Klagerechts zum 
Schutz des Subsidiaritätsprinzips, allerdings nur als 
Recht für einen Mitgliedstaat. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie uns unsere 
Rechte verteidigen, damit wir unseren politischen 
Handlungs- und Gestaltungsspielraum erhalten. Die 
Europäische Union hat genug Politikfelder, in denen 
sie bestimmen kann und muss.  

Unser Parlament kann bundesweit führend werden im 
organisatorischen Aufbau und in der inhaltlichen 
Gestaltung des den Bundesländern laut EU-Ver-
fassungsentwurf zugestandenen Frühwarnsystems. 
Packen wir es an mit unseren Ausschüssen, unserem 
Wissenschaftlichen Dienst, dem Hanse-Office und 
unseren EU-Abgeordneten sowie unserer Landesre-
gierung. Allen Bürgerinnen und Bürgern wird die EU 
damit verständlicher. Es wird ihre Union und das 
wollen wir doch alle. 

Ich bitte um Ihre Zustimmung zu dem Antrag. 

(Beifall bei SPD und CDU) 

Vizepräsidentin Frauke Tengler: 

Ich danke dem Herrn Abgeordneten Manfred Ritzek 
und erteile für die SPD-Fraktion der Frau Abgeordne-
ten Astrid Höfs das Wort. 

Astrid Höfs [SPD]: 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-
nen und Kollegen, soweit sie noch da sind. Schön, 
dass Sie mir jetzt zuhören werden. 

Auch wenn die Europäische Verfassung noch nicht in 
Kraft ist - Sie hören, ich bin Optimistin; ich denke, 
wir werden das irgendwann erreichen -, sind uns die 
Begriffe „Frühwarnsystem“ und „Subsidiaritätskon-
trolle“ nicht unbekannt; denn bereits in der letzten 
Wahlperiode hat sich die SPD-Fraktion sehr intensiv 
damit beschäftigt, da die Landtage in Niedersachsen 
und im Saarland die Verfassungen ihrer Länder und 
ihre Geschäftsordnungen geändert haben. 

Ziel dieser Änderungen war es - dies entsprach auch 
unseren Intentionen -, den Europaausschuss und da-
mit den Landtag inhaltlich und institutionell gegen-
über der Landesregierung zu stärken, indem dem 
Europaausschuss ausdrücklich die Gelegenheit zur 
Stellungnahme gegeben und die Berücksichtigung 
dieser parlamentarischen Stellungnahme durch die 
Landesregierung verankert wird. 
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Ergänzend verfolgte die SPD-Fraktion das Ziel, den 
Europaausschuss als Querschnittsausschuss formal zu 
stärken. Er sollte federführend zu allen Vorhaben der 
EU beraten können und durch Selbstbefassung tätig 
werden, um so rechtzeitig wichtige Informationen aus 
Brüssel, die für Schleswig-Holstein relevant sind, an 
das Parlament insgesamt weiterzugeben und damit 
eine schnelle Stellungnahme gegenüber der Landes-
regierung möglich zu machen. 

Wenn es heißt, Europapolitik ist Landespolitik, dann 
heißt das für uns in diesem Hause: Europa ist Land-
tagspolitik. - Nach dem Text der Verfassung erhalten 
die nationalen Parlamente nach dem Subsidiaritäts-
kontrollmechanismus die Vorschläge für die Gesetz-
gebungsakte der Kommission. Dieses Frühwarnsys-
tem ist dem förmlichen Gesetzgebungsverfahren 
vorgeschaltet und die nationalen Parlamente haben 
für die Subsidiaritätsüberprüfung und die Stellung-
nahme sechs Wochen Zeit. 

Auch ohne Verfassung ist in der Vergangenheit für 
die EU immer die Pflicht zugrunde gelegt worden, 
dass bei Rechtsetzungsvorhaben das Subsidiaritäts-
prinzip greift, wonach die EU nur tätig werden kann, 
wenn eine Rechtsetzung auf anderer Ebene nicht 
besser geregelt werden kann. Bisher wurde in diesem 
Zusammenhang und bei der Sechs-Wochen-Frist nur 
das Zusammenwirken von Bundestag und Bundesrat 
diskutiert und ein gemeinsamer Ausschuss angedacht. 
Das allein kann die Landesparlamente jedoch nicht 
befriedigen. Ein gemeinsamer Ausschuss des Bundes-
tages mit den Landesregierungen bringt uns nicht 
weiter. 

In diesem Zusammenhang möchte ich darauf hinwei-
sen, dass sechs Wochen eine zu geringe Frist sind, um 
die Landtage und ihre Ausschüsse wirklich zu beteili-
gen. Das riecht ein bisschen nach weißer Salbe, nach 
einem Placebo. 

Festzustellen ist: Die zunehmenden Verflechtungen 
zwischen den europäischen, nationalen und regiona-
len Entscheidungen und Politiken erfordern zur Wah-
rung der Landesinteressen eine frühzeitige und die 
Politikbereiche übergreifende Bewertung und Positi-
onierung bei nationalen und europäischen Entschei-
dungen. Das Frühwarnsystem sichert das Recht, Pla-
nungen der EU-Kommission daraufhin zu überprü-
fen, ob sie dem Subsidiaritätsprinzip entsprechen. 

Subsidiarität heißt, dass die Landesebene alle Auf-
gaben wahrnimmt. Wenn einheitliche Regelungen 
sinnvoller sind, werden der Bundestag oder das Euro-
paparlament tätig. Das ist eine klare Absage an einen 
europäischen Zentralismus und nimmt auch denjeni-
gen den Wind aus den Segeln, die behaupten, Brüssel 
regle alles von oben, zentral, undemokratisch und 

bürgerfern. Es geht also bei der Subsidiaritätskontrol-
le und dem Frühwarnsystem nicht um ein Mitspielen-
Wollen - wie im Kindergarten -, es geht vielmehr um 
gelebte und praktizierte Demokratie, Bürgernähe, vor 
allen Dingen Transparenz von Entscheidungen. 

Der zentrale Ort der Willensbildung ist das Parla-
ment. Es geht also um die angemessene Teilhabe des 
Landtages am europäischen Integrations- und Ent-
scheidungsprozess. Der Landtag übernimmt eine 
zentrale demokratische Legitimationsfunktion und 
eine wichtige Vermittlungs- und Integrationsfunktion 
europäischer Politik. Wir sind überzeugt, die Europa-
politik wird im Landesparlament nur dann einen hö-
heren Stellenwert erlangen, wenn sich ein entspre-
chendes Bewusstsein innerhalb des Landtages - ich 
betone noch einmal: innerhalb des Landtages! - über 
die Bedeutung der Europapolitik entwickelt. Nur so 
wird der Landtag eine aktive Rolle als europapoliti-
scher Akteur einnehmen können und nicht zum Ver-
lierer werden. 

Die Europäische Union hat ein zentrales Problem: die 
geringe Akzeptanz und das sinkende Ansehen der 
europäischen Institutionen bei den Bürgerinnen und 
Bürgern. Diese Aspekte waren, neben innenpoliti-
schen Gründen, auch der Anlass für die Franzosen 
und die Niederländer, zur Verfassung Nein zu sagen. 

Ich komme jetzt gleich zum Schluss. Wir wollen ein 
Europa der Bürger. Diese müssen und sollen auch in 
die Entscheidungen eingebunden oder zumindest im 
Vorwege informiert werden. Dann werden wir sicher 
einen Teil der Vorbehalte bei den Bürgerinnen und 
Bürgern abbauen können. Jetzt zu warten, bis Europa 
eine Verfassung hat, wäre der absolut falsche Weg. 
Daher haben die Koalitionsfraktionen diesen gemein-
samen Antrag formuliert. Es muss weitergehen mit 
Europa. 

(Beifall bei SPD, CDU und SSW) 

Vizepräsidentin Frauke Tengler: 

Wir danken der Frau Abgeordneten Astrid Höfs. - 
Meine lieben Kolleginnen und Kollegen, auf der Tri-
büne dürfen wir Senioren von ver.di Rendsburg sehr 
herzlich begrüßen. - Wir freuen uns, dass Sie hier 
sind. 

(Beifall) 

Das Wort für die FDP-Fraktion erhält der Herr Abge-
ordnete Dr. Ekkehard Klug. 

Dr. Ekkehard Klug [FDP]: 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Wir 
haben hier einen Punkt, in dem die Fraktionen annä-
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hernd 100 % Einigkeit haben. Der EU-Verfas-
sungsvertrag, der nun für einige Zeit auf Eis liegen 
wird, wenn er denn überhaupt so zustande kommen 
wird - wir haben heute Morgen bereits über das The-
ma diskutiert -, hätte im Bereich der Subsidiaritäts-
kontrolle wirklich nennenswerte Verbesserungen 
gebracht. 

(Zuruf des Abgeordneten Rolf Fischer 
[SPD]) 

- Natürlich ist es traurig, dass dieser Pluspunkt nicht 
realisiert wird. Wir haben bereits in der letzten Ple-
narsitzung darüber diskutiert. Es gibt auch ein paar 
Kritikpunkte an dem Verfassungsentwurf. Aber okay. 
Das, was da fixiert worden ist, kommt so nicht. 

Gleichwohl ist die Frage der Beteiligung der nationa-
len Regierungen, darüber hinaus auch im Rahmen der 
Mitwirkung der Landesebene über den Bundesrat ein 
ganz zentrales Thema. Wir müssen in Zukunft auch 
wegen der Bedeutung, die die EU-Gesetzgebung 
immer mehr auch auf die Lebensverhältnisse hier im 
Land hat, stärker unser Augenmerk darauf richten, 
was auf EU-Ebene passiert - auch im Sinne eines 
Frühwarnsystems, auch im Sinne des rechtzeitigen 
Einschreitens zur Verhinderung von Fehlentwicklun-
gen. Ich habe heute Vormittag in der Aktuellen Stun-
de beispielsweise auf die Diskussion über den Ver-
ordnungsentwurf zu einem neuen Chemikalienrecht 
der EU verwiesen. Da läuft die Diskussion seit ge-
raumer Zeit. Das hängt damit zusammen, dass eine 
ganze Branche in ihrer Existenz nachhaltig beein-
trächtigt wird und daraufhin eine entsprechende öf-
fentliche Debatte und die Alarmierung der politischen 
Institutionen hier im Land zustande gekommen ist. 

Bei vielen anderen Dingen ist das nicht der Fall. Aus 
Berlin hört man oft, dass EU-Vorlagen im Deutschen 
Bundestag sozusagen in den letzten fünf Minuten vor 
Schluss einer Ausschusssitzung mehr oder weniger 
ohne lange Beratungen durchgewunken werden. Ich 
weiß nicht, wie sich das im Bundesrat abspielt. Ein 
zentraler Punkt ist, dass man das Augenmerk stärker 
auf die Punkte legt, die vor Ort Auswirkungen haben. 
Deshalb begrüße ich die Initiative, die die Fraktionen 
von CDU und SPD ergriffen haben. Wir sollten auf-
grund dessen, was uns die Landesregierung dazu 
vorlegen wird, einmal darüber diskutieren, wie wir 
das Thema in der Umsetzung im Rahmen der Land-
tagsarbeit, des Europaausschusses in Zukunft besser 
in den Griff bekommen als in der Vergangenheit. 

(Beifall bei FDP, CDU und SPD) 

Vizepräsidentin Frauke Tengler: 

Ich danke Ihnen, Herr Dr. Klug. - Das Wort für die 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN erhält die 
Fraktionsvorsitzende, Frau Abgeordnete Anne Lüt-
kes. 

(Zuruf des Abgeordneten Günter Neugebauer 
[SPD]) 

Anne Lütkes [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Ach, Herr Abgeordneter, die Fraktion der Grünen ist 
ziemlich aktiv. Warten Sie es einmal ab. 

(Günter Neugebauer [SPD]: Aber nicht im 
Plenarsaal! - Die Abgeordnete Monika Hei-
nold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] betritt 
den Plenarsaal) 

- Da hinter Ihnen! Passen Sie gut auf! 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Das 
europäische Subsidiaritätsprinzip soll sicherstellen, 
dass die EU von ihren Zuständigkeiten nur dann 
Gebrauch macht, wenn ihr Tätigwerden auch wirklich 
notwendig ist und einen zusätzlichen Nutzen für die 
Mitgliedsstaaten mit sich bringt. Dieses Prinzip gilt 
schon recht lange. Allerdings hat sich gezeigt, mitun-
ter besteht ein Unterschied zwischen Anspruch und 
Wirklichkeit. Oft fällt beides weit auseinander, wie 
heute Morgen schon in einigen Beispielen dargelegt 
worden ist. 

Daher sieht der Entwurf des europäischen Verfas-
sungsvertrages die so genannte Subsidiaritätsrüge vor. 
Darauf ist hier hingewiesen worden. Mit einer sol-
chen zusätzlichen Rüge könnten die nationalen Politi-
kerinnen und Politiker sehr viel stärker in die Ver-
antwortung genommen werden. Die nationalen Par-
lamente wären in der Verantwortung drin. Sie wären 
das aber leider erst mit Inkrafttreten der Verfassung. 
Das ist so. Wir haben uns heute Morgen schon sehr 
ausführlich über den aktuellen Stand der europäischen 
Verfassungsgebung unterhalten. Der Entwurf ist be-
kanntermaßen nicht angenommen worden. Wir wer-
den sehen, wie der Ratifizierungsprozess weiterge-
hen wird. Ein einfaches „Weiter so“ im europäischen 
Prozess ist sicherlich nicht das, um das es geht. Die 
Europäerinnen und Europäer können die Demokra-
tinnen und Demokraten in diesem Punkt nicht einfach 
ignorieren. Das sollten wir uns immer wieder verge-
genwärtigen. 

(Beifall der Abgeordneten Monika Heinold 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Vorausgesetzt, die Subsidiaritätsrüge bliebe so be-
stehen, wie sie geplant ist, sollte sich ein Landespar-
lament rechtzeitig Gedanken darüber machen, wie es 
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sich unter den sich abzeichnenden Rahmenbedingun-
gen in die europäische Debatte einmischen kann, wie 
es dort handlungsfähig werden kann, und dies bei 
17 Regierungen und 17 Parlamenten in der Bundesre-
publik und dies angesichts der Tatsache, dass man ein 
Drittel der nationalen Parlamente benötigen wird, um 
die Rüge auch auszusprechen, und dies angesichts des 
hier schon erwähnten sehr engen Zeitrahmens, der bei 
der Subsidiaritätskontrolle einzuhalten wäre. Mithin: 
Eine schnelle Abstimmung zwischen Bund und Län-
dern ist für diese europäische Maßnahme lebenswich-
tig. 

Insofern darf ich daran erinnern, dass die Föderalis-
muskommission, die unter Mitwirkung der ehemali-
gen Landesregierung im vergangenen Jahr sehr inten-
siv zu diesem Thema diskutiert hat, auch schon Vor-
schläge erarbeitet hatte, wie Artikel 23 des Grundge-
setzes etwas stromlinienförmiger, griffiger, hand-
lungsfähiger formuliert werden könnte. Wir dürfen 
gemeinsam nicht die Augen davor verschließen, dass 
das Grundgesetz immer noch von einer Vertretung 
der Bundesrepublik nach außen - Europa ist noch 
außen - ausgeht, die dem Bund zusteht. Diese Vertre-
tung obliegt nicht den Ländern, sondern ist Aufgabe 
des Bundes. Die Vertretung im Bund ist nach wie 
vor Aufgabe der Exekutive, der Landesregierung, und 
nicht der Landesparlamente. Dazu gab es sehr kon-
struktive Debatten in der Föderalismuskommission. 
Ich kann nur anregen, in der Dokumentation einmal 
nachzulesen, was eine kleine Kommission aus FDP, 
SPD und Rainder Steenblock von den Grünen erar-
beitet hat, ein Vorschlag zur Neuformulierung des 
Artikel 23 Abs. 2, der versucht, der Einbindung der 
Landesparlamente Rechnung zu tragen. 

Der vorliegende Antrag weist zu Recht darauf hin, 
dass man neben dieser grundsätzlichen, auch bundes-
verfassungsrechtlichen Frage zu klären hat, wie die 
Landesparlamente angemessen beteiligt werden 
können. Ich denke schon, dass wir dieser Aufgabe der 
Einbindung, der Beteiligung nur dann gerecht werden 
können, wenn sich die Arbeitsabläufe und die Struk-
turen in den Parlamenten, auch hier in Schleswig-
Holstein, verändern. Die Arbeit in den Fachausschüs-
sen muss sich stärker an Europa, an Brüssel orientie-
ren. Möglicherweise haben wir hier einen kleinen 
Dissens. Es ist nicht nur der Europaausschuss. Es ist 
nur eine Frage der Querschnittsarbeit im Europaaus-
schuss. Wir sollten nicht nur europäische Beschlüsse 
aus der Vergangenheit zur Kenntnis nehmen, sondern 
selber in einem sehr viel stärkeren Maß die Möglich-
keit der politischen Initiative nutzen, um uns in politi-
sche Entscheidungsprozesse einmischen zu können. 
Dies ist auf europäischer Ebene durchaus auch jetzt 
schon möglich. 

Ich vermute, dass Sie mit Ihrem Antrag ein Stück in 
diese Richtung gehen wollen. Wir unterstützen den 
Antrag grundsätzlich. Ich möchte aber noch einmal 
darauf hinweisen, dass die grundsätzlichen Fragen, 
die dieser Antrag aufwirft, von demokratischer, 
grundsätzlicher und grundgesetzlicher Natur sind und 
im Übrigen kein Thema für den sich ankündigenden 
Bundestagswahlkampf sind. 

(Vereinzelter Beifall) 

Vizepräsidentin Frauke Tengler: 

Frau Abgeordnete, kommen Sie bitte zum Schluss. 

Anne Lütkes [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Das ist mein letzter Satz, Frau Präsidentin. - Ich plä-
diere - wie auch Sie - für eine frühe Einbindung der 
Parlamente, für ein Selbstbefassungsrecht des Euro-
paausschusses. Denn mithilfe des Internets, des Ar-
beitsplans der Kommission und vieler anderern Grü-
nücher, die man einsehen kann - auch schon bei der 
Entstehung -, kann sich ein Landesparlament beschäf-
tigen. Es wäre nur durch sich selbst daran gehindert. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und FDP) 

Vizepräsidentin Frauke Tengler: 

Das Wort für den SSW erhält Frau Abgeordnete Anke 
Spoorendonk. 

Anke Spoorendonk [SSW]: 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Der Entwurf der EU-Verfassung gibt ja den nationa-
len Parlamenten die Möglichkeit, die regionalen Par-
lamente mit Gesetzgebungskompetenz - das heißt in 
Deutschland die Landtage - am so genannten Früh-
warnsystem zur Kontrolle der Einhaltung des Subsi-
diaritätsprinzips zu beteiligen. Wie schon vorher ge-
sagt worden ist, ist es wirklich traurig, dass auch ge-
nau dieser Punkt hinten runtergefallen ist. 

Der Antrag der Regierungsfraktionen, die Exekutive 
darum zu bitten, Vorschläge für ein geeignetes Betei-
ligungsverfahren zu unterbreiten, ist daher grundsätz-
lich sinnvoll. 

Wie gesagt, die EU-Verfassung ist tot. 

(Zuruf des Abgeordneten Rolf Fischer 
[SPD]) 

Ich glaube nicht, dass wir noch die Möglichkeit ha-
ben - - Nein, ich glaube, man muss das so deutlich 
sagen, lieber Kollege Fischer. Denn nur dann haben 
wir die Chance, überhaupt weiterzukommen. Die 
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Debatte über die Zukunft der EU ist natürlich nicht 
tot, sondern muss weiter geführt werden. In diesem 
Kontext muss auch der hier genannte Punkt mit ein-
bezogen werden. 

Wir müssen uns weiterhin mit dem Projekt Europa 
befassen, wir müssen uns aber auch um weitere Visi-
onen bemühen. 

In diesem Zusammenhang ist es auch eine Vision, 
sich zu überlegen, was ein „bürgernahes Europa“ 
eigentlich heißt. Es geht dabei aus unserer Sicht nicht 
um die geographische Entfernung zu Brüssel, sondern 
vielmehr um nachvollziehbare Entscheidungen und 
klare Kompetenzen der EU. 

Da müssen wir zwei Prinzipien im Auge behalten: 
erstens eine klare Zuständigkeitsaufteilung und strikte 
Kompetenzgrenzen. Es sollte für den Bürger klar 
und leicht nachvollziehbar sein, wofür die EU zustän-
dig ist und wofür die nationalen Ebenen Verantwor-
tung tragen. Die Außen- und Verteidigungspolitik 
oder die Geldpolitik sollten europäisch geregelt wer-
den. Europäische Standards zum Beispiel in der Ge-
sundheitspolitik mögen hier und da wünschenswert 
sein, aber sie sind bestimmt nicht zwingend. Mögli-
chen Zentralisierungstendenzen Brüssels sollten daher 
klare Grenzen gesetzt und dabei nach dem Grundsatz 
verfahren werden: Wer die Zeche bestellt, soll sie 
auch bezahlen. 

Zweitens: Der grundlegende Webfehler des deutschen 
Föderalismus darf nicht wiederholt werden. 

(Beifall der Abgeordneten Lars Harms 
[SSW], Jürgen Weber [SPD] und Anne Lüt-
kes [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

In Deutschland wurden Zuständigkeiten zulasten der 
Legislative in den Ländern und zugunsten der Exeku-
tive, das heißt der Landesregierungen und des Bun-
desrates, verschoben. Das ist ja das, was wir im Land-
tag auch in der letzten Legislaturperiode wiederholt 
diskutiert haben. Das erweist sich auch als Haupt-
grund der politischen Starre dieser Republik. 

Das heißt, das Ringen um politische Lösungen muss 
aus den verschlossenen Räumen - ob nun EU-
Kommission oder Vermittlungsausschuss - wieder in 
die Parlamente zurückkehren. Nur so hat der Bürger 
die Chance, politische Konflikte und Kompromisse 
nachzuvollziehen. Ansonsten fühlt er sich nur als 
Opfer technokratischer Sachzwänge und verweigert 
die Gefolgschaft, also das, was wir jetzt gerade mit 
der Ratifizierung der EU-Verfassung hautnah miter-
leben. 

Wir wissen sehr wohl, dass der Landtag nicht Herr 
des ganzen Verfahrens ist. Europa sollte uns aber so 

wichtig sein, dass wir uns nicht nur mit einem mög-
lichst reibungslosen Beteiligungsverfahren beschäf-
tigen, bei dem wir genauso wie bei Staatsverträgen 
letztlich nur noch das Ganze abnicken können. Wir 
müssen uns auch mit Europa als Vision auseinander 
setzen und mit der Frage, warum diese Vision den 
Bürgern zunehmend abhanden kommt, genau das, 
was wir auch heute Morgen in der Aktuellen Stunde 
miteinander debattiert haben. 

Was können wir nun konkret machen? Da teile ich 
die Auffassung der Kollegen, dass wir im Europaaus-
schuss das Frühwarnsystem natürlich umsetzen müs-
sen. Wir müssen sehen, welche Möglichkeiten es 
schon jetzt gibt, was die Entscheidungswege sind, 
damit wir uns zeitnah in den Entscheidungsprozess 
einbinden können, damit wir wirklich unsere Interes-
sen als Land gegenüber Brüssel vertreten können. Das 
ist eine wichtige Aufgabe, die wir uns schon jetzt 
vornehmen können. 

(Vereinzelter Beifall) 

Vizepräsidentin Frauke Tengler: 

Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Ich 
schließe die Beratung. 

(Zurufe: Der Minister möchte etwas sagen! - 
Unruhe) 

- Herr Minister, ich bitte Sie sehr herzlich um Ent-
schuldigung. Ich darf Sie nach vorn bitten und Ihnen 
das Wort erteilen. 

(Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Es geht doch hier ums Parla-
ment! - Weitere Zurufe) 

Uwe Döring, Minister für Justiz, Arbeit und Europa: 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Frau 
Abgeordnete Heinold, wenn das so wäre, wundere ich 
mich, dass wir gebeten werden, Ihnen einen Vor-
schlag zu machen. 

(Heiterkeit) 

Wir sind ja gern behilflich. 

(Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das ist nicht unser Antrag!) 

- Ja, ich habe den Redebeitrag von Frau Lütkes eben 
aber nicht so verstanden, dass Sie sich distanzieren. 

(Zurufe) 

- Das wäre für Sie eine ungewöhnliche Form der 
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Distanzierung. Aber vielleicht werden wir mit der 
Zeit alle milder, das mag sein. 

(Anhaltende Heiterkeit) 

Meine Damen und Herren, ich möchte jetzt nicht 
wiederholen, was gesagt worden ist, was wäre, wenn 
wir die Verfassung hätten; wir haben sie zurzeit nicht. 
Dort waren entsprechende Regelungen vorgesehen. 

Unser Hauptproblem ist in der Tat, dass die Men-
schen nicht mehr verstehen, was in Europa gemacht 
wird, und zwar nicht nur die Bürgerinnen und Bürger, 
sondern dass auch wir es in Teilen nicht mehr verste-
hen oder, wenn wir es verstehen, es nur zur Kenntnis 
nehmen, nachdem alles beschlossen ist. Das heißt, wir 
haben der Europapolitik zu wenig Aufmerksamkeit 
geschenkt; das muss sich ändern. Das hätte sich über 
die Verfassung geändert. Die Verfassung werden wir 
in den nächsten Jahren in der Form nicht haben. Also 
müssen wir sagen: „Der Ernstfall ist jetzt“, und fra-
gen: Was machen wir jetzt, was machen wir mit den 
bescheidenen Mitteln eines Landes wie Schleswig-
Holstein? 

Wir werden im Bereich der Vorfeldbeobachtung ver-
stärkt tätig werden müssen, was in den einzelnen 
Gremien der Europäischen Union auf der Agenda 
steht. Wie schwierig allein dies ist, zeigt die Zahl von 
über 900 Direktiven, die sich in Arbeit befinden und 
die schon meiner Europaabteilung Schwierigkeiten 
macht. Das heißt, wir werden versuchen, das Wichti-
ge vom Unwichtigen abzuschichten und uns auf das 
zu konzentrieren, was uns in Schleswig-Holstein 
tatsächlich berührt. 

Wir müssen sehen, wie wir das Verfahren umsetzen. 
Als ich das Amt übernommen habe, habe ich als Alle-
rerstes gesagt: Wir brauchen so etwas intern. Bei mir 
im Hause ist so etwas in Arbeit. Wie soll ein Früh-
warnsystem für Schleswig-Holstein mit unseren be-
scheidenen Mitteln aussehen und umgesetzt werden? 

Wir brauchen es, das ist unstrittig. Wir wollen versu-
chen, das entsprechend zu koppeln, dass wir uns auch 
in den Bundesrat über das vorhandene Bun-
desratsverfahren einbringen. 

Das „Landesfrühwarnsystem“ muss natürlich genau 
all die Grundsätze berücksichtigen, die Sie hier ge-
nannt haben. Ich werde mich hüten, zu der Frage, wie 
Sie als Parlament damit umgehen, Vorschläge zu 
machen. Da ich selber aber einmal Vorsitzender des 
Europaausschusses war, ist dies natürlich ein wichti-
ges Gremium, das so etwas übernehmen könnte, ähn-
lich wie der Europaminister in der Landesregierung 
eine „Filterfunktion“ insoweit übernimmt, wenn er 
fragt: Was ist wichtig, worauf müssen wir in der prak-
tischen Politik achten? Das kann der Europaausschuss 

gegenüber Fachausschüssen natürlich genauso über-
nehmen und sagen: Hier kommt ein wichtiges Thema 
auf Sie zu, Kolleginnen und Kollegen; damit müssen 
Sie sich beschäftigen. Wir können das nicht alles im 
Europaausschuss machen, sondern das muss im Fach-
ausschuss fortgeführt werden. - Eine solche Wächter-
funktion kann Aufgabe des Europaausschusses sein. 
Daran möchte ich mich mit meinem Haus gern betei-
ligen. 

Wir alle wollen schlanke Verwaltungen, wir alle wol-
len einfache entbürokratisierte Regelungen. Frau 
Astrid Höfs, normalerweise heißt es, die Regierung 
muss vom Parlament kontrolliert werden. Das ist 
richtig so. Aber in diesem Falle haben wir gemeinsa-
me Interessen. In der Europapolitik muss nicht die 
Landesregierung kontrolliert werden, sondern wir 
wollen uns gemeinsam in Europa einbringen. Deswe-
gen nützt es nichts, die Rechte des Europaausschusses 
gegenüber der Landesregierung zu stärken, sondern 
wir wollen unsere Rechte gegenüber Europa stärken. 
Ich denke, da müssen wir als Organe des Landes 
Schleswig-Holstein zusammenarbeiten. 

(Beifall bei CDU und SPD) 

Ich sage Ihnen hier ausdrücklich zu, ich werde Ihnen 
Vorschläge machen, so wie Sie das erbeten haben. Ich 
habe allerdings möglicherweise das Problem, dass wir 
in der August-Tagung noch nicht so weit sein könn-
ten. Ich kann das im Moment noch nicht sagen. Falls 
sich das herausstellen sollte, möchte ich bitten, dass 
Sie uns bis zur September-Tagung Zeit lassen. Dann 
werde ich Ihnen auf jeden Fall konkrete Vorschläge 
vorlegen können, die dann auch das Hanse-Office 
einbeziehen, um in meiner Europaabteilung dies dann 
in der Form umsetzen zu können, was Sie wünschen. 
Es ist dringlich notwendig - das hat die Debatte ge-
zeigt, das haben die Referenden gezeigt -, dass wir so 
etwas haben, um das, was wir hier in letzter Zeit als 
Europadebatten geführt haben, dann auch wirklich 
fachkundig in den einzelnen Bereichen, und zwar 
rechtzeitig, führen zu können. Sonst können wir die 
Europafähigkeit eines Bundeslandes nicht vernünftig 
umsetzen. Wir brauchen solche Systeme, und wir 
werden Ihnen entsprechende Vorschläge machen. 

(Beifall bei SPD, CDU und FDP) 

Vizepräsidentin Frauke Tengler: 

Herr Minister, das Präsidium dankt Ihnen. - Wie Mi-
nister Döring gerade gesagt hat, werden mit dem 
Antrag Vorschläge sowie einen Sachstandsbericht zur 
August-Tagung erbeten. Eventuell muss sich das 
Parlament bis September gedulden, um dann einen 
fundierten Bericht zu bekommen. 
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Es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Ich 
schließe die Beratungen. Es ist beantragt worden, 
über den Antrag in der Sache abzustimmen. Wer 
zustimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. - 
Gegenprobe! - Enthaltungen? - Damit ist der Antrag 
vom gesamten Haus einstimmig beschlossen worden. 
Vielen Dank. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 13 auf: 

Weiterentwicklung der grenzüberschreitenden 
Zusammenarbeit zwischen Deutschland und Dä-
nemark 

Antrag der Abgeordneten des SSW 
Drucksache 16/113 

Änderungsantrag der Fraktion der FDP 
Drucksache 16/139 

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das ist 
nicht der Fall. Ich eröffne die Aussprache. Das Wort 
hat die Frau Abgeordnete Anke Spoorendonk. 

Anke Spoorendonk [SSW]: 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Der SSW hat diesen Berichtsantrag gestellt, da einer 
reibungslosen Kooperation mit unserem nördlichen 
Nachbarn unserer Auffassung nach eine Schlüssel-
funktion für die Entwicklung des nördlichen Lan-
desteils zukommt. Je besser die grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit klappt, desto besser sind die Chan-
cen der gesamten Region. 

Die Minderheiten beiderseits der Grenze zeigen bei-
spielhaft, welchen Ertrag eine Kooperation haben 
kann. Der SSW möchte wissen - das geht so aus dem 
Antrag hervor -, wie die Landesregierung die bisheri-
gen Prozesse weiterentwickeln möchte. Ein Blick in 
den Koalitionsvertrag hilft da kaum, weil es dort nur 
lapidar heißt: „Dabei gilt der gemeinsamen Grenzre-
gion mit Dänemark ein besonderes Augenmerk.“ Die 
Zusammenarbeit mit Hamburg nimmt dagegen einen 
viel breiteren Raum ein. Das deutet auf ein Ungleich-
gewicht hin. Die Landesregierung hat jedoch eine 
Verantwortung für das gesamte Land. Alle Landestei-
le sollten möglichst gleiche Entwicklungschancen 
haben. 

Durch den Bericht kann die Landesregierung dem 
Landtag darlegen, wie auf ausgesuchten strategischen 
Feldern die Zusammenarbeit gezielt und mit Nach-
druck vorangebracht werden soll. In dem Berichtsan-
trag sind insgesamt sieben Themenfelder genannt. 
Wirtschaft, Arbeitsmarkt und Hochschulen sind dabei 
die zentralen Punkte, die die Zusammenarbeit in der 
deutsch-dänischen Region geprägt haben. Ganz vor-
ne, und das ist im doppelten Sinne gemeint, steht ein 

gemeinsames Leitbild für die zukünftige Entwicklung 
der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit. 

Zu einem gemeinsamen Leitbild, lieber Kollege Klug, 
würde auch die kulturelle Entwicklung gehören. 

Die Herausforderung besteht darin, die vorhandenen 
Bemühungen nördlich und südlich der Grenze zu 
einem konzertierten Vorgehen zu bündeln. Das ist 
nicht immer unproblematisch, gibt es doch zum Teil 
sehr unterschiedliche Vorstellungen und Herange-
hensweisen nördlich und südlich der Grenze. Es muss 
aber auch den institutionellen Rahmenbedingungen 
Rechnung getragen werden, soll es nicht nur bei Ab-
sichtserklärungen bleiben. 

Ich möchte hierzu ein Beispiel nennen. In Dänemark 
wachsen im Moment neue Großkommunen zusam-
men. Sie wissen das alle. Im Laufe der Kommunalre-
form entsteht ein komplett neues Gefüge, das wahr-
scheinlich Süddänemark heißen wird. Diese Region 
wird bis Vejle gehen. Dem Land Schleswig-Holstein 
wird dadurch eine viel aktivere Rolle als bisher in der 
Zusammenarbeit abverlangt werden, weil es stärker 
als vorher als Ansprechpartner gefragt sein wird. Der 
SSW möchte gerne wissen, wie sich die Landesregie-
rung auf diese Veränderungen vorbereitet. 

Ein anderes Thema ist der grenzüberschreitende 
Arbeitmarkt, der in den letzten Jahren enger ver-
zahnt werden konnte. Aktuell kam es aber zu Irritati-
onen, die auch in der Presse ihren Niederschlag ge-
funden haben. Der SSW steht zur Arbeit von GRA-
MARK. Das möchte ich deutlich machen. Wir for-
dern aber, dass einseitige Vermittlungsaktivitäten von 
deutschen Beschäftigungsprojekten unter Ausschluss 
des dänischen Arbeitsamtes so nicht fortgesetzt wer-
den dürfen. Der Respekt vor der Funktion der Akteu-
re des jeweiligen Arbeitsmarktes ist eine notwendige 
Grundlage für die Entwicklung eines grenzüber-
schreitenden Arbeitsmarktes. Nur so schafft man das 
unerlässliche Vertrauen für langfristige Kooperation. 

Was wir brauchen - ich sagte es bereits -, ist ein Leit-
bild für die gesamte Grenzregion. Gemeinsam müs-
sen wir eine „Win-win-Situation“ für beide Seiten 
definieren. Keine Seite darf sozusagen zur Ablade-
stelle für die aktuellen Probleme der anderen Seite 
werden, sondern die potenziellen Stärken beider Sei-
ten sollten sich ergänzen und verstärken. Der „Bitten 
og Mads Clausen Fonds“ - ich sage in Klammern 
Danfoss - hat in diesem Sinne eine Analyse in Arbeit 
gegeben, die sowohl die potenziellen Wachstumsfel-
der der gesamten Grenzregion aufzeigen sowie die 
dazugehörigen Aktionspläne benennen soll. Diese 
richtungweisenden Aktivitäten müssen von deutscher 
Seite aktiv aufgegriffen werden, damit eine gemein-
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same Plattform geschaffen wird und der Anschluss an 
die Entwicklung gewahrt wird. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir werden noch 
die Gelegenheit haben, uns mit Einzelheiten näher 
auseinander zu setzen, wenn der Bericht vorliegt, aber 
so viel vorerst zur Begründung dieses Berichtsantra-
ges. 

(Beifall beim SSW) 

Vizepräsidentin Frauke Tengler: 

Danke, Frau Spoorendonk. - Das Wort für die CDU 
erhält Frau Abgeordnete Susanne Herold. 

(Unruhe) 

- Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich bitte um Ihre 
ungeteilte Aufmerksamkeit. Es ist die erste Rede in 
diesem Hause von Frau Herold. 

(Beifall bei CDU, SPD und FDP) 

Susanne Herold [CDU]: 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Als 
Flensburger Abgeordnete freue ich mich schon aus 
geographischen Gründen ganz besonders, zu diesem 
Thema meine erste Landtagsrede halten zu dürfen. 
Hierbei werde ich im Folgenden auf den Begriff 
„grenzüberschreitend“ verzichten, weil allein durch 
den Sprachgebrauch die Grenze betont wird, die wir 
ja gerade aus den Köpfen verbannen wollen. 

Für die Stadt Flensburg, unmittelbar südlich von Dä-
nemark gelegen, stellt die deutsch-dänische Koope-
ration eine Herausforderung dar, die wir gemeinsam 
mit verschiedenen Institutionen, Vereinigungen und 
Verbänden auf beiden Seiten seit vielen Jahren an-
nehmen. Auch aus diesem Grund und um die Bedeu-
tung sowie die Notwendigkeit der Zusammenarbeit 
herauszustellen, hat unser neuer Oberbürgermeister 
Klaus Tscheuschner die Deutsch-Dänische Koopera-
tion zur Chefsache erklärt. 

Meine Damen und Herren, betrachtet man die geo-
graphische Lage und Infrastruktur der Region, schau-
en wir auf die Bevölkerungs- und Beschäftigungs-
entwicklung und führen wir uns die wirtschaftlichen 
Stärken und Schwächen der Region vor Augen, so 
wird schnell deutlich, welche unermesslichen Chan-
cen in einer zielgerichteten Zusammenarbeit liegen. 

Schon heute gibt es zahlreiche deutsch-dänische 
Wechselbeziehungen. Verglichen mit vielen anderen 
Grenzregionen in Europa, ist die Region Schleswig-
Sønderjylland durch ein großes Entwicklungspoten-
zial gekennzeichnet. 

So gibt es unter anderem drei Hochschulen in der 
Region, verschiedene Kompetenzzentren in Wirt-
schaftsbereichen mit guten Zukunftsaussichten, be-
reits realisierte Projekte in Forschung, Wirtschaft und 
Tourismus und nicht zuletzt zahlreiche innovative 
Unternehmen, die auf internationalen Märkten agie-
ren. 

Aber - und das ist wohl das Hauptproblem - was fehlt, 
ist eine gemeinsame Wirtschaftstrategie. Ferner fehlt 
eine Verständigung über zukünftige Wirtschaftsbran-
chen, an denen sich die Region insgesamt orientieren 
soll. 

Danfoss-Chef Jørgen Mads Clausen hat für die däni-
schen Seiten auf eigene Kosten eine entsprechende 
Strategie entwickeln lassen und bietet Schleswig-
Holstein an, diese zu einer gemeinsamen Zukunfts-
strategie weiterzuentwickeln. Dieses Angebot, meine 
Damen und Herren, müssen und wollen wir sehr ernst 
nehmen und sorgfältig auf seine Umsetzbarkeit für 
beide Seiten prüfen. 

Meine Damen und Herren, die Potenziale, auf die die 
gemeinsame Entwicklungsstrategie besonders fokus-
siert sein sollte, möchte ich im Wesentlichen in drei 
Punkten zusammenfassen: 

Erstens. Ein Arbeitsmarkt, der grenzenlos funktio-
niert. 

Zweitens. Ein Wissens- und Technologietransfer, der 
vom Süden Dänemarks in den Norden Schleswig-
Holsteins und zurück führt. 

Drittens. Eine Freizeit- und Tourismusoffensive, die 
beide Seiten als eine Einheit sieht. 

Warum zum Beispiel ein übergreifender Arbeitsmarkt 
Vorteile mit sich bringt, soll ein Beispiel verdeutli-
chen: Flensburg hat mit 20 % die höchste Arbeitslo-
senquote in Schleswig-Holstein; in Dänemark 
herrscht nahezu Vollbeschäftigung, aber Fachkräfte-
mangel. Allein diese Situation schreit nach einem 
intensiveren Austausch, und zwar nicht nur einseitig, 
um unsere Arbeitslosenquote zu senken, sondern 
gleichzeitig um den dringenden Bedarf an Fachkräf-
ten in Dänemark zu decken. 

In der Grenzregion muss deshalb dafür Sorge getra-
gen werden, dass eine verbesserte Durchschaubarkeit 
in Bezug auf Angebot und Nachfrage auf dem Gebiet 
der Aus- und Weiterbildung auf beiden Seiten sicher-
gestellt wird. Es gilt, die Ressourcen zu nutzen, die 
die Region Schleswig-Sønderjylland insgesamt zu 
bieten hat. Über die Bedeutung der Ausweitung einer 
deutsch-dänischen Zusammenarbeit sind sich die 
Koalitionspartner einig, wie auch im gemeinsamen 
Vertrag von CDU und SPD nachlesbar. 
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Meine Damen und Herren, vor dem Hintergrund der 
Bevölkerungsentwicklung und der anstehenden Ge-
bietsreform in Dänemark wird es für die Landesre-
gierung in Zukunft wichtig sein, klare Vorstellungen 
und konkrete Ziele einer deutsch-dänischen Region 
zu entwickeln. 

Aber wie und wer packt es an? - Die bisherigen Or-
ganisationsstrukturen sind teilweise unkoordiniert, 
verzweigt und nicht harmonisiert. So wird wertvolles 
Potenzial verschleudert. Bestehende Strukturen müs-
sen deshalb auf Effizienz hin überprüft werden, um 
mögliche Veränderungen schnell umsetzen zu kön-
nen. Bedenken Sie dabei, weniger könnte in diesem 
Fall auch mehr sein. 

Meine Damen und Herren, die CDU-Fraktion ist fest 
entschlossen, das Heft des Handelns in die Hand zu 
nehmen und die deutsch-dänische Zusammenarbeit 
auszubauen. 

Der vom SSW eingebrachte Berichtsantrag und der 
Änderungsantrag der FDP werden von uns unter-
stützt. - Jeg siger tak, fordi I har lyttet til mig! 

(Beifall) 

Vizepräsidentin Frauke Tengler: 

Wir danken der Abgeordneten Susanne Herold. - Für 
die SPD-Fraktion erhält Herr Abgeordneter Rolf Fi-
scher das Wort. 

(Zurufe) 

Rolf Fischer [SPD]: 

Frau Präsidentin! Ich habe an dieser Stelle schon 
einmal gesagt, dass ich nur einen dänischen Satz kann 
und der ist unanständig. 

(Heiterkeit) 

Das werde ich hier natürlich nicht wiederholen. 

Meine Damen und Herren, wir feiern in diesem Jahr 
50 Jahre Bonn/Kopenhagener Erklärungen. Dies al-
lein wäre schon der Grund für einen solchen Antrag, 
um sich bewusst zu werden, wie sich die Beziehun-
gen zwischen Schleswig-Holstein und Dänemark 
weiterentwickeln, welche Schwerpunkte wir setzen 
wollen und welche Perspektiven wir nennen. Es gibt 
eine Reihe weiterer Gründe; lassen Sie mich einige 
nennen. 

Der erste und wichtigste Grund - Frau Spoorendonk 
hat ihn schon genannt - ist die Reform der kommuna-
len Strukturen in Dänemark. Diese Entscheidung auf 
dänischer Seite wird die Zusammenarbeit in der 
Grenzregion in einer ganzen Reihe von Punkten 
verändern. Wir können uns das heute noch nicht rich-

tig vorstellen, weil die Strukturen noch nicht klar 
sind. 

Es wird ein neuer Partner auf dänischer Seite sein und 
das bedeutet, dass wir eine neue Qualität in der Zu-
sammenarbeit an der Grenze bekommen und diese 
betrifft eine ganze Reihe von Einrichtungen und Insti-
tutionen und nicht nur die Minderheiten, sondern 
natürlich auch den Regionalrat und seine Besetzung, 
das Regionskontor und vor allen Dingen - diesen 
Punkt möchte ich hervorheben - die Memoranden 
beziehungsweise die Verträge, die Schleswig-Hol-
stein mit Sønderjylland getroffen hat. Wir werden 
sehen, wie diese umgesetzt werden können, und ich 
würde mir wünschen - ich möchte diese vorsichtige 
Kritik an dieser Stelle äußern dürfen -, dass wir ein 
bisschen mehr Dynamik in diesen Prozess hineinbe-
kämen. Ich glaube, hier kann man etwas nachlegen. 

(Beifall bei SPD und SSW) 

Wir begrüßen in diesem Zusammenhang ausdrücklich 
die Sonderburger Erklärung des Bundeskanzlers und 
des dänischen Ministerpräsidenten vom März 2005, 
die zur Einsetzung einer deutsch-dänischen Ar-
beitsgruppe für den grenzüberschreitenden Ar-
beitsmarkt geführt hat. Ich sage dies deshalb, weil 
wir meiner Meinung nach in Europa insgesamt, aber 
auch in Schleswig-Holstein und in der Nachbarschaft 
eine Konkurrenz der Regionen vorfinden. Eine solche 
Arbeitsgruppe kann dahin führen, dass wir diese 
Strukturen zur grenzüberschreitenden Zusammenar-
beit aufbauen können, damit die Nordregion konkur-
renzfähig wird. In der Region Malmö-Kopenhagen 
stellen wir beispielsweise fest, dass dort vor dem 
Hintergrund reformierter Steuergesetzgebungen und 
-regelungen eine Wachstumsregion entstanden ist. 

Es ist ganz klar: Wenn auf der einen Seite - in Malmö 
und Kopenhagen - Wachstum stattfindet, kann es auf 
der anderen Seite nur sehr schwer generiert werden 
und das könnte auf Dauer zu Nachteilen für den nörd-
lichen Teil Schleswig-Holsteins und den südlichen 
Teil Dänemarks führen. 

Hier müssen wir aufpassen, insbesondere auch des-
halb, weil wir eine ähnliche Entwicklung in Schles-
wig-Holstein vorfinden. Im Hamburger Rand vermer-
ken wir sehr interessante und von uns zu begrüßende 
Entwicklungen zur ökonomischen Zusammenarbeit, 
aber ein solches Auseinanderfallen - auf der einen 
Seite eine Orientierung nach Norden in Richtung 
Schweden und auf der anderen Seite eine Orientie-
rung in Richtung Hamburg - wird zwangsläufig dazu 
führen, dass die nördliche Grenzregion mit Proble-
men zu kämpfen hat, die sie heute vielleicht noch gar 
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nicht sieht. Das heißt, darauf müssen wir unsere be-
sondere Aufmerksamkeit richten. 

(Beifall der Abgeordneten Anke Spooren-
donk [SSW]) 

Ich weise am Schluss noch einmal darauf hin, dass 
sich eine ganze Reihe von ökonomischen und politi-
schen Kooperationen bereits ergeben haben; sobald 
der Bericht vorliegt, werden wir darüber im Detail 
reden. Frau Spoorendonk hat die Stichworte - bei-
spielsweise das Stichwort GRAMARK - genannt; ich 
will diese nicht vertiefen. 

Ich würde mir wünschen, dass es gelingen könnte, die 
Perspektiven deutsch-dänischer, schleswig-holstei-
nisch-dänischer Zusammenarbeit nicht nur auf das 
nördliche Grenzland zu fokussieren, sondern im Be-
wusstsein zu haben, dass auch Fehmarn sowie die 
K.E.R.N.-Region dänische Partner haben. Dies wird 
nämlich manchmal in der Betrachtung nicht be-
rücksichtigt. Hier möchte ich einen Schwerpunkt 
setzen und in diesem Zusammenhang betonen: Die 
INTERREG-Projekte sind für diese Kooperationen 
lebenswichtig; darüber werden wir reden müssen. 

Wir stehen am Anfang einer Legislatur und sollten 
deutlich machen, dass der nördliche Landesteil, seine 
vielfältige Kultur, die Arbeit für die Minderheiten auf 
beiden Seiten der Grenze uns als Zukunftsthema am 
Herzen liegen. - Ich freue mich auf die Diskussionen, 
die wir führen werden, sobald der Bericht vorliegt. 

(Beifall) 

Vizepräsidentin Frauke Tengler: 

Wir bedanken uns bei dem Abgeordneten Rolf Fi-
scher. - Für die FDP-Fraktion erhält der Herr Abge-
ordnete Dr. Ekkehard Klug das Wort. 

Dr. Ekkehard Klug [FDP]: 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die 
Zusammenarbeit in der deutsch-dänischen Grenzregi-
on hat seit den 90er-Jahren deutlich an Intensität und 
an Breite zugenommen und dies bringt den Bürgerin-
nen und Bürgern auf beiden Seiten der Grenze Vortei-
le. Die Zusammenarbeit erhöht nämlich die Attrakti-
vität der Grenzregion und eröffnet neue Perspektiven 
für deren Entwicklung, wobei der Einbeziehung der 
nationalen Minderheiten ein sehr hoher Stellenwert 
zukommt. 

An die bereits erreichten Erfolge anzuknüpfen sollte 
gemeinsames Ziel der im Landtag vertretenen Kräfte 
sein. Die FDP-Fraktion begrüßt die Initiative des 
SSW für einen Berichtsantrag zu diesem Thema an 
die Landesregierung. 

Wir regen an, den vom SSW formulierten Berichtsan-
trag um zwei Punkte zu ergänzen. Wir meinen, dass 
neben den vielfältigen Themen, die den Wirtschafts-
bereich betreffen, wobei hier einige konkrete Punkte 
genannt sind, auch der Aspekt der Zusammenarbeit 
im kulturellen Bereich größere Beachtung verdient. 
Das liegt sowohl im Interesse der Menschen, die in 
der Grenzregion leben und die vom einem breiteren 
gemeinsamen Kulturangebot profitieren könnten, es 
ist aber auch etwas, das zum Nutzen der Gäste ist, die 
auf beiden Seiten der Grenze jedes Jahr vielfältige 
Urlaubsangebote wahrnehmen. 

In diesem Sektor gibt es bereits erfolgreiche Beispie-
le. Ich denke an das jüngste Beispiel, nämlich an die 
Vereinbarungen, die Hochschuleinrichtungen aus 
Odense, Kolding, Flensburg und Kiel zum Thema 
virtuelles Museum deutsch-dänische Grenzregion 
vereinbart haben. Das ist ein Projekt, das in erhebli-
chem Umfang mit INTERREG-Mittel von der EU 
gefördert wird. 

Wir schlagen vor, in dem Berichtsantrag auch die 
Frage anzuschneiden, welche Perspektiven es für eine 
institutionalisierte Form der Zusammenarbeit in der 
Grenzregion gibt. Es ist schon angesprochen worden: 
Auf dänischer Seite wird die anstehende Kommunal-
reform die Rahmenbedingungen ganz entscheidend 
verändern, weil der bisherige geborene Partner auf 
der dänischen Seite, das Amt Sønderjylland, aufgelöst 
wird. Es stellt sich in diesem Zusammenhang die 
Frage, wie die bisherige Form der Zusammenarbeit 
im Rahmen des gemeinsamen Regionalrats Sønder-
jylland-Schleswig in neuer Art und Weise in Zukunft 
weitergeführt werden kann. Auch wenn man diese 
Frage jetzt sicherlich nicht abschließend beantworten 
kann, so sollten von schleswig-holsteinischer Seite 
doch das Interesse und die Bereitschaft bekundet 
werden, hier mit den Partnern in Dänemark gemein-
sam in einen Dialog einzutreten und einen Weg zu 
finden, wie man das fortsetzen kann, was seit 1997 
mit dem Regionalrat begonnen worden ist. 

Formal ist es so, dass auf dänischer Seite die Zustän-
digkeit für diese Zusammenarbeit einerseits beim 
Staat, andererseits bei der künftigen Großregion lie-
gen wird. Sie wird also formal nicht im kommunalen 
Bereich liegen. Ich habe mich aber in Appenrade 
rückversichert. Dort wurde mir bestätigt, dass die 
Kommunen - gerade auch nördlich der Grenze - 
durchaus weiter daran interessiert sind, in eine solche 
Form der institutionalisierten Zusammenarbeit einbe-
zogen zu werden. Ich denke, Gleiches müsste für die 
Minderheiten, aber auch beispielsweise für wichtige 
Nichtregierungsorganisationen auf beiden Seiten der 
Grenze gelten, die man - in welcher Form auch im-
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mer - auch einbeziehen könnte. Darüber wäre zu dis-
kutieren. 

Wir sollten hier also dahin gehend ein Signal setzen, 
dass der Schleswig-Holsteinische Landtag daran inte-
ressiert ist, die Partnerschaft, die mit der Gründung 
des Regionalrats 1997 auf einen institutionellen Rah-
men gesetzt worden ist, in einer neuen Form weiter-
zuführen. Auch die Landesregierung sollte sich mei-
nes Erachtens in diesem Sinne positionieren. 

(Beifall bei FDP, SSW und des Abgeordne-
ten Lothar Hay [SPD]) 

Vizepräsidentin Ingrid Franzen: 

Ich danke dem Herrn Abgeordneten Dr. Klug. - Für 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat die Vorsitzende, 
Frau Abgeordnete Anne Lütkes, das Wort. 

Anne Lütkes [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Auch 
wir sind der Auffassung, dass der SSW, aber auch die 
FDP richtige und wichtige Fragen stellen. Wir unter-
stützen den Berichtsantrag selbstverständlich. Die 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit mit Dänemark 
ist für Schleswig-Holstein eine selbstverständliche 
und geschichtlich gewachsene Daueraufgabe. Sie ist 
eine Folge der konkreten deutschen Geschichte. Sie 
drückt ein ganz enges nachbarschaftliches Zusam-
menarbeiten in einem zusammenwachsenden Europa 
aus. 

An dieser Aufgabe arbeiten die Landesregierung, die 
Kreise, die Gemeinden und viele andere offizielle 
Institutionen und Akteure in Schleswig-Holstein seit 
langem sehr aktiv und sehr erfolgreich zusammen. 
Wichtig ist uns aber immer wieder, unter anderem 
auch auf der Basis der Debatte, die wir in diesem 
Landtag seit heute morgen führen, darauf hinzuwei-
sen, dass Europa nicht nur von oben zu organisieren 
ist, sondern von unten zusammenwachsen muss. Eu-
ropa darf nicht dauerhaft als Expertenclub daher-
kommen. 

Die Menschen in Europa müssen Europa zu fassen 
bekommen. Sie müssen praktisch erleben, was es 
heißt, europäisch regional zu leben. Dazu gehört die 
Erfahrung, dass die Menschen in Europa gemeinsam 
im europäischen Kulturraum als Nachbarn sehr gut 
zusammen ihren Alltag organisieren können. Um den 
Menschen die Augen für diese Möglichkeiten zu 
eröffnen, bestehen schon lange die Projekte des IN-
TERREG. Seit ungefähr 1990 wird mit diesem Pro-
gramm von der EU hier in Schleswig-Holstein die 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit fast garantiert. 

Wir haben aber heute schon mehrfach festgestellt, 
dass in Europa nicht in erster Linie das Vertrauen in 
abstrakte Institutionen zählt, sondern das Bewusstsein 
für die mögliche Gemeinsamkeit: Das Bewusstsein 
für eine europäische Gemeinsamkeit, aber auch für 
eine regionale und praktische Gemeinsamkeit vor Ort. 
In ein solches Vertrauen muss Europa hineinwachsen, 
und zwar im wahrsten Sinne des Wortes. 

Daher sollte ein weiterer ganz wesentlicher Ansatz 
der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit das ge-
sellschaftliche und menschliche Miteinander sein, 
insbesondere die Arbeit mit Kindern und Jugendli-
chen. Das ist im Rahmen der INTERREG-Förderung 
auch ganz wesentlich. Jugendbildungsprojekte ste-
hen ganz oben auf der Agenda, wobei beispielsweise 
auch die Zusammenarbeit von Berufsschulen oder 
anderen Schulen zwischen schleswig-holsteinischen 
und dänischen Schulen enthalten ist. 

Wir sind der festen Überzeugung, dass in der Debatte 
über den Bericht der Landesregierung dieser Koope-
ration bei einer gemeinsamen Kultur des Aufwach-
sens besondere Aufmerksamkeit zu widmen ist. Wir 
unterstützen den Antrag des SSW, aber auch den 
Ergänzungsantrag der FDP. Wir haben darauf ver-
zichtet, selber weitere Fragen, insbesondere zu dieser 
Kooperation im Rahmen der frühkindlichen Bildung 
zu stellen, weil wir denken, dass im Rahmen der De-
batte über diesen Bericht der Landesregierung ausrei-
chend Raum sein wird, in die konkrete Alltäglichkeit 
hineinzuschauen. 

Wir wissen, dass alle Landesregierungen seit unge-
fähr 15 Jahren sehr erfolgreiche Projekte auf diesen 
Weg gebracht haben. Ich meine es ganz ernst, wenn 
ich sage, dass wir sehr hoffen, dass der Ministerpräsi-
dent und die jetzige Landesregierung auf diesem Weg 
intensiv weiter fortschreiten und die rot-grüne Arbeit 
fortsetzen werden. Vergessen wir aber nicht, über was 
wir den ganzen Tag diskutiert haben. Die Entwick-
lung des europäischen Gedankens ist nur begrenzt 
von Politikerinnen, Politikern und staatlichen Organi-
sationen zu steuern und voranzubringen. Die staatli-
che Zusammenarbeit und die Zusammenarbeit staatli-
cher Institutionen muss gleichsam den Samen legen, 
um ein lebendiges selbstständiges Zusammenleben in 
der Grenzregion für Europa praktisch exemplarisch 
zu ermöglichen. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
SSW und des Abgeordneten Günter Neuge-
bauer [SPD]) 

Vizepräsidentin Ingrid Franzen: 

Für die Landesregierung hat nun der Europaminister 
Uwe Döring das Wort. 
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Uwe Döring, Minister für Justiz, Arbeit und Europa: 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die 
Landesregierung freut sich, zu Beginn der Legislatur-
periode diesen Bericht abgeben zu dürfen. Sie freuen 
sich auf die Diskussionen. Diese Vorfreude sollte 
erhalten bleiben. Deshalb greife ich nicht weiter vor. 

(Beifall) 

Vizepräsidentin Ingrid Franzen: 

Ich danke dem Minister für seinen kurzen Beitrag und 
schließe die Beratung. Es ist beantragt worden, über 
den Berichtsantrag in der Sache abzustimmen. Zu-
nächst lasse ich jedoch über den Änderungsantrag der 
Fraktion der FDP, Drucksache 16/139, abstimmen. 
Wer diesem Antrag zustimmen will, den bitte ich um 
sein Handzeichen. - Gegenstimmen? - Stimmenthal-
tungen? - Das ist einstimmig angenommen. 

Ich lasse jetzt über den Antrag der Abgeordneten des 
SSW, Drucksache 16/113, in der soeben angenom-
menen geänderten Fassung abstimmen. Wer dem 
zustimmen will, den bitte ich um sein Handzeichen. - 
Gegenstimmen? - Stimmenthaltungen? - Das ist ein-
stimmig so beschlossen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 17 auf: 

Vorgezogene Schuleingangsuntersuchung 

Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 16/124 

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das ist 
nicht der Fall. Ich eröffne die Aussprache. Für die 
antragstellende Fraktion hat Frau Abgeordnete Moni-
ka Heinold das Wort. 

Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Mit 
unserem heutigen Antrag fordern wir, dass die Schul-
eingangsuntersuchung schrittweise vorgezogen wird. 
Ziel ist es, bis spätestens zum Schuljahr 2007/08 eine 
Untersuchung für alle Kinder mindestens ein Jahr vor 
ihrer Einschulung zu gewährleisten. Die Zeit bis zur 
Einschulung soll intensiv genutzt werden, um in der 
Kindertagesstätte und in Kooperation mit anderen 
Hilfs- und Förderangeboten bestehende Defizite aus-
zugleichen. Diese Maßnahme ist aus Sicht der grünen 
Landtagsfraktion zwingend, um die Bildungschan-
cen aller Kinder zu verbessern. 

Wenn gewährleistet ist, dass mit Eintritt in den 
Schulalltag alle Kinder ausreichende soziale Kompe-
tenzen haben und die deutsche Sprache beherrschen, 
wird dieses den Schulalltag für Kinder und für Lehre-
rinnen und Lehrer deutlich verbessern. Von der ver-
besserten Unterrichtssituation würden alle Kinder 

profitieren, die schwachen, aber auch die leistungs-
stärkeren. Auch die Sozialministerin Gitta Trauer-
nicht hat in einem Interview mit den „Kieler Nach-
richten“ am vergangenen Wochenende darauf abge-
hoben, dass die bestehenden Angebote im Rahmen 
von Frühförderung und Jugendhilfe bei allen positi-
ven Aspekten ein gemeinsames Manko haben: Ihnen 
fehlt letztendlich die Verbindlichkeit. Ich teile die 
Aussage der Ministerin, die gesagt hat - ich zitiere -: 

„Wir wollen, dass künftig sichergestellt ist, 
dass Kinder, die Hilfe brauchen, diese auch 
erhalten. Das kann auch ein gesundheitliches 
Frühwarnsystem sein.“ 

Unser Antrag zur vorgezogenen Schuleingangsun-
tersuchung setzt genau hier an, da diese Untersu-
chung für alle Kinder verbindlich ist. Diesen Vorteil 
wollen wir weiter ausbauen. Das Vorziehen der 
Schuleingangsuntersuchung muss dazu genutzt wer-
den, um Kindern mit Defiziten anschließend eine 
aktive Hilfestellung zu geben. Für Kinder, die bereits 
in der Kindertagesstätte sind, muss es ein abgestimm-
tes Förderkonzept geben, in das auch weitere Hilfe-
angebote wie zum Beispiel Logopädie aufgenommen 
werden können. Manche Kindertagesstätten praktizie-
ren das schon vorbildlich. Familien, die die Chancen 
der Kindertagesstätten bisher nicht nutzen, muss der 
Weg in die Kindertagesstätten oder auch zu anderen 
Hilfesystemen aufgezeigt werden. Im Falle von El-
tern, die keine Hilfsangebote für ihre Kinder anneh-
men wollen, muss gewährleistet werden, dass ihre 
Kinder dennoch von den gezielten Förderangeboten 
profitieren. Damit soll sichergestellt werden, dass 
sozial benachteiligte Kinder und Kinder mit Migrati-
onshintergrund gezielter als bisher gefördert werden. 
Die aktuelle Studie des Deutschen Jugendinstitutes 
belegt eindeutig, dass gerade diese Kinder keine Kin-
dertagesstätten besuchen und damit Fördermöglich-
keiten verspielt werden. 

Uns ist bewusst, dass die konkrete Zusammenarbeit 
mit dem Jugendamt, mit der Jugendhilfe und gegebe-
nenfalls mit weiteren Institutionen nur auf freiwilliger 
Basis mit den Familien vereinbart werden kann, es sei 
denn, dass es unmittelbare Maßnahmen zum Schutz 
des Kindes im Rahmen der Jugendhilfe gibt, die als 
notwendig angeordnet werden können. 

Über den Bildungsauftrag der Kindertagesstätten 
haben wir bereits heute Morgen diskutiert. In diesem 
Zusammenhang habe ich auf unsere Forderung hin-
gewiesen, das von Rot-Grün ursprünglich im Koaliti-
onsvertrag vereinbarte Förderprogramm auch in der 
großen Koalition umzusetzen. Dieses Programm hieß 
im Koalitionsvertrag „Erfolgreich starten“. Wir hatten 
es ursprünglich „Clever starten“ genannt. Es war dann 
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ein Zugeständnis an unseren Koalitionspartner, dieses 
Programm „Erfolgreich starten“ zu nennen. 

(Zuruf von der SPD) 

- Das waren die heißen Nächte, als wir damals um 
den Namen und das Geld gestritten haben. 

(Lothar Hay [SPD]: Ich weiß es zwar nicht, 
aber ich stimme zu!) 

- Auch die große Koalition wird heiße Nächte haben. 

Eine vorgezogene Schuleingangsuntersuchung zieht 
Kosten nach sich - das will ich nicht verschweigen -, 
denn der Ausgleich des festgestellten Defizits verur-
sacht aufgrund der Folgemaßnahmen natürlich Kos-
ten. Dies wird sich aber schon kurzfristig rentieren, 
denn in der Schule wird es durch zuvor gelerntes 
Sozialverhalten und durch die vorhandene Sprach-
kompetenz der Kinder mit Sicherheit zu erheblichen 
Entlastungen kommen. Ich bitte Sie deshalb, unserem 
Antrag zuzustimmen. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und FDP) 

Vizepräsidentin Ingrid Franzen: 

Ich danke der Abgeordneten Heinold. - Für die CDU-
Fraktion hat die Frau Abgeordnete Susanne Herold 
das Wort. 

Susanne Herold [CDU]: 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Verehrte 
Abgeordnete von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, in 
meiner ersten Landtagssitzung im Mai habe ich mich 
mehrfach über die inhaltliche Qualität Ihrer Anträge 
wundern dürfen. Ich freue mich daher über die 
Drucksache 16/124 und möchte Ihnen zu dieser herz-
lich gratulieren. Dieser Antrag hat Substanz und ist 
auch von seiner Begründung her schlüssig. Es ist toll, 
dass Sie den gelungenen Koalitionsvertrag von CDU 
und SPD zu Rate gezogen haben, um sinnmachende 
Anträge zu formulieren. 

(Beifall bei der CDU) 

Erlauben Sie mir folgendes Zitat aus dem Koalitions-
vertrag: 

„Ein erfolgreicher Schulstart setzt ausrei-
chende Deutschkenntnisse voraus. Um dies 
sicherzustellen, wird die Schuleingangsun-
tersuchung spätestens auf das vierte Quartal 
des Kalenderjahres vor der Einschulung vor-
gezogen.“ 

Ferner heißt es: 

„Erforderlichenfalls werden in diesem Rah-
men Sprachstandsuntersuchungen und ge-
zielte Sprachfördermaßnahmen durchgeführt. 
Dies gilt insbesondere für Kinder, die keine 
Kindertageseinrichtungen besuchen, und für 
Kinder mit Migrationshintergrund.“ 

Meine Damen und Herren von BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN, Sie sehen, gemeinsam kommen wir schon 
auf einen grünen Zweig. Gemeinsam werden wir die 
Bildungschancen unserer Kinder verbessern. 

(Vereinzelter Beifall bei CDU und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN) 

Ich danke Ihnen, dass Sie sich so viel Mühe geben, 
uns in der Arbeit der großen Koalition zu unterstüt-
zen. 

(Vereinzelter Beifall bei der CDU - Monika 
Heinold [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Ja, 
wo es richtig ist!) 

Der Bildungsauftrag der Kindertagesstätten wird noch 
in diesem Jahr gesetzlich konkretisiert. Laut Koaliti-
onsvertrag kommt der Förderung von Sprache und 
Motorik, der Hinführung zur Schrift und zu mathema-
tischen, naturwissenschaftlichen und technischen 
Erscheinungsformen eine besondere Bedeutung zu. 
Dazu wird bindend die Qualität der Erzieherinnen- 
und Erzieherausbildung verbessert werden. In jeder 
Einrichtung wird zukünftig mindestens eine qualifi-
zierte Fachkraft in Fragen der Sprachförderung etab-
liert werden. Gerade in Bezug auf die Festlegung 
neuer Bildungsstandards, gekoppelt mit grundle-
genden strukturellen Veränderungen, ist es mehr als 
sinnvoll, gemeinsam mit allen Beteiligten neue Wege 
der Bildung bereits im Kindergarten zu beschreiten. 
Doch dieser Prozess, so er denn durchdacht und 
strukturiert ausgearbeitet werden soll, braucht Zeit. 

Ich halte es daher für nicht angemessen, die Landes-
regierung zeitlich derart unter Druck zu setzen, hat 
doch die Vergangenheit bewiesen, dass Schnellschüs-
se im Bildungsbereich eher ins bildungspolitische 
Chaos als zu qualitativen Verbesserungen und Chan-
cengleichheit für unsere Kinder geführt haben. 

Das Phänomen der auffälligen Sprachstörungen ist 
nicht allein bei Kindern aus sozial benachteiligten 
sowie Migrationsfamilien festzustellen. Das ist alar-
mierend. Mehr und mehr deutschsprachige Kinder 
aus ganz normalen Familienverhältnissen weisen 
ebenfalls gravierende Sprachmängel auf. Diese beste-
henden Defizite müssen und werden auch mit den 
neuen gesetzlichen Vorgaben zur Schuleingangsun-
tersuchung und den nötigen Sprachfördermaßnahmen 
beseitigt werden. Wir müssen den Übergang in die 
Grundschule für alle Kinder qualitativ gleichwertig 
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gewährleisten, um bessere, leistungsbezogene Ergeb-
nisse bei der Bildung unserer Kinder zu erzielen. 
Packen wir es an! Ich beantrage für die CDU-
Landtagsgfraktion die Überweisung des Antrages an 
den Bildungsausschuss. 

(Beifall bei CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und SSW) 

Vizepräsidentin Ingrid Franzen: 

Ich danke der Frau Abgeordneten Herold. - Für die 
SPD-Fraktion erteile ich Herrn Abgeordneten Detlef 
Buder das Wort. Es ist seine erste Rede, die ich Ihrer 
geschätzten Aufmerksamkeit empfehle. 

Detlef Buder [SPD]: 

Eine Jungfernrede in meinem Alter - das mag viel-
leicht mit meinem Sternzeichen Jungfrau zusammen-
hängen. Insofern passt es vielleicht zusammen. 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Meine 
erste Bemerkung richtet sich an den Kollegen Klug. 
Sie haben vorhin eine Verbindung zwischen Schul-
tern und Stehen hergestellt. Ich würde es so formulie-
ren: Diese Koalition steht auf großen Füßen und trägt 
mit starken Schultern. Man steht schließlich nicht auf 
den Schultern. Weil das so ist, sollten wir uns jetzt 
mit denjenigen auseinander setzen, die sich erst ent-
wickeln. Wir sollten diesen unsere Aufmerksamkeit 
zuteil werden lassen, denn erst Lernen macht groß 
und stark. Daraus haben wir unsere Erkenntnisse zu 
ziehen. Denn der Übergang vom Kindergarten in die 
Schule ist einer der wichtigsten Lebensabschnitte von 
jungen Leuten. Wenn dieser Übergang mit dem Erle-
ben von Misserfolg verbunden ist und mit Scheitern 
einhergeht, werden dadurch für die Biografien dieser 
jungen Menschen Weichen gestellt. Die Folgen dar-
aus können wir dann in ihrem Scheitern im späteren 
Leben, im späteren Schulleben verfolgen. Deshalb 
müssen wir uns auch nicht darüber streiten, dass wir 
der Vorbereitung auf die Einschulung noch mehr 
Aufmerksamkeit widmen müssen als in der Vergan-
genheit. 

In derselben ersten Grundschulklasse treffen im 
Schnitt 21 bis 23 Kinder aufeinander, die bereits von 
sehr unterschiedlichen Lebenserfahrungen geprägt 
sind. Sie kommen aus allen sozialen Schichten. Viele 
von ihnen haben jahrelang im Kindergarten Erfahrun-
gen im Zusammenleben und Zusammenlernen mit 
Gleichaltrigen gesammelt, während viele andere diese 
Erfahrungen noch nicht machen konnten - aus wel-
chen Gründen auch immer. In der Regel ist die Mehr-
zahl in Familien mit deutscher Muttersprache aufge-
wachsen, viele Schüler kommen allerdings auch aus 
Familien mit Migrationshintergrund oder aus ande-

ren Kulturkreisen und wollen mit anderen Kindern 
zusammen die Schule besuchen. Von ihnen wiederum 
sprechen viele zu Hause ausschließlich die Mutter-
sprache und haben deshalb im sprachlichen Bereich 
große Schwierigkeiten. Selbst bei ähnlichen Rahmen-
bedingungen entwickeln sich Kinder außerdem - das 
wissen wir alle - geistig, seelisch, körperlich und 
sozial unterschiedlich und unterschiedlich schnell. Es 
wäre daher zu spät, wenn man es nur den Grundschul-
lehrerinnen und Grundschullehrern in der erste Klasse 
überließe, aus dieser Vielfalt das Beste zu machen. 

Die optimale Lösung, die ich mir pädagogisch vor-
stellen könnte, wäre es wahrscheinlich, wenn wir eine 
mindestens zweijährige Kindergartenpflicht mit 
derselben Verbindlichkeit wie die Schulpflicht durch-
setzen könnten. 

(Beifall bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und des Abgeordneten Holger Astrup [SPD]) 

Aber es ist unredlich, diese Perspektive mittelfristig 
in den Raum zu stellen, weil wir uns alle darüber im 
Klaren sind, dass weder die kommunalen oder die 
privaten Träger von Kindertagesstätten noch das Land 
die Mittel zur Umsetzung zu einer solchen Pflicht 
haben. Das ist einfach so und das haben wir hier zur 
Kenntnis zu nehmen. 

Es besteht also Einigkeit zwischen der Koalition und 
der antragstellenden Fraktion von BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN, dass die Schuleingangsuntersuchungen 
vorgezogen werden sollten. Das ist unstrittig. Der 
Koalitionsvertrag zwischen CDU und SPD sieht vor, 
sie spätestens auf das vierte Quartal des Kalenderjah-
res vor der Einschulung vorzuziehen. Ich habe hier 
die Bibel, den Vertrag, mitgebracht, in der wir das 
festgeschrieben haben. Jedermann sollte sich dieses 
Werk durchlesen, dann ersparen wir uns in Zukunft 
viele Argumente. Dies würde bei einem Schuljahres-
beginn Anfang/Mitte August einen Abstand von rund 
acht Monaten ergeben. 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN erinnern uns jetzt dar-
an, dass wir in dem nicht zum Tragen gekommenen 
Koalitionsvertrag zwischen ihnen und der SPD for-
muliert hatten, wir würden ein Vorziehen der Schul-
eingangsuntersuchung auf ein Jahr anstreben. Das ist 
natürlich das Ergebnis der alten Mächte gewesen, wie 
wir vorhin gehört haben. Diese Jahresfrist war die 
Philosophie der Grünen, nicht ursprünglich die der 
SPD. Das ist so. Denn aus dem, was ich zu den unter-
schiedlichen Entwicklungszyklen von Kindern gesagt 
habe, ergibt sich auch, dass das Prinzip, je früher die 
Untersuchung stattfindet, um so besser ist es, sich in 
der Realität so nicht abbildet. Ein Jahr ist im Leben 
eines Erwachsenen eine verhältnismäßig kurze Span-
ne. Ein Jahr ist im Leben eines Kindes, eines Heran-
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wachsenden, eine halbe Ewigkeit und eine sehr lange 
Spanne. Ein zu großer Abstand zwischen dem Termin 
der Schuleingangsuntersuchung und der Einschulung 
wird der Möglichkeit nicht gerecht, dass sich gerade 
in diesem letzten Jahr im großen Tempo Entwicklun-
gen des Kindes anbahnen. Mit Recht weist die Be-
gründung des Antrages darauf hin, dass gerade die 
Kinder, die in ihren Familien und ihrem sozialen 
Umfeld von ihren Eltern zu wenig gefördert werden, 
nicht in der Kindertagesstätte angemeldet werden und 
daher besonderer Förderung bedürfen. 

Um einem Missverständnis vorzubeugen: Kinder mit 
Sprachdefiziten stammen nicht immer nur aus 
Migrantenfamilien. 

(Monika Heinold [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das wissen wir doch!) 

Es gibt leider auch viele deutsche Eltern, die oft aus 
ihrer sozialen und wirtschaftlichen Situation heraus 
ihren Kindern zu wenig Förderung zukommen lassen, 
gerade in sprachlicher Hinsicht. 

Vizepräsidentin Ingrid Franzen: 

Kommen Sie bitte zum Schluss. 

Detlef Buder [SPD]: 

Es darf nicht so sein, dass für diese Kinder Diskussi-
onen über Details der Rechtschreibreform schon des-
halb gegenstandslos sind, weil sie sie überhaupt nicht 
nachvollziehen können. 

All das muss durch eine frühzeitige Förderung beho-
ben werden und deshalb sind wir dafür, diesen Antrag 
von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zur intensiven 
Diskussion an den Bildungsausschuss zu überweisen. 

(Beifall) 

Vizepräsidentin Ingrid Franzen: 

Ich danke dem Abgeordneten Buder. - Das Wort für 
die FDP-Fraktion erteile ich Herrn Abgeordneten 
Dr. Ekkehard Klug. 

Dr. Ekkehard Klug [FDP]: 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Mit der 
Überweisung an den Bildungsausschuss sind wir 
selbstverständlich einverstanden. 

In der Sache begrüßen wir das, was die Grünen in 
ihrem Antrag zur Abstimmung gestellt haben. Es ist 
in der Sache vollkommen richtig, eine frühere Schul-
eingangsuntersuchung in Zukunft mit dem Ziel vor-
zusehen, dann basierend auf den Ergebnissen För-
dermaßnahmen zielgerichtet und so wirksam wie 

möglich vorzusehen. Solche Angebote plant im Übri-
gen auch die Landesregierung. Ich verweise auf das, 
was Ministerin Erdsiek-Rave kürzlich, nämlich am 
28. Mai 2005, in einem Interview in den „Kieler 
Nachrichten“ gesagt hat, nämlich die Landesregie-
rung werde Millionen in die vorschulische Sprachför-
derung investieren. Vielleicht bietet die Ausschussbe-
ratung dann auch Gelegenheit, hier schon einmal grob 
über das sprechen zu können, was die Regierung 
konkret für die Zukunft in diesem Bereich vorgesehen 
hat. 

(Beifall bei FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SSW) 

Ganz allgemein ist natürlich das Anliegen, eine mög-
lichst frühe Förderung auch über das Instrument der 
möglichst frühen Schuleingangsuntersuchung vor-
zusehen und das mit entsprechenden Förderangebote 
zu verbinden. Das ist eine Entwicklung, die bundes-
weit läuft. In Rheinland-Pfalz hat die sozialliberale 
Landesregierung soeben einen Gesetzentwurf zur 
frühen Förderung von Kindern in das dortige Lan-
desparlament eingebracht, in dem dies Gegenstand 
der geplanten Änderungen ist, im Übrigen verbunden 
mit einem - wie ich finde - sehr beachtlichen weiteren 
Fortschritt, nämlich der Einführung eines beitrags-
freien letzten Kindergartenjahres. Da kann man wirk-
lich neidisch werden, wenn man sieht, was sich die 
Rheinland-Pfälzer leisten können. Offensichtlich 
haben die dort in den letzten Jahren besser gewirt-
schaftet als Rot-Grün in Schleswig-Holstein, sodass 
sie das auch finanzieren können. 

(Beifall bei der FDP) 

Vielleicht auch noch eine weitere Frage, die man im 
Ausschuss erörtern kann beziehungsweise von der 
Sachzuständigkeit her dann in einem anderen Aus-
schuss, nämlich im Sozialausschuss, der für das The-
ma Gesundheit zuständig ist - ich möchte das hier 
einmal ansprechen -: Ich habe just in diesen Tagen, in 
denen die beiden großen Fraktionen - möglicherweise 
auch in heißen Nächten; das weiß ich nicht, da müss-
ten wir einmal Claus Ehlers und Konrad Nabel fra-
gen - 

(Beifall der Abgeordneten Monika Heinold 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

über ihren Koalitionsvertrag debattiert haben, eine 
„dpa“-Meldung vorgefunden, und zwar eine Mel-
dung, die eine Erklärung des Bundesverbandes der 
Kinder- und Jugendärzte wiedergibt. Sie bezieht sich 
auf einen neuen Bemessungsmaßstab der Kassenärzt-
lichen Bundesvereinigung und der gesetzlichen Kran-
kenkassen. Danach - so wird hier jedenfalls von 
„dpa“ berichtet - würden apparative Hörtests für Kin-



Schleswig-Holsteinischer Landtag (16. WP) - 6. Sitzung - Mittwoch, 15. Juni 2005 311 

(Dr. Ekkehard Klug) 

 

der- und Jugendarztpraxen unmöglich gemacht - Zi-
tat: „Ohne Hörtest dürfen Kinder- und Jugendärzte 
aber auch keine Sprachheilbehandlung verordnen.“ 
Und dann wurde daraus die Warnung oder die Sorge 
abgeleitet, dass Kinder mit gesetzlicher Krankenver-
sicherung in Zukunft, weil man die entsprechenden 
Probleme nicht rechtzeitig erkennt, vielleicht nicht 
die Förderung erhalten können und werden, die ei-
gentlich notwendig wäre. Es wird dann hier auch 
thematisiert, dass das gerade die Kinder betrifft, die 
aus sozial schwächeren Familien stammen. Ich denke, 
diese Problematik sollte man - weil das einfach zum 
Gesamtkomplex mit dazugehört - auch in die Diskus-
sion, in die Beratung mit einbeziehen. 

Ich denke, wenn man in diesem Bereich durch Ände-
rungen der Krankenversicherung, der Gesundheits-
vorsorge Einschnitte macht, so ist das wirklich der 
schlechteste Weg, Einsparungen vorzunehmen. Denn 
dadurch werden im Zweifelsfall auch Fördermöglich-
keiten beeinträchtigt, die auch für die Gewährleistung 
der Lebenschancen von Kindern und Jugendlichen 
entscheidend und wichtig sind. 

(Beifall bei FDP und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Das wollte ich gern zum Schluss noch anmerken. 
Alles Weitere sollten wir uns im Einzelnen in der 
Diskussion im Ausschuss noch einmal anschauen. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsidentin Ingrid Franzen: 

Vielen Dank, Herr Dr. Klug. - Für die Abgeordneten 
des SSW im Landtag erteile ich Frau Abgeordneter 
Anke Spoorendonk das Wort. 

Anke Spoorendonk [SSW]: 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Liebe Kollegin Herold, inhaltlich stimme ich Ihren 
Ausführungen völlig zu. Eine Bemerkung kann ich 
mir aber nicht verkneifen. 

Seitdem ich diesem hohen Haus angehöre, gehört es 
wirklich zu meinen grundlegenden Erfahrungen, dass 
bei der Formulierung von Anträgen, unabhängig von 
der Größe der Fraktion, immer nur mit Wasser ge-
kocht wird. Darum sage ich ganz freundlich: Man 
trifft sich bei der Formulierung von Anträgen stets 
mehrfach. - Dies vorweg. 

Im September letzten Jahres ging durch die Presse, 
dass der Kreis Bad Segeberg auf die obligatorische 
Schuleingangsuntersuchung durch Kreisärzte verzich-
ten will. Stattdessen sollen die Hausärzte der Kinder 
bei der U 9-Untersuchung, also bei der neunten dieser 

Reihenuntersuchungen - dann sind die Kinder fünf bis 
fünfeinhalb Jahre alt -, auch gleich die Schultauglich-
keit mit bewerten. 

Wenn das im wahrsten Sinne des Wortes Schule 
macht, sind wir von den Forderungen des Antrags der 
grünen Kollegen und des Koalitionsvertrages mei-
lenweit entfernt. Dann müssen wir uns bemühen, die 
derzeitigen Standards zu halten. Von einer Verbesse-
rung kann dann überhaupt keine Rede mehr sein. 

Ein anderes Beispiel. Die Zusammenarbeit zwischen 
Dansk Skoleforening und dem Dänischen Gesund-
heitsdienst ist so geartet, dass Kinder der dänischen 
Einrichtungen kontinuierlich beobachtet und betreut 
werden. Daher gibt es kaum Kinder, die eine Extra-
runde drehen müssen, weil sie entweder sozial, 
gesundheitlich oder von ihren Sprachfähigkeiten her 
nicht in der Lage sind, den Anforderungen der Schule 
standzuhalten. Das ist in der öffentlichen Schule im-
mer noch ganz anders. Fast jeder siebte Junge und 
jedes vierzehnte Mädchen erreicht im schulpflichti-
gen Alter nicht die Mindeststandards. Den Eltern der 
Kinder wird nach der Schuleingangsuntersuchung 
empfohlen, ihr Kind noch ein Jahr zurückzustellen. 
Tatsächlich wurden im Jahre 2003 5,3 % der Kinder 
zurückgestellt. 

Woran liegt das? Kinder durchlaufen in den ersten 
Lebensjahren eine ungeheure Entwicklung. Das wis-
sen wir alle. Sie lernen, sich auszudrücken und sozial 
einzuordnen. Die Eltern können in diesem Prozess 
von erfahrenen Pädagogen unterstützt werden. 

Auch dazu möchte ich nur ein Beispiel nennen: Wird 
eine Hörstörung bei einem Kind frühzeitig erkannt 
und behoben, besteht gar keine Gefahr der Entwick-
lungsverzögerung. Wenn aber erst der Amtsarzt im 
sechsten Lebensjahr diagnostiziert, dass der kom-
mende ABC-Schütze nur deshalb so in sich gekehrt 
ist, weil er den Gesprächen nicht folgen kann, so  ist 
wirklich eine Chance - und man kann sagen: auch 
eine Lebenschance - vertan. 

(Beifall bei SSW, FDP und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN) 

Damit will ich den Kinderärzten nicht unterstellen, 
dass sie solche Störungen bei den Reihenuntersu-
chungen nicht entdecken. Aber es gibt genug Kinder, 
die nicht an den regelmäßigen Untersuchungen teil-
nehmen. Bei Kindern, die darüber hinaus keinen Kin-
dergarten besuchen, fallen die Eltern dann aus allen 
Wolken. 

8,2 % aller Kinder besuchten laut der letzten Erhe-
bung keinen Kindergarten, bevor sie zur Schule ka-
men. Würde man ein kostenloses Pflichtkindergarten-
jahr einführen - Rheinland-Pfalz lässt grüßen -, wür-
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den wir diese Quote noch weiter drücken können und 
hätten damit die Möglichkeit der Früherkennung so-
zialer und gesundheitlicher Probleme. 

Der SSW unterstützt alle Bemühungen, die zur 
Chancengleichheit beitragen. Wir unterstützen auch, 
dass die verpflichtende Schuleingangsuntersuchung 
jetzt bereits im fünften Lebensjahr durchgeführt wer-
den soll. Aber das kann nur ein kleiner Baustein sein. 
Eine nachhaltige frühkindliche Förderung ist ohne 
professionelle Ausbildung, kleine Gruppengrößen 
und individuelle Fördermöglichkeiten nicht möglich. 
Ich denke, das dürfen wir bei dieser Diskussion auch 
nicht aus den Augen verlieren. 

(Beifall bei SSW, FDP und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Ingrid Franzen: 

Ich danke der Abgeordneten Spoorendonk. - Für die 
Landesregierung erteile ich der Bildungsministerin, 
Frau Erdsiek-Rave, das Wort. 

Ute Erdsiek-Rave, Ministerin für Bildung und Frau-
en: 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Das, 
was in der Debatte soeben angesprochen worden ist, 
ist ein weites Feld. Der Antrag bezieht sich allerdings 
auf die vorgezogene Schuleingangsuntersuchung 
und auf die vorgezogene Sprachförderung. Darauf 
will ich mich in der Kürze der Zeit mit ein paar Aus-
führungen beschränken. 

Ich finde - das muss man in Bezug auf diejenigen, die 
das in den letzten Jahren geleistet haben, anerken-
nen -, unter der Überschrift „Erfolgreich starten“ ist 
wirklich schon vieles auf den Weg gebracht worden. 
Das integrierte Sprachförderkonzept aus Schleswig-
Holstein ist ein bundesweit nachgefragtes. Die 
Fachleute, die damit beschäftigt sind, werden bun-
desweit eingeladen, um darüber zu berichten. Zu 
diesem Sprachförderkonzept gehören die Bausteine 
Sprachförderung in der Kita, Sprachstandeinschät-
zung vor der Einschulung, vorgezogene schwer-
punktmäßige Sprachintensivförderung mit dem Kür-
zel SPRINT - allerdings nur in sozialen Brenn-
punkten -, Sprachförderung von Kindern mit Mi-
grationshintergrund und Qualifizierungsmaßnahmen 
für Erzieherinnen und Erzieher. 

Die Grundlagen sind also gelegt. Jetzt geht es um 
Weiterentwicklung und deutlichen Ausbau. 

Die Regierungsparteien haben sich in der Koalitions-
vereinbarung - das ist sogar wörtlich vorgelesen wor-
den; deswegen kann ich mich hier beschränken - auf 
Verabredungen verständigt, die einen deutlichen 

Sprung nach vorn ermöglichen, weil in Zukunft er-
heblich mehr Mittel zur Verfügung gestellt werden 
sollen. 

(Beifall der Abgeordneten Sylvia Eisenberg 
[CDU]) 

Ich werfe nicht mit Millionenbeträgen um mich. Das 
fände ich derzeit auch unpassend. Aber Sie können 
sich darauf verlassen, dass wir Erhebliches verabre-
den wollen. 

Wichtige Vorarbeiten zur Ausweitung der bisherigen 
Maßnahmen sind also bereits geleistet worden. Die 
nächsten Schritte wird es im Herbst dieses Jahres und 
im kommenden Jahr geben. Im vergangenen Jahr hat 
übrigens der Landtag mit der Änderung des Landes-
meldegesetzes zugleich auch das Schulgesetz geän-
dert, wenn ich mich richtig erinnere, mit allseitiger 
Zustimmung in diesem Hause. Seitdem stellen die 
Meldebehörden in ganz Schleswig-Holstein den zu-
ständigen Schulen im vierten Quartal, spätestens zum 
15. Oktober, die Daten der Kinder zur Verfügung, die 
im darauf folgenden Jahr schulpflichtig werden. Das 
heißt, alle Schulen des Landes verfügen zum Ende 
der Herbstferien über die notwendigen Daten und 
sollen dann die Schulanmeldung veranlassen. Das 
war eine wichtige Voraussetzung für die weitere 
Entwicklung. 

Meine Damen und Herren, ich werde nach der Som-
merpause das Konzept vorstellen, wie wir die Vorar-
beiten in den Kindertagesstätten und Schulen des 
Landes flächendeckend zu einem verlässlichen Sys-
tem der Sprachförderung ausbauen werden. Für das 
kommende Jahr ist bereits eine deutliche Ausweitung 
und für das dann laufende Kindergarten- und Schul-
jahr 2006/07 ist der Endausbau geplant. Dabei sind 
unterschiedliche Wege notwendig, je nachdem, ob 
Kinder eine Kindertageseinrichtung besuchen oder 
nicht. Besonders Letzte gehören natürlich zu der 
Gruppe, der wir uns besonders intensiv zuwenden 
müssen. 

Ich spreche nicht von einer Problemgruppe, denn 
Kinder mit Migrationshintergrund sind nicht per se 
eine Problemgruppe. 

(Beifall bei FDP und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Sie können ja schon eine Sprache. Sie sollen eine 
zweite dazulernen. Das ist das Problem und nicht die 
Kinder selbst. 

Ziel ist es, allen Kindern, die Probleme bei der Be-
herrschung der deutschen Sprache haben - vielleicht 
formulieren wir es am besten so -, die einen erfolgrei-
chen Schulstart erschweren, zu helfen, sie zu fördern, 
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ihnen in den Kindertagesstätten und Schulen rechtzei-
tig vor Schulstart die notwendige Förderung zukom-
men zu lassen. Für das Angebot, das wir diesbezüg-
lich entwickeln wollen, wird das Land erhebliche 
Mittel in die Hand nehmen. 

Um die Professionalität der Diagnose einerseits und 
die Förderung andererseits abzusichern, wollen und 
müssen wir die Erfahrungen und die besonderen 
Kompetenzen der speziell geschulten Fachkräfte nut-
zen. Das kann nicht jeder einfach aus dem Handge-
lenk. Wir müssen die Kompetenz speziell geschulter 
Fachkräfte der Förderzentren, der Sprachheilkräfte, 
insbesondere der Lehrkräfte für Deutsch als zweite 
Sprache nutzen. 

Vielleicht kann man, wenn man das noch einmal 
verallgemeinern will, sagen: Unser vorrangiges Ziel 
muss es sein, dass alle Kinder spätestens ab dem drit-
ten Lebensjahr eine Kindertageseinrichtung besuchen, 
um über den Bildungsauftrag der Kitas eine ganzheit-
liche Entwicklung und eine gute Vorbereitung auf die 
Schule zu erfahren. 

Übrigens, Frau Spoorendonk: Nach unseren Einschät-
zungen sind es nicht 8 % der Kinder, sondern circa 
5 %, die in Schleswig-Holstein keine Kindertagesein-
richtung besuchen. Aber natürlich konzentrieren sich 
gerade bei diesen 5 % die dargestellten Probleme. Die 

Kitas haben bei der Sprachförderung auch bisher 
schon gute Arbeit geleistet. Wir haben dazu als Land 
durch Unterstützung der Fortbildung der Erzieherin-
nen beigetragen. Auch das soll und muss deutlich 
ausgebaut werden, damit gute Grundlagen für die 
eben hier beschriebenen Ziele gelegt werden. 

(Beifall im ganzen Haus) 

Vizepräsidentin Ingrid Franzen: 

Ich danke der Ministerin. - Weitere Wortmeldungen 
liegen mir nicht vor. 

Es ist beantragt worden, den Antrag federführend an 
den Bildungsausschuss und mitberatend an den Sozi-
alausschuss zu überweisen. Wer dem zustimmen will, 
den bitte ich um das Handzeichen. - Gegenprobe! - 
Stimmenthaltungen? - Das ist einstimmig so be-
schlossen. 

Meine Damen und Herren, weitere Tagesordnungs-
punkte sollen heute nicht mehr behandelt werden. Wir 
setzen die Beratungen morgen um 10 Uhr mit dem 
Tagesordnungspunkt 14 fort. Ich wünsche Ihnen ei-
nen schönen Abend. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

Schluss: 17:41 Uhr 
 


